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Zum Inhalt:  
Kredit‐ und Finanzdienstleistungsinstitute haben aufgrund ihrer besonde-
ren Geschäftstätigkeit und ihrer Sonderstellung in der Volkswirtschaft 
Vorschriften für die externe handelsrechtliche Rechnungslegung anzu-
wenden, die sich von den Vorschriften für Unternehmen anderer Bran-
chen in vielen Bereichen unterscheiden. Die wesentlichen institutsspezi-
fischen Vorschriften sind in den §§ 340–340o HGB sowie in der Verord-
nung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute und Finanzdienstleis-
tungsinstitute (RechKredV) verankert. 

Dieses Handbuch setzt sich mit den handelsrechtlichen Rechnungsle-
gungsvorschriften für Kredit‐ und Finanzdienstleistungsinstitute einer-
seits und mit entsprechenden IFRS-Vorschriften andererseits auseinan-
der. Neben den durch das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) 
vorgenommenen Veränderungen des HGB finden insbesondere auch die 
Änderungen des HGB durch das Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz 
(BilRUG) Berücksichtigung. Ausführlich dargestellt wird zudem die Be-
wertung von Finanzinstrumenten nach dem neuen IFRS 9, der ab dem 
Jahr 2018 anzuwenden ist. 

Aus dem Inhalt: 

• Grundlagen des externen Rechnungswesens von Kreditinstituten und 
Finanzdienstleistungsinstituten 

• Ausweis in der Bilanz sowie in der Erfolgsrechnung 
• Bewertung im Jahresabschluss 
• Inhalt von Anhang und Lagebericht 
• Besonderheiten der Konzernrechnungslegung von Kreditinstituten, Fi-

nanzdienstleistungsinstituten und Finanzholdings 
• Prüfung und Offenlegung des Jahresabschlusses einschließlich der 

Sanktionen im Bereich der Rechnungslegung 
• Jahresabschlusspolitik der Kredit‐ und Finanzdienstleistungsinstitute 
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Vorwort zur dritten Auflage

Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute haben – nicht nur in Deutsch-
land – aufgrund ihrer besonderen Geschäftstätigkeit und ihrer Sonderstellung in 
der Volkswirtschaft Vorschriften für die externe handelsrechtliche Rechnungslegung 
anzuwenden, die sich von den Vorschriften für Unternehmen anderer Branchen (teil-
weise deutlich) unterscheiden. Die wesentlichen institutsspezifischen Vorschriften 
sind in den §§ 340–340o HGB sowie in der Verordnung über die Rechnungslegung 
der Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute (RechKredV) verankert. Dem-
gegenüber kennen die International Financial Reporting Standards (IFRS) keine 
institutsspezifischen Rechnungslegungsnormen.

Das hier in der dritten Auflage vorgelegte Lehr- und Handbuch setzt sich mit den 
handelsrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften für Kredit- und Finanzdienstleis-
tungsinstitute einerseits und mit entsprechenden IFRS-Vorschriften andererseits 
auseinander. Dabei werden die Begriffe „Kreditinstitut“ und „Bank“ synonym ver-
wendet. Soweit sowohl von Kreditinstituten als auch von Finanzdienstleistungs-
instituten die Rede ist, wird von „Instituten“ gesprochen.

Die in der RechKredV enthaltenen Formblätter für die Bilanz und die Gewinn- und 
Verlustrechnung (Letztere in Konto- und in Staffelform) betreffen Universalkre-
ditinstitute; in einer Vielzahl von Fußnoten zu diesen Formblättern werden jedoch 
Besonderheiten von Kreditinstituten mit besonderen Geschäftsbereichen und in 
besonderer Rechtsform, aber auch von Finanzdienstleistungsinstituten, berücksich-
tigt. Um dem Leser die Mühe der Berücksichtigung der jeweils in Frage kommenden 
Fußnoten zu ersparen, findet er sowohl unter www.vahlen.de als auch unter www.
bank.uni-saarland.de nicht nur die in der RechKredV enthaltenen Formblätter für 
Universalkreditinstitute, sondern auch alle sich aus der Berücksichtigung der Fuß-
noten zu diesen Formblättern ergebenden Formblätter für 

•• Pfandbriefbanken,

•• Bausparkassen,

•• Kreditgenossenschaften – insbesondere mit Warengeschäft – und genossenschaft-
liche Zentralbanken in genossenschaftlicher Rechtsform,
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Vorwort zur dritten AuflageVI

•• genossenschaftliche Zentralbanken, die nicht eingetragene Genossenschaften sind,

•• Finanzdienstleistungsinstitute sowie Kreditinstitute, sofern Letztere Skontroführer 
und nicht CRR-Kreditinstitute sind, und

•• Finanzdienstleistungsinstitute, die das Finanzierungsleasing gemäß § 1 Abs. 1a 
Nr. 10 KWG betreiben.

Die von den Kreditinstituten und Finanzdienstleistungsinstituten betriebenen Ge-
schäfte, aber auch die von ihnen zu beachtenden Vorschriften sind ständigen Ver-
änderungen unterworfen. Wer sich mit diesem Bereich unserer Wirtschaft ausein-
andersetzt, wird deswegen nie damit rechnen können, dass die Geschäfte und der 
bei ihrer Vornahme zu berücksichtigende rechtliche Rahmen zukünftig unverändert 
bleiben werden. Aus diesen Gründen erfolgte in der dritten Auflage eine umfassende 
inhaltliche Überarbeitung des Buches. Gleichzeitig wurde die dritte Auflage formal 
völlig neu gestaltet. Während in der zweiten Auflage die zahlreichen durch das 
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) vom 25. Mai 2009 vorgenommenen 
Veränderungen des Handelsgesetzbuches zu erfassen waren, wurden in der dritten 
Auflage insbesondere die durch das Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz (BilRUG) 
vom 17. Juli 2015 und das CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz vom 11. April 2017 
hervorgerufenen Veränderungen des Handelsgesetzbuches berücksichtigt. Darüber 
hinaus haben die Bestimmungen des neu gefassten IFRS 9, die ab dem 1. Januar 2018 
verpflichtend anzuwenden sind, Eingang in die dritte Auflage des Buches gefunden.

Die in der dritten Auflage des Buches vorgenommenen Erweiterungen und Über-
arbeitungen betreffen vor allem die folgenden Bereiche:

•• die Bilanzierung und Bewertung der Finanzinstrumente des Handelsbestands,

•• die bilanzielle Behandlung von Wertpapierleihgeschäften,

•• die analytische Aufbereitung der Gewinn- und Verlustrechnung eines Kredit-
instituts,

•• die Bewertung von Forderungen und Wertpapieren,

•• die verlustfreie Bewertung von zinsbezogenen Geschäften des Bankbuchs,

•• die Bewertungseinheiten nach § 254 HGB,

•• die Währungsumrechnung nach § 256a HGB i. V. m. § 340h HGB,

•• die aktiven und passiven latenten Steuern,

•• die bilanzielle Behandlung der Bankenabgabe sowie negativer Zinsen, 

•• die Bewertung von Finanzinstrumenten nach IFRS 9,

•• das hedge accounting nach IFRS 9,

•• die Gesamtergebnisrechnung nach IFRS,

•• den Anhang nach HGB und IFRS,

•• den Lagebericht nach HGB (hier insbesondere den Prognose-, Chancen- und Risi-
kobericht sowie die nicht finanzielle Erklärung) sowie

•• die den Jahresabschluss betreffenden Prüfungs- und Offenlegungsvorschriften.

Die dritte Auflage dieses Buches basiert auf dem Rechtsstand Ende April 2017. Das 
Buch eignet sich einerseits für Lehrende und Lernende an Universitäten, Fachhoch-
schulen, Dualen Hochschulen und Akademien, andererseits aber auch für die im 
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externen Rechnungswesen der Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute tätigen 
Praktiker (seien es die Jahresabschlussersteller, seien es die Prüfer der handelsrecht-
lichen Jahresabschlüsse bzw. der IFRS-Jahresabschlüsse) sowie für deren Ausbildung.

Für die von Zielstrebigkeit und fachlicher Kompetenz getragene inhaltliche Unter-
stützung bei der Überarbeitung großer Teile dieses Lehr- und Handbuchs bedanken 
wir uns zunächst sehr herzlich bei Herrn Diplom-Kaufmann Christian Kakuk. Ihm 
gebührt auch unser besonderer Dank für die nicht immer einfache Koordinierung 
der Überarbeitungstätigkeiten für die Neuauflage dieses Buches. Für die inhaltliche 
Mitwirkung bei der Erstellung der dritten Auflage gilt des Weiteren unser besonde-
rer Dank Herrn Rafael Escher, M. Sc., Frau Privatdozentin Dr. Jessica Hastenteufel, Frau 
Diplom-Kauffrau Nina Kreis und Herrn Hannes Schuster, M. Sc. Unser großes Danke-
schön gilt zudem Frau Catherine Schroeder, Betriebswirtin (VWA), für ihren außeror-
dentlichen Einsatz bei der formalen Gestaltung dieses Buches. Herzlich bedanken 
möchten wir uns ferner bei Herrn Robin Blaß, M. Sc., und Frau Gabriela Reinstädtler, 
M.  Sc., für die Unterstützung im Umfeld der Publikation. Unser Dank gilt auch 
unseren derzeitigen und ehemaligen studentischen Mitarbeitern Frau Susen Berg, 
B. Sc., Herrn Julian Contes, M. Sc., Frau Patricia Czakova, B. Sc., Frau Julia Gimbel, B. Sc., 
Herrn Florian Lang, M. Sc. und Frau Tiffany Schmidt, B. Sc., die den Erstellungsprozess 
dieser dritten Auflage begleitet haben. Schließlich danken wir auch sehr herzlich den 
Lektoren des Verlags Franz Vahlen, Herrn Diplom-Kaufmann Thomas Ammon und Frau 
Dr. Barbara Schlösser, für die stets angenehme und vertrauensvolle Zusammenarbeit 
im Vorfeld der Publikation.

Selbstverständlich gehen alle in diesem Buch enthaltenen Fehler ausschließlich zu 
Lasten der Autoren. Den Lesern sind wir für Anregungen sowie für Verbesserungs-
vorschläge, die wir gerne berücksichtigen werden, dankbar.

 
Saarbrücken, im April 2017 Hartmut Bieg

 Gerd Waschbusch
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Vorwort zur zweiten Auflage (Auszug)

Das hier in der zweiten Auflage vorgelegte Lehr- und Handbuch hat eine umfassende 
Erläuterung der von Instituten zu beachtenden Normen für Einzel- und Konzern-
abschlüsse zum Ziel. Dabei werden die institutsspezifischen Einzelnormen nicht 
unbedingt nur im Sinne eines Kommentars analysiert; vielmehr werden sie vor allem 
vor dem Hintergrund bilanztheoretischer Erwägungen betrachtet und in diese ein-
gebettet. Deswegen werden zu Beginn die bilanztheoretischen Grundlagen erörtert. 
Die dort herausgearbeiteten Aufgaben des handelsrechtlichen Jahresabschlusses, die 
Zahlungsbemessungsaufgabe und die Informationsvermittlungsaufgabe, müssen 
sich an den unterschiedlichen Interessen der Jahresabschlussadressaten orientieren.

Die Regeln der Gewinnermittlung und der Gewinnverwendung dürfen sich nicht 
zum Schaden der Gläubiger und Eigentümer der Institute auswirken. Außerdem sol-
len insbesondere die unternehmensexternen Gläubiger und Eigentümer der Institute 
durch die Informationen des Jahresabschlusses in die Lage versetzt werden, eigenver-
antwortliche Entscheidungen hinsichtlich ihres finanziellen Engagements gegenüber 
dem rechnungslegenden Institut treffen zu können. Dies gilt sowohl hinsichtlich der 
Interpretation der bestehenden Regeln als auch für die Entwicklung neuer Regeln 
für die Abbildung neu entwickelter Geschäfte, wobei in diesem Buch ganz bewusst 
grundsätzlich nur institutstypische Jahresabschlussprobleme erörtert werden.

Bilanztheoretische Überlegungen sind auch anzustellen, wenn die angesichts der 
zunehmenden Internationalisierung der deutschen Rechnungslegung für Kredit- 
und Finanzdienstleistungsinstitute immer bedeutsamer werdenden International 
Financial Reporting Standards kritisch darzustellen sind.

Ein derartiges Buch entsteht weder in einem einzigen Schritt noch ist es das Werk 
eines Einzelnen. Es ist das Ergebnis der in nunmehr 24 Jahren an der Universität des 
Saarlandes gehaltenen Veranstaltungen. In meinen Vorlesungen und den von meinen 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern betreuten Übungen konnten 
viele Überlegungen zusammen mit den Studentinnen und Studenten, denen ich an 
dieser Stelle danke, überprüft, verbessert und präzisiert werden.

Mein herzlicher Dank gilt meinen derzeitigen und früheren wissenschaftlichen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern, die mit großem Engagement, hohem Arbeitseinsatz 
und vielen kritischen Beiträgen an dieser zweiten Auflage des Buches mitgewirkt 
haben, Herrn Diplom-Kaufmann Joachim Hauser, Herrn Diplom-Kaufmann Eric Huwer, 
Frau Dr. Anke Käufer (insbesondere im Bereich der IFRS), Frau Diplom-Handelslehrerin 
Julia Müller, Herrn Dr. Christian Schwarz (insbesondere im Bereich der Derivate), Herrn 
Dr. Guido Sopp, der für die nervenaufreibende Koordination verantwortlich war, und 
Herrn Dr. Marcus Zepp (insbesondere im Bereich des Lageberichts). Bei der Herstel-
lung eines druckfähigen Werks war mir Herr Dr. Guido Sopp eine unentbehrliche 
Hilfe; er meisterte diese Aufgabe mit Bravour, außerordentlichem Einsatz und nie 
erlahmendem Eifer in beispielhafter Weise; ihm gilt mein ganz besonderer Dank. 
Frau Ines Berwanger, M. A., hat mit vielen Vorschlägen sehr zur Vereinheitlichung der 

Vorwort zur zweiten Auflage (Auszug)

Vorwort zur zweiten Auflage (Auszug)



Vahlen Handbücher   – Bieg/Waschbusch – Bankbilanzierung nach HGB und IFRS (3. Auflage) – 
Hersteller: Frau Deuringer   Stand: 07.09.2017   Status: Imprimatur  Bearb.: Fr  Seite X

Vorwort zur zweiten Auflage (Auszug)X

Form des Textes und zur Verbesserung seiner Lesbarkeit beigetragen; ihr gilt mein 
herzlicher Dank.

Aus der großen Gruppe der wissenschaftlichen Hilfskräfte, die unterstützend mit-
gewirkt haben, möchte ich ausdrücklich danken: Frau Hanna Badawi, Frau Diplom-
Kauffrau Isabella Dörr, Herrn Thomas Jakobs, Frau Nina Kreis, Frau Nora Luxenburger, 
Herrn Sören Pippart, Frau Isabelle Schiestel, Herrn Diplom-Kaufmann Michael Scholz und 
Herrn Diplom-Kaufmann Peter Sossong.

Für die Mithilfe im Umfeld der Publikation gilt mein Dank Frau Silvia Comtesse 
genauso wie dem Lektor des Verlags Vahlen, Herrn Dennis Brunotte, für die vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit.

Dieses Buch ist die letzte Monographie, die ich noch während meiner aktiven Zeit 
als Inhaber des Lehrstuhls für Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, insbesondere 
Bankbetriebslehre, der Universität des Saarlandes veröffentliche. Es ist mir deswegen 
ein besonderes Bedürfnis, an dieser Stelle auch alle früheren wissenschaftlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu nennen, mit denen ich jeweils mehrere Jahre 
zusammenarbeiten durfte. Außer den bereits genannten Personen waren dies (in 
alphabetischer Reihenfolge): Herr Prof. Dr. Claus-Jörg Christian, Herr Prof. Dr. Chris-
topher Hossfeld, Herr Prof. Dr. Michael Jacob, Herr Diplom-Kaufmann Thomas Kern, Frau 
Dr. Susanne König-Schichtel, Herr Prof. Dr. Gregor Krämer, Frau Diplom-Kauffrau Esther 
Lehmberg, Frau Dr. Stefanie Meyer-Haberhauer, Herr Diplom-Kaufmann Andreas Nestel, 
Herr Dr. Peter Regnery, Herr Dr. Markus Rübel, Frau Dr. Maren Sievers, Herr Diplom-
Kaufmann Matthias Tull und Herr Prof. Dr. Gerd Waschbusch. Allen derzeitigen wie 
früheren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, meinen derzeitigen Sekretärinnen, 
Frau Silvia Comtesse und Frau Ulrike Schmidt, sowie meinen früheren Sekretärinnen, 
Frau Susanne Kirsch und Frau Renate Kolp, danke ich von ganzem Herzen für die gute, 
harmonische und wissenschaftlich ertragreiche Zusammenarbeit. Sie alle haben 
ganz wesentlich dazu beigetragen, dass ich meine Verpflichtungen in Forschung und 
Lehre nicht als solche, sondern immer als Freude empfunden habe.

In ganz besonderer Weise danke ich meiner Frau, Cornelia Bieg, die mir in all den 
Jahren unseres gemeinsamen Lebens mit ihrem Verständnis für meine Arbeit die 
zeitlichen Freiheiten gelassen hat, die ich mir vorgestellt und gewünscht habe. Ihr 
widme ich dieses Buch.

Saarbrücken, im September 2009 Hartmut Bieg
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A. Bilanztheoretische Grundlagen

I.  Externes Rechnungswesen als Teil des betrieblichen 
 Rechnungswesens

Das betriebliche Rechnungswesen eines Kreditinstituts hat – wie das jedes anderen 
Unternehmens auch – zunächst die Aufgabe, die Geld- und Leistungsströme des 
Kreditinstituts in systematischer Weise zahlenmäßig zu erfassen und zu speichern 
sowie im Anschluss daran das erhaltene Zahlenmaterial nach entsprechender Auf-
bereitung in geeigneter Weise abzubilden. Zu diesem Zweck sind in der doppelten 
Buchführung zunächst sämtliche Geschäftsvorfälle vollständig, richtig und zeit-
nah zu erfassen. Dabei handelt es sich einerseits um Beziehungen zur Umwelt des 
einzelnen Kreditinstituts, andererseits um Vorgänge der betrieblichen Leistungs-
erstellung. Allerdings finden nur solche Vorgänge in der doppelten Buchführung 
Berücksichtigung, die im Rahmen der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
als buchungspflichtige Geschäftsvorfälle angesehen werden. Gleiches gilt für ein 
Finanzdienstleistungsinstitut, das grundsätzlich nach denselben Vorschriften wie 
ein Kreditinstitut Rechnung zu legen hat (vgl. § 340 Abs. 4 HGB).

Vereinfachend wird im Folgenden – so wie in § 1 Abs. 1b KWG – der Begriff „Institu-
te“ als Oberbegriff für Kreditinstitute und Finanzdienstleistungs institute verwendet. 
Kreditinstitute sind danach Unternehmen, die eines oder mehrere Bankgeschäfte 
(u. a. Einlagengeschäft, Kreditgeschäft, Finanzkommissionsgeschäft, Depotgeschäft, 
Emissionsgeschäft) „gewerbsmäßig oder in einem Umfang betreiben, der einen in 
kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert“ (§ 1 Abs. 1 KWG). 
Finanzdienstleistungsinstitute sind dagegen Unternehmen, die eine oder mehrere 
Finanzdienstleistungen (u. a. Anlagevermittlung, Anlageberatung, Abschlussver-
mittlung, Finanzportfolioverwaltung, Sortengeschäft) „für andere gewerbsmäßig 
oder in einem Umfang erbringen, der einen in kaufmännischer Weise eingerichteten 
Geschäftsbetrieb erfordert, und die keine Kreditinstitute sind“ (§ 1 Abs. 1a KWG). 

Der Institutsbegriff des Kreditwesengesetzes ist hierbei weiter gefasst als der In-
stitutsbegriff der Capital Requirements Regulation, der zufolge ein Institut ein Kre-
ditinstitut oder eine Wertpapierfirma ist (vgl. Art. 4 Abs. 1 Nr. 3 CRR). In der Capital 
Requirements Regulation wird ein Kreditinstitut als ein Unternehmen definiert, 
„dessen Tätigkeit darin besteht, Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder des Pub-
likums entgegenzunehmen und Kredite für eigene Rechnung zu gewähren“ (Art. 4 
Abs. 1 Nr. 1 CRR). Eine Wert papierfirma ist im Gegensatz dazu grundsätzlich jede 
juristische Person i. S. d. Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 der Richtlinie 2004/39/EG, die im Rahmen 
ihrer üblichen beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit gewerbsmäßig eine oder 
mehrere Wertpapierdienstleistungen für Dritte erbringt und/oder eine oder mehrere 
Anlagetätigkeiten ausübt (vgl. Art. 4 Abs. 1 Nr. 2 CRR).

An den überwiegend auf eine systematische Zahlenerfassung gerichteten Aufgaben 
des betrieblichen Rechnungswesens knüpfen seine datenauswertenden Funktionen 
an. Auf der einen Seite sind dies die Dispositionsaufgaben des internen Rechnungs-

A. Bilanztheoretische Grundlagen
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wesens, zu deren Erfüllung primär innerbetriebliche Verfahren zur Kontrolle der 
Wirtschaftlichkeit sowie zur Steuerung des gegenwärtigen und zur Planung des 
zukünftigen Unternehmensgeschehens zur Verfügung stehen. Auf der anderen Seite 
handelt es sich dabei um die Auf gaben des externen Rechnungswesens, also um die 
freiwillige oder auf gesetzlichen Vorschriften beruhende Informationsvermittlung 
und Rechenschaftslegung gegenüber außenstehenden an dem Unternehmen inte-
ressierten Personenkreisen und Institutionen im Wege der Veröffentlichung von 
Jahresabschlüssen. Will man die Informationen und die Rechenschaftslegung in der 
gewünschten Weise sicherstellen und zudem Vergleiche verschiedener Unternehmen 
einer Rechtsform, Branche und/oder Größenkategorie ermöglichen, so muss das ge-
wünschte Mindestmaß an Informationen und Rechenschafts legung durch geeignete 
gesetzliche Vorschriften erzwungen werden.

II. Theorie des Unternehmens und Bilanztheorie

Unternehmen sind als Organisationen, als zielgerichtete durch die Interessen der 
Beteiligten (im weitesten Sinne) geprägte Sozialsysteme zu verstehen (vgl. hierzu 
Simon 1955, S. 13–14; Cyert/March 1963, S. 27–28; Schmidt 1967, S. 233–238; Bieg 1977b, 
S. 75–90; Schlemmer 1979, S. 21–26). Sie verdanken ihre Existenz der Initiative und 
den Zielvorstellungen autonomer Wirtschaftssubjekte. Jeder dieser Unternehmens-
beteiligten versucht letztlich, mithilfe des Unternehmens seine wirtschaftlichen 
und außerwirtschaftlichen Ziele zu realisieren. Die Koalition „Unternehmen“ ist 
somit in aller Regel durch unterschiedliche Zielvorstellungen der an ihr Beteiligten 
gekennzeichnet, wobei als Beteiligte hier keineswegs nur die mit Eigentumsrechten 
aus gestatteten Personen oder gar nur Beteiligte i. S. d. § 271 Abs. 1 HGB gemeint sind.

Bei unterschiedlichen ökonomischen und außerökonomischen Zielsetzungen der 
Unternehmensbeteiligten bedarf es notwendigerweise einer Zielabstimmung zwi-
schen den Beteiligten sowie einer dementsprechenden Transformation in die Ziel-
konzeption des Unternehmens. Dies gelingt problemlos, soweit die Ziele einzelner 
Beteiligter übereinstimmen bzw. sich zumindest nicht widersprechen. Sobald jedoch 
Zielkonflikte auftreten, d. h., sobald verschiedene Ziele zueinander in Konkurrenz 
stehen oder sich gegenseitig ausschließen, ist eine Einigung auf eine gemeinsame 
Zielsetzung nur durch Verhandlungen bzw. durch monetäre oder nicht monetäre 
Ausgleichsleistungen zu erreichen. Dabei ist die Zielbildung jedes Beteiligten bzw. 
jeder Gruppe von Beteiligten entscheidend von den jeweils zur Verfügung stehenden 
Informationen abhängig. Das Verhalten der einzelnen Personen bzw. Personengrup-
pen richtet sich außerdem auch nach den Zielsetzungen und dem Verhalten der 
jeweils anderen Personen bzw. Personengruppen.

Eine solche Theorie des Unternehmens kann nicht ohne Auswirkungen auf die Bi-
lanztheorie bleiben (der umfassendere und zutreffendere Begriff „Jahresabschluss-
theorie“ hat sich bisher nicht durchgesetzt). Sobald man ein Unternehmen als einen 
Zusammenschluss der Beteiligten (im weitesten Sinne) zur Verfolgung ihrer unter-
schiedlichen ökonomischen wie außerökonomischen Ziele ansieht, ist es unmöglich, 
das „Unternehmen an sich“ oder lediglich eine einzelne Person oder Personengruppe 
als Adressat des handelsrechtlichen Jahresabschlusses anzusehen. Dementsprechend 
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ist auch die Jahres abschlusspolitik geprägt von den Zielvorstellungen der Ersteller 
sowie der Adressaten des Jahresabschlusses.

Da verschiedene Gruppen von Unternehmensbeteiligten, insbesondere die Gläubiger, 
üblicherweise über eine schwache Machtposition innerhalb der Koalition „Unterneh-
men“ verfügen und deswegen ihre Interessen hinsichtlich der Ausgestaltung des 
handelsrechtlichen Jahresabschlusses nicht in privatrechtlichen Vereinbarungen 
durchzusetzen vermögen, kann die Berücksichtigung dieser Interessen nur über 
zwingende gesetzliche Vorschriften erfolgen. Diese Vorschriften sind von Rechts-
form, Größe und Branche des bilanzierenden Unternehmens abhängig.

Kodifizierte Rechnungslegungsvorschriften stellen demnach eine Festlegung des 
Gesetzgebers dar, welche Aufgaben die Buchführung und der Jahresabschluss nach 
seinem Willen erfüllen sollen und welche der verschiedenen an die Rechnungs-
legung gestellten Ansprüche er – vor allem im Falle des Vorliegens konkurrierender 
Ansprüche – berücksichtigen will.

Rechnungslegung ist nach der hier vertretenen Auffassung geprägt durch die Inter-
essen der verschiedenen an einem Unternehmen (im weitesten Sinne) Beteiligten. Wer 
immer sich mit Fragen der Rechnungslegung beschäftigt, muss deshalb zunächst 
die zum Teil gegenläufigen Interessen der verschiedenen Personen(gruppen) und 
Institutionen kennen, die ihre Vorstellungen hinsichtlich der Ausgestaltung der 
Rechnungslegungsvorschriften entweder an den europäischen bzw. deutschen Ge-
setzgeber oder an die für die Entwicklung internationaler Rechnungslegungsnormen 
(„Standards“) verantwortlichen Institutionen herantragen. Und er muss berücksichti-
gen, welche Vorstellungen vom Gesetzgeber bzw. von einem Standardsetzer bei der 
Aus gestaltung der Rechnungslegungsvorschriften als berechtigt anerkannt und be-
rücksichtigt wurden. Nur auf diesem – von vielen als (zu) theoretisch  empfundenen – 
Weg wird das Referenzsystem deutlich, das man für die Interpretation der nicht 
immer ganz eindeutigen Gesetzesbestimmungen bzw. Rechnungslegungsstandards 
benötigt. Ohne ein solches Referenzsystem blieben Äußerungen zu Jahresabschluss-
fragen willkürlich. Ohne die Offen legung des Referenzsystems wäre zudem in vielen 
Fällen nicht erkennbar, dass die Ergebnisse von einseitigen Interessen geprägt sind.

III.  Aufgaben des handelsrechtlichen Jahresabschlusses von Kredit- 
und  Finanzdienstleistungsinstituten abgeleitet aus den Interessen 
der  Jahresabschlussadressaten

1. Grundsätzlicher Zusammenhang

Eine Rechenschaftslegung durch Jahresabschlüsse hat sich immer an den Anforde-
rungen zu orientieren, die die Adressaten des Jahresabschlusses an diesen stellen 
(vgl. zum Folgenden vor allem Bieg 1983, S. 48–50; aber auch Bieg 1992b, S. 345–346). 
Das sind diejenigen Personen oder Personengruppen,

•• die durch erfolgte oder unterlassene Aktionen der Unternehmensleitung hinsicht-
lich ihrer Zielerreichung positiv oder negativ beeinflusst werden,

•• die deswegen – und weil sie durch geeignete eigene Maßnahmen das Ausmaß 
der Realisation ihrer Ziele beeinflussen möchten – ein besonderes Interesse am 
Unternehmensgeschehen haben,
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•• deren Interessen allgemein als berechtigt anerkannt werden, was dazu führt, dass 
ihre Anforderungen an den Jahresabschluss in den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung oder in den darüber hinaus kodifizierten Rechnungslegungsvor-
schriften berücksichtigt werden.

Die Interessen der Jahresabschlussadressaten leiten sich daraus ab, dass einzelne 
Personen oder Personengruppen „Ansprüche auf vertraglich festgelegte oder vom 
Periodenerfolg abhängige Zahlungen des Unternehmens haben und dass sie deshalb 
aus dem Jahresabschluss Informationen gewinnen wollen, ob und wie ihre Ansprü-
che durch die Tätigkeit des Unternehmens positiv oder negativ beeinflusst worden 
sind und in Zukunft voraussichtlich beeinflusst werden“ (Wöhe 1997, S. 41). Zu diesem 
Kreis zählen im Wesentlichen die derzeitigen und potenziellen Gläubiger (dies sind 
bei Kreditinstituten vor allem die Einleger), Belegschaftsmitglieder, Eigentümer, Mit-
glieder der Unternehmensleitung und die Finanzverwaltung. Daneben besitzen auch 
andere gesellschaftliche Gruppen Informationsinteressen, ohne dass sie unmittelbare 
Zahlungsansprüche gegenüber dem Unternehmen geltend machen können, bspw. 
Arbeitnehmer- und Arbeitgebervereinigungen, Gerichte, Behörden, wissenschaft-
liche Einrichtungen, die Wirtschaftspresse und nicht zuletzt die Konkurrenz, wobei 
die Aufzählung nichts über die allgemeine Anerkennung und Berücksichtigung der 
Wünsche dieser Gruppen im Jahresabschluss aussagt. Im Kredit- und Finanzdienst-
leistungsgewerbe zählen darüber hinaus auch die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin), die Deutsche Bundesbank, die Europäische Zentralbank (EZB) sowie 
die jeweils zuständigen Einlagensicherungs- bzw. Anlegerentschädigungseinrich-
tungen zu den Jahresabschlussadressaten (vgl. auch Waschbusch 1992a, S. 55–56).

Die Aufgaben des Jahresabschlusses können wie folgt beschrieben werden, wobei 
zu beachten ist, dass Jahresabschlüssen gegebenenfalls auch nur die Erfüllung ein-
zelner der genannten Aufgaben zugedacht ist (vgl. Erster Abschnitt Kapitel A.III.2. 
bis Kapitel A.III.4.):

•• die Aufgabe der Dokumentation

 Mit jeder Buchführung soll das wirtschaftliche Geschehen in einem Unternehmen 
systematisch erfasst und unveränderbar festgehalten werden. Bei Einhaltung der 
nur teilweise kodifizierten Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (vgl. dazu 
Bieg/Waschbusch 2010a, S. 10–26, Rz. 26–90) können Kaufleute das Geschehen nach-
träglich rekonstruieren und nachweisen.

•• die Aufgabe der Erfolgsermittlung

 Die Erfolgsermittlung ist erforderlich, weil das Unternehmen an bestimmte Perso-
nen oder Personengruppen Zahlungen zu leisten hat, die vom Erfolg einer bestimm-
ten Periode abhängig sind. Personen(gruppen), die am Erfolg partizipieren, haben 
ein positives Zahlungsbemessungsinteresse. Personen(gruppen), die von dem Un-
ternehmen Zahlungen erwarten können, die unabhängig vom Erfolg sind, und de-
ren Möglichkeiten, ihre Rechtspositionen durchzusetzen, durch gewinnabhängige 
Zahlungen an andere Personen(gruppen) verschlechtert werden, haben ein negatives 
Zahlungsbemessungsinteresse. Dies bedeutet auch, dass sie „zu hohe“ Zahlungen 
an die am Erfolg partizipierenden Personen(gruppen) verhindern wollen.
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•• die Aufgabe der Informationsvermittlung

 Der Jahresabschluss soll den Adressaten darüber Informationen vermitteln, in 
welchem Umfang das Unternehmen das gesteckte Ziel in der vergangenen Periode 
erreicht hat und wie die Möglichkeiten der Zielrealisierung in den kommenden 
Perioden sein werden, damit sie durch geeignete Maßnahmen das Ausmaß ihrer 
eigenen Zielerreichung beeinflussen und Möglichkeiten zur Zielerreichung pla-
nen können. Im Zusammenhang mit Fragen der Bilanztheorie sind dabei nur die 
finanziellen Zielsetzungen der Beteiligten und damit auch nur ihre finanziellen 
Informationsinteressen von Bedeutung.

Betrachtet man die verschiedenen an Informationen interessierten Kreise, so liegt der 
Schluss nahe, dass der Jahresabschluss nicht den verschiedenen Informationsinter-
essen gleichermaßen gerecht werden kann. Es kommt hinzu, dass die Informations-
interessen der einzelnen Personen(gruppen) sowohl positiv (auf eigene Informationen 
gerichtet) als auch negativ (auf die Verhinderung der Weitergabe von Informationen 
an Dritte gerichtet) sein können. Einzelne Personen(gruppen) haben ein Interesse 
daran, dass andere Personen(gruppen) bestimmte Informationen nicht bekommen, 
z. B. kann die Unternehmensleitung versuchen, den Eigentümern das Ausmaß der 
Bildung stiller Rücklagen zu verheimlichen (vgl. Egner 1974, S. 9–13).

Ein Urteil darüber, ob ein Jahresabschluss für die Zwecke seiner Adressaten aus-
reicht, hat zu berücksichtigen,

•• wie sich der Kreis der aus allen Unternehmensbeteiligten als Adressaten des Jah-
resabschlusses anerkannten Personen zusammensetzt,

•• welche unterschiedlichen finanziellen Zielvorstellungen die einzelnen Beteiligten 
bzw. die beteiligten Gruppen haben,

•• welche Informationen sie daher durch den Jahresabschluss jeweils erhalten wollen,

•• welche Gewinnermittlungs- und Gliederungsvorschriften zur Wahrung ihrer 
jeweiligen finanziellen Interessen demnach bei der Aufstellung des Jahresabschlus-
ses angebracht sind.

Sobald jedoch Personen oder Personengruppen mit sich widersprechenden Informa-
tions- und Zahlungsbemessungsinteressen als Adressaten eines Jahresabschlusses 
anerkannt werden und/oder sobald sich Informations- und Erfolgsermittlungs- (= 
Zahlungsbemessungs-)aufgabe widersprechen, ist es unmöglich, alle Ansprüche der 
Adressaten mit einem einzigen Jahresabschluss zu befriedigen – nicht nur, weil für 
unterschiedliche Zwecke unterschiedlich ausgestaltete Jahresabschlüsse notwendig 
wären, sondern auch, weil eine Entscheidung für die Erfüllung bestimmter Ansprü-
che immer auch die Ablehnung der Komplementäransprüche erfordert.

Wenn im Folgenden die einzelnen Aufgaben des handelsrechtlichen Jahresabschlus-
ses näher dargestellt werden, so ist hierbei der aktuelle Rechtsrahmen zur Aufstel-
lung eines handelsrechtlichen Jahresabschlusses zu beachten (vgl. ausführlich Erster 
Abschnitt Kapitel B). Der nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches aufzustel-
lende Einzelabschluss (vgl. § 242 HGB) erfüllt sowohl die Aufgabe der Dokumentation 
als auch die Aufgaben der Erfolgsermittlung und der Informationsvermittlung. Die 
Informationsfunktion kann aber auch durch einen auf freiwilliger Basis erstellten 
Einzelabschluss nach den International Financial Reporting Standards (IFRS) wahr-
genommen werden. Kapitalgesellschaften können nach § 325 Abs. 2a Satz  1 HGB 
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anstelle des handelsrechtlichen Jahresabschlusses einen nach den Vorschriften der 
IFRS aufgestellten Einzelabschluss für Offenlegungszwecke beim elektronischen 
Bundesanzeiger einreichen.

In einem solchen Fall ergeben sich zumindest keine Zielkonflikte aufgrund un-
terschiedlicher Jahresabschlusszwecke, da zwei jeweils für ihren Zweck konforme 
Jahresabschlüsse aufgestellt werden. Grundsätzlich ist somit festzuhalten: Sobald 
mehrere unterschiedliche Jahresabschlüsse erstellt werden, die – jeder für sich 
genommen – eine unterschiedliche Zwecksetzung erfüllen, entfällt das Problem 
zweckinduzierter Zielkonflikte bei der Jahresabschluss erstellung.

2. Dokumentationsaufgabe

Jedes Kredit- bzw. Finanzdienstleistungsinstitut ist als Vollkaufmann nach § 238 
Abs. 1 HGB zur Führung von Büchern verpflichtet, in denen die Geschäftstätigkeit 
und die Vermögenslage nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
sichtbar werden. Zwar eröffnet § 241a HGB den Einzelkaufleuten die Möglichkeit, auf 
die Erfüllung der Buchführungspflicht, auf die Erstellung eines Inventars sowie über 
§ 242 Abs. 4 HGB auf die Aufstellung einer Bilanz und einer Gewinn- und Verlust-
rechnung zu verzichten, sofern bestimmte Größenkriterien (in zwei aufeinander fol-
genden Geschäftsjahren dürfen die Umsatzerlöse nicht mehr als 600.000 EUR und der 
Jahresüberschuss nicht mehr als 60.000 EUR betragen) erfüllt werden. Da allerdings 
Kreditinstitute aufgrund von § 2b Abs. 1 KWG keine Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb 
nach § 32 Abs. 1 KWG erhalten, wenn sie in der Rechtsform des Einzelkaufmanns 
geführt werden, haben die Regelungen der §§ 241a, 242 Abs. 4 HGB für Kreditinsti-
tute keine Relevanz. Zudem gilt, sollten Kreditinstitute aus Bestandsschutzgründen 
noch immer in der Rechtsform des Einzelkaufmanns geführt werden, im Übrigen 
§ 340a Abs. 1 HGB, wonach Kreditinstitute ebenso wie Finanzdienstleistungsinstitute 
ungeachtet ihrer Rechtsform auf ihren Jahresabschluss generell die für große Kapital-
gesellschaften geltenden Regelungen anzuwenden haben.

Nur bei einer den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung entsprechenden Do-
kumentation der Geschäftsvorfälle in Buchführung und Jahres abschlüssen erfüllen 
diese Instrumente die ihnen zugedachte Beweis- und Sicherungsfunktion (vgl. hierzu 
und zum Folgenden Bieg 1983, S. 42–43). Dabei versteht man unter Dokumentation:

•• die Aufzeichnung aller Geschäftsvorfälle, die sich in dem Unternehmen im ver-
gangenen Geschäftsjahr abgespielt haben, so dass in den Büchern sowohl die 
Geschäftstätigkeit als auch die Vermögenslage des Unternehmens nach den Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung abgebildet werden (vgl. § 238 Abs. 1 HGB),

•• die Fixierung aller aufgezeichneten Geschäftsvorfälle in Jahresabschlüssen, die 
jeweils zum Ende eines jeden Geschäftsjahrs auf der Grundlage von zu diesen 
Terminen durchgeführten Inventuren aufzustellen sind (vgl. §§ 242, 264 HGB; für 
Institute i. V. m. § 340a Abs. 1 HGB), und

•• die Beachtung der Aufbewahrungsfristen für Handelsbücher, Inventare und Jah-
resabschlüsse (vgl. § 257 HGB; ferner Bieg/Waschbusch 2010b, S. 6, Rz. 22–25).

Die Geschäftsvorfälle werden durch ihre Aufzeichnung in der Buchführung und 
durch die Beachtung der Aufbewahrungspflichten vor dem Vergessen bewahrt. 
Aber erst regelmäßige Jahresabschlüsse schützen den gesamten Inhalt der Buchfüh-
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rung gegen nachträgliche Änderungen. Beides ist von Bedeutung, sollen doch die 
Aufzeichnungen über die Geschäftsvorfälle nach dem Willen des Gesetzgebers in 
Konfliktfällen zwischen dem Unternehmen einerseits und den Gläubigern, Gesell-
schaftern, Kunden, Arbeitnehmern und dem Fiskus andererseits als Beweismittel 
dienen (vgl. § 258 HGB).

Nur durch ordnungsgemäße Aufzeichnungen und regelmäßige Abschlüsse werden 
die dafür erforderlichen und deswegen aufzubewahrenden Urkundenbeweise ge-
schaffen, weil 

•• die Richtigkeit des Jahresabschlusses von sachverständigen Dritten anhand der 
einbezogenen Buchführungsunterlagen überprüft werden kann,

•• nachträgliche Veränderungen der Buchführungsunterlagen ohne eine Veränderung 
der Zahlen des Jahresabschlusses nicht möglich sind,

•• es unmöglich ist, einmal erfasste Vermögensgegenstände später – etwa durch den 
oder die Eigentümer zum Schaden von Gläubigern – ohne Nachweis über ihren 
Verbleib aus dem Unternehmen zu entnehmen oder einmal erfasste Schulden spä-
ter unerkennbar wegfallen zu lassen.

Die Schaffung eines Systems von Aufzeichnungs-, Jahresabschluss- und Aufbewah-
rungspflichten zur Wahrung der Rechtssicherheit im kaufmännischen Bereich ist 
demnach eine der Aufgaben der handelsrechtlichen Vorschriften zur Rechnungsle-
gung. Die damit erreichte Dokumentation ist Voraussetzung dafür, dass der Jahres-
abschluss seine anderen Aufgaben erfüllen kann. Insoweit ist die Dokumentation 
eine Vorstufe zur Erfüllung dieser anderen Aufgaben. Da die grundsätzliche Ver-
pflichtung zur Dokumentation keine Besonderheit des Kredit- bzw. Finanzdienstleis-
tungsgewerbes darstellt, wird im Folgenden nicht mehr näher darauf eingegangen.

3. Erfolgsermittlungsaufgabe

a) Zur Notwendigkeit der Erfolgsermittlung

Bestimmte an dem Unternehmen Beteiligte können aufgrund ihrer Rechtsstellung 
von dem Unternehmen Zahlungen verlangen, die in ihrer Höhe nicht absolut festlie-
gen, sondern vom Erfolg einer bestimmten Periode abhängig sind. Hierzu zählen vor 
allem die Eigentümer, aber auch Mitglieder des Managements und andere Arbeit-
nehmer, die aufgrund einer Vereinbarung über eine Erfolgsbeteiligung am Jahres-
ergebnis partizipieren. Aber auch die vom Fiskus erhobenen Ertragsteuern sind vom 
Periodenerfolg abhängig. Eine der Auf gaben des aus der Buchführung abgeleiteten 
Jahresabschlusses ist es daher, den Erfolg der vergangenen Periode zu ermitteln.

Erfolgsermittlung im Sinne der Bestimmung eines ausschüttungs- bzw. besteuerungs-
fähigen Betrags erfordert jedoch nicht nur die Aufstellung des Jahresabschlusses 
nach – sogar unterschiedlich – gesetzlich fixierten Normen. Da die im (handels- bzw. 
steuerrechtlichen) Jahresabschluss ermittelte Erfolgsziffer entweder unmittelbar 
über die Zahlungen entscheidet, die aufgrund gesetzlicher oder vertraglicher Re-
gelungen zu leisten sind (Ertragsteuerzahlungen, Erfolgsbeteiligungen), oder aber 
zumindest den Gewinnbetrag darstellt, über dessen Verwendung (Ausschüttung/
Thesaurierung) zu entscheiden ist, muss darüber hinaus durch alle oder einige Zah-
lungsempfänger oder durch unabhängige Dritte geprüft werden können, ob die für 
die Erfolgsermittlung entscheidenden Normen auch eingehalten wurden. Dennoch 
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muss der Jahresabschluss nicht zwingend veröffentlicht werden, um seine Erfolgs-
ermittlungsfunktion erfüllen zu können.

Dem „positiven Zahlungsbemessungsinteresse“ (Egner 1974, S. 12) der Personen oder 
Personengruppen, die Anspruch auf vom Periodenerfolg abhängige Zahlungen 
durch das Unternehmen haben, steht das „negative Zahlungsbemessungsinteresse“ 
(Egner 1974, S. 12) von Beteiligten gegenüber, deren Ziel es ist, Zahlungsströme an an-
dere Personen(gruppen) zum Schutz eigener Interessen in ihrer Höhe zu begrenzen. 
Mit diesen unterschiedlichen finanziellen Zielvorstellungen der Jahresabschluss-
adressaten beschäftigt sich das folgende Kapitel.

b)  Finanzielle Zielvorstellungen („Zahlungsbemessungs interessen“) der Jahres-
abschlussadressaten

ba)  Finanzielle Zielvorstellungen der Gläubiger, insbesondere der  Einleger von 
Kreditinstituten

Hier geht es um die Vorstellungen der Gläubiger von Kredit- bzw. Finanzdienstleis-
tungsinstituten, wozu auch deren Arbeitnehmer zählen. Allerdings werden vorran-
gig die Vorstellungen der Einleger von Kreditinstituten untersucht, da sie die größte 
Gruppe der Gläubiger im Kredit- und Finanzdienstleistungsgewerbe darstellen.

Das besondere Interesse der Einleger von Kreditinstituten gilt – wie das aller Gläu-
biger (auch anderer Unternehmen) – der Erhaltung des Nettohaftungskapitals, also 
des Eigenkapitals, des Schuldnerunternehmens. Eigenkapital änderungen resultieren 
hierbei zum einen aus (erfolgsneutralen) Ein lagen (Kapitalerhöhungen) und Entnah-
men (Kapitalherabsetzungen) durch die Eigentümer, zum anderen aus Gewinnen 
oder Verlusten der Periode. Bei Gesellschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit 
besteht zudem ein enger Zusammenhang zwischen dem ausgewiesenen Jahreserfolg 
und der Möglichkeit der Entnahme in Form einer Gewinnausschüttung.

Die Ansprüche der Einleger von Kreditinstituten sind in ihrer Höhe durch schuld-
rechtliche Verträge fixiert, d. h., über die vereinbarten Beträge hinaus bestehen keine 
Ansprüche der Einleger, insbesondere ist die Höhe ihrer Ansprüche nicht von der 
Höhe des im Jahresabschluss ausgewiesenen Periodengewinns abhängig. Mit an-
deren Worten: Derzeitige wie potenzielle Bankeneinleger haben kein positives Zah-
lungsbemessungsinteresse. Das darf jedoch nicht zu der Annahme verleiten, Einleger 
seien nicht an einer Gewinnerzielung des Schuldnerunternehmens interessiert. Sie 
sind sich durchaus der Tatsache bewusst, dass ihre vertraglich fixierten Ansprüche 
(Verzinsung und Rückzahlung der Einlagen) langfristig nur dann sicher sind, wenn 
sie auf einem kontinuierlich fließenden Gewinnstrom beruhen. Letztlich ist nur auf 
diese Weise der Fortbestand des Kreditinstituts sichergestellt. Dieser ist wiederum 
Voraussetzung für die Möglichkeit des Abschlusses von Folgegeschäften mit dem 
Kreditinstitut. Das berechtigte Interesse der Bankeneinleger an einer Gewinnerzie-
lung durch die Kreditinstitute besteht im Übrigen unabhängig von der Regelung der 
Haftung der Eigentümer.

Beschränkt sich aber die Haftung der Eigentümer auf ihre vertraglich fest gelegten 
Einlageverpflichtungen, so haben die Einleger von Kreditinstituten ein negatives 
Zahlungsbemessungsinteresse. Nur wenn eine Schmälerung der im Kreditgewerbe 
ohnehin äußerst niedrigen Nettohaftsumme (vgl. hierzu genauer Bieg 1983, S. 14–19 
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sowie Waschbusch 2000, S. 14–16) durch „über höhte“ Ausschüttungen in den für 
Gläubiger nicht zugänglichen Bereich der nur beschränkt haftenden Gesellschafter, 
d. h. durch die Übertragung von Vermögenswerten aus der Unternehmenssphäre 
in das Vermögen der Gesellschafter, verhindert wird, kann der Bankeneinleger auf 
die Sicherheit seiner Einlagen vertrauen. Die Durchsetzung der Einlegeransprüche 
würde ansonsten nicht nur wegen der Verringerung des den Gläubigern haften-
den Vermögens, sondern auch wegen der damit unter Umständen verbundenen 
Schmälerung zukünftiger Gewinnchancen erschwert oder gar völlig verhindert. 
Hätte doch ein zu günstiger Ausweis der Gewinnsituation mit daraus resultierenden 
überhöhten Gewinnausschüttungen (und Ertragsteuerzahlungen) zur Folge, dass das 
Unternehmen nicht mehr in der Lage wäre, den Prozess der Leistungserstellung und 
-verwertung uneingeschränkt fortzuführen, was im Übrigen auch zum Nachteil der 
Unternehmenseigentümer wäre.

Damit wird das Interesse der Gläubiger (insbesondere der Einleger) an einer ge-
setzlich fixierten Sperre bestimmter Eigenkapitalpositionen – genauer: der ihnen 
entsprechenden Vermögenspositionen – gegen Entnahme durch bzw. Ausschüttung 
an die Eigentümer verständlich (vgl. hierzu Stützel 1960, S. 959; Coenenberg/Haller/
Schultze 2016, S. 19–20).

Soweit die Ausschüttungssperrvorschriften an bilanziell ausgewiesenen Eigenkapi-
talziffern oder an Periodenerfolgsziffern wie Jahresüberschuss bzw. Bilanzgewinn 
ansetzen, werden sie allerdings nur wirksam, wenn scharf abgrenzbare handels- 
bzw. steuerrechtliche Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften einen „überhöh-
ten“ Wertansatz der Aktiva sowie einen „zu niedrigen“ Wertansatz der Passiva und 
daraus resultierend einen „überhöhten“ Jahresüberschuss und ausschüttungsfähigen 
Bilanzgewinn verhindern.

Im Falle der Begrenzung der Zugriffsmöglichkeiten der Gläubiger auf das Unter-
nehmensvermögen wären die auf die Erhaltung bestimmter Eigenkapitalpositio-
nen – exakter: auf die Erhaltung entsprechender Vermögenspositionen – gerichteten 
Ausschüttungssperrvorschriften ohne gleichzeitig bestehende geeignete Bilanzie-
rungs- und Bewertungsvorschriften wirkungslos. Die für Kredit- bzw. Finanzdienst-
leistungsinstitute verbindlichen Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften müssen 
also zur Ermittlung eines Gewinnbetrags führen, durch dessen Ausschüttung keine 
Vermögensverluste der Institutsgläubiger hervorgerufen werden. Dies ist im Übri-
gen eine der an anderer Stelle (vgl. Bieg 1983, S. 36–37) herausgearbeiteten Voraus-
setzungen für das Vertrauen der Institutsgläubiger in die Sicherheit der von ihnen 
bereitgestellten Gelder.

Die Sicherung des Haftungsvermögens versucht der Gesetzgeber durch entsprechen-
de Ausschüttungsvorschriften im HGB und – für Unternehmen in der Rechtsform 
der Aktiengesellschaft – im AktG zu erreichen (vgl. Bieg/Kuß maul/Waschbusch 2012, 
S. 23–24; Coenenberg/Haller/Schultze 2016, S. 19–21). Neben dem allgemeinen Verbot der 
Rückgewähr von Einlagen (vgl. § 57 Abs. 1 Satz 1 AktG) und der damit zusammen-
hängenden Regelung, dass der Erwerb eigener Aktien für bestimmte Zwecke (vgl. 
§ 71 Abs. 1 AktG) nur zulässig ist, „wenn die Gesellschaft im Zeitpunkt des Erwerbs 
eine Rücklage in Höhe der Aufwendungen für den Erwerb bilden könnte, ohne das 
Grundkapital oder eine nach Gesetz oder Satzung zu bildende Rücklage zu mindern, 
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die nicht zur Zahlung an die Aktionäre verwandt werden darf“ (§ 71 Abs. 2 Satz 2 
AktG), richten sich die Vorschriften teils auf die Gewinnermittlung:

•• mittelbare Ausschüttungssperre durch die Definition von zwingenden Wertober-
grenzen für Vermögensgegenstände im Rahmen der Gewinn ermittlung (vgl. § 253 
Abs. 1 Satz 1 HGB),

•• Nichtigkeit des Jahresabschlusses bei einem zu hohen Wertansatz von Vermö-
gensgegenständen bzw. einem zu niedrigen Wertansatz von Schulden (vgl. § 256 
Abs. 5 AktG),

teils auf die Gewinnverwendung:

•• Ausschüttungssperre für den Betrag der aktivierten selbst geschaffenen immate-
riellen Vermögensgegenstände des Anlagevermögens abzüglich der entsprechend 
gebildeten passiven latenten Steuern (vgl. § 268 Abs. 8 Satz 1 HGB),

•• Ausschüttungssperre für den etwaigen Überschuss, um den die aktiven latenten 
Steuern die passiven latenten Steuern übersteigen (vgl. § 268 Abs. 8 Satz 2 HGB),

•• Ausschüttungssperre für den aktivierten Differenzbetrag aus der Verrechnung 
nach § 246 Abs. 2 Satz 2 HGB abzüglich der entsprechend gebildeten passiven la-
tenten Steuern (vgl. § 268 Abs. 8 Satz 3 HGB),

•• Bildung einer Rücklage für Anteile an einem herrschenden oder mit Mehrheit 
beteiligten Unternehmen (vgl. § 272 Abs. 4 HGB),

•• Beschränkung der Ausschüttung auf den Bilanzgewinn (vgl. § 57 Abs. 3 AktG 
i. V. m. § 58 Abs. 4 AktG),

•• Bildung von anderen Gewinnrücklagen durch den Vorstand und den Aufsichtsrat 
in Höhe von maximal 50 % des Jahresüberschusses (vgl. § 58 Abs. 2 Satz 1 AktG; 
beachte aber auch § 58 Abs. 2 Satz 2 und Satz 3 AktG),

•• Verpflichtung zur Bildung einer gesetzlichen Rücklage (vgl. § 150 Abs. 1 und Abs. 2 
AktG),

•• Möglichkeit der Bildung anderer Gewinnrücklagen in Höhe des Eigenkapital-
anteils von Wertaufholungen bei Vermögensgegenständen (vgl. § 58 Abs. 2a AktG).

bb)  Finanzielle Zielvorstellungen der Anteilseigner, der erfolgsbeteiligten 
Arbeitnehmer und des Fiskus

Man kann die am Erfolg beteiligten Eigenkapitalgeber der Unternehmen unabhängig 
von deren Rechtsform als Anteilseigner bezeichnen, halten sie doch unverbriefte oder 
verbriefte (Eigentümer-)Anteile an dem jeweiligen Unternehmen. Sie entschließen 
sich zum Kauf der Anteile, weil sie aus ihnen einen von den Unternehmenserfolgen 
abhängigen Zahlungsstrom erwarten, den sie zur Deckung ihrer persönlichen Kon-
sumausgaben unterschiedlichster Art verwenden können (vgl. Moxter 1966, S. 38; 
mit Einwendungen hierzu Egner 1974, S. 29–30); auch für Unternehmen gilt, dass 
sie sich beim Kauf von Anteilen von dem daraus erwarteten Zahlungsstrom leiten 
lassen. Solange die Anteile gehalten werden, ergibt sich der Zahlungsstrom aus den 
ausgeschütteten Gewinnen. Der Zahlungsstrom endet mit dem Veräußerungserlös 
aus dem Verkauf der Anteile, wobei sich ein Veräußerungsgewinn bzw. Veräuße-
rungsverlust ergibt, wenn der Veräußerungserlös den Anschaffungspreis – unter 
Berücksichtigung der bei den Transaktionen jeweils anfallenden Aufwendungen – 
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übersteigt bzw. unterschreitet. Soweit Unternehmen auf unbestimmte Zeit gegründet 
werden, ist die Frage nach einem möglichen Veräußerungsgewinn beim Verkauf der 
Anteile von erheblich größerer Bedeutung als das Problem der Rückgewährung der 
Kapitaleinlage durch das Unternehmen im Falle der Liquidation.

Die Gewinnbeteiligungsansprüche der Anteilseigner haben zur Folge, dass diese 
Personengruppe nicht nur an der Erzielung eines Periodengewinns durch das Un-
ternehmen, sondern in unterschiedlich starkem Maße auch an der Ausschüttung 
zumindest eines Teils des Periodengewinns interessiert ist. Deshalb benötigen sie 
Informationen über den in der vergangenen Periode erwirtschafteten Erfolg und über 
den davon ausschüttbaren Betrag, mit dessen Festlegung auch über den Umfang der 
Unternehmenserhaltung und damit über zukünftige Erfolgsaussichten entschieden 
wird (vgl. Moxter 1976, S. 246–258).

Wegen ihres Ausschüttungsbegehrens ist es gerechtfertigt, von einem eher positiven 
Zahlungsbemessungsinteresse der Anteilseigner zu sprechen, wobei selbstverständ-
lich der unter Anwendung der handelsrechtlichen Gewinnermittlungsvorschriften 
ermittelte Periodengewinn nur unter Berücksichtigung der gesetzlichen und vertrag-
lichen Thesaurierungsmöglichkeiten ausschüttungsfähig ist, also allenfalls indirekt 
die Zahlungsströme für Gewinnausschüttungen bemisst.

Auch die am Erfolg beteiligten Arbeitnehmer und der Fiskus haben ein in diesem 
Sinne positives Zahlungsbemessungsinteresse. Allerdings werden im Folgenden nur 
die finanziellen Interessen der Anteilseigner angesprochen. Denn einerseits schla-
gen sich die Interessen des Fiskus in den hier nicht behandelten steuerrechtlichen 
Vorschriften nieder. Andererseits erfordern die Ansprüche der erfolgsbeteiligten 
Arbeitnehmer eine vertraglich fixierte und möglichst nicht bzw. zumindest wenig 
manipulierbare Gewinnermittlungs- und Verteilungsabsprache sowie die Möglich-
keit der Kontrolle ihrer Einhaltung durch Arbeitnehmervertreter. Häufig knüpfen die 
Ansprüche am handels- bzw. steuerrechtlichen Erfolg an; die für die beiden Bereiche 
maßgeblichen Erfolgsermittlungsvorschriften werden jedoch eher von den finanziel-
len Ansprüchen der Anteilseigner bzw. des Fiskus als von denen der Arbeitnehmer 
bestimmt. Positive Zahlungsbemessungsinteressen der pensionsberechtigten ehema-
ligen Mitarbeiter bestehen seit der Absicherung der Betriebsrenten im Insolvenzfall 
durch den Pensionssicherungsverein nicht mehr. 

Die Gesamtheit der hier im Mittelpunkt stehenden Anteilseigner stellt allerdings kei-
neswegs eine homogene Gruppe mit gleichgerichteten Zahlungs bemessungsinteressen 
dar. Je nach Rechtsform kann es sich um Anteilseigner handeln, deren Haftung auf 
die Kapitaleinlage beschränkt ist (Aktionäre, Kommanditaktionäre, Gesellschafter 
einer GmbH und Kommanditisten), deren Haftung auf die Kapitaleinlage und einen 
begrenzten zusätzlichen Betrag, die sog. Haftsumme, beschränkt ist (Mitglieder einer 
eingetragenen Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht) oder deren Haftung 
unbeschränkt ist (Einzelunternehmer, OHG-Gesellschafter und Komplementäre 
einer KG oder KGaA).

Die letzte Gruppe verfügt in der Regel nicht nur über einen unbegrenzten Einblick 
in die Geschäftsbücher, sie kann darüber hinaus – und dies ist an dieser Stelle von 
Bedeutung – aufgrund der in der Regel wahrgenommenen Geschäftsführerfunktion 
bei der Aufstellung des Jahresabschlusses einen direkten Einfluss auf die Ausübung 
von Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechten und damit auf die Höhe des ausge-
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wiesenen Gewinns nehmen. Unternehmen mit ausschließlich beschränkt haftenden 
Anteilseignern, die den beiden ersten Gruppen angehören, stehen dagegen in vielen 
Fällen unter der Leitung eines angestellten Managements, das nicht nur die Geschäfte 
in eigener Verantwortung führt, sondern auch – zusammen mit dem Aufsichts-
organ – den Jahresabschluss erstellt.

Es besteht die Möglichkeit, dass die Interessen der Ersteller des Jahresabschlusses 
nicht mit denen der einflusslosen Jahresabschlussadressaten übereinstimmen. Aus 
diesem Grunde müssen gesetzliche, d. h. handels-, aber auch steuerrechtliche Vor-
schriften verhindern, dass die Gruppe der internen Jahresabschlussadressaten, die 
den Jahresabschluss aufstellt (sei es der Vorstand einer Publikumsaktiengesellschaft, 
sei es der Komplementär einer KG), einen nur ihren Bedürfnissen entsprechenden 
Jahresabschluss erstellt, also in dem hier interessierenden Zusammenhang einen 
nur ihren Bedürfnissen entsprechenden Jahreserfolg ermittelt, während die unter 
Umständen anders gerichteten Bedürfnisse der einflusslosen externen Jahresab-
schlussadressaten (z. B. Kleinaktionäre, aber auch Kommanditisten) unberücksichtigt 
bleiben. Soweit Anteilseigner an einer jährlichen Mindestausschüttung interessiert 
sind, kommt dem Jahresabschluss im Rahmen der Regelung von Zahlungsbemes-
sungsinteressen die Aufgabe zu, eine Mindestausschüttung sicherzustellen.

Minderheitsgesellschafter sollen vor dem beherrschenden Einfluss von Mehrheits-
gesellschaftern, die Gesellschafter insgesamt vor den Verwaltungsorganen (Vorstand 
und Aufsichtsrat), die einen Einfluss auf den Jahresabschluss und damit auf den zu 
verteilenden Gewinn ausüben können, geschützt werden (vgl. Coenenberg/Haller/
Schultze 2016, S. 20–21). Entscheidet doch etwa die Verwaltung einer Aktiengesell-
schaft mit der Bilanzierung und der Bewertung „über den Betrag, den sie in der 
Unternehmung ohne Zustimmung der Anteilseigner zurückbehalten kann“, d. h., 
aufgrund ihrer Bilanzierungs- und Bewertungskompetenz „entscheidet die Verwal-
tung über die Gewinnverwendungskompetenz der Hauptversammlung“ (Bieg 1983, 
S. 243). Ähnliches kann für alle Unternehmen gesagt werden, in denen nicht alle 
Eigentümer an der Geschäftsführung beteiligt sind.

Nicht nur, aber vor allem in den Fällen, in denen trotz der grundsätzlichen Funkti-
onstrennung von Eigenkapitalgebern (z. B. Aktionäre) und Geschäftsführung (z. B. 
Vorstand einer Aktiengesellschaft) eine enge personelle Verflechtung zwischen 
Großanteilseignern und Verwaltung besteht, kann die Verwaltung daran interes-
siert sein, einen möglichst hohen Teil des (tatsächlich erwirtschafteten) Gewinns in 
dem Unternehmen zurückzubehalten (vgl. Bieg 1983, S. 244). Zu denken ist in diesem 
Zusammenhang etwa an die Situation in Familienaktiengesellschaften, deren Ak-
tien börsennotiert sind. Die „Fremdaktionäre“, die in der Regel auch nur geringe 
Anteilsquoten halten, besitzen oft nur stimmrechtslose Vorzugsaktien. Ohne eine 
gesetzlich geregelte Sicherung einer Mindestausschüttung wären sie – aufgrund des 
fehlenden Stimmrechts – auf das Wohlwollen der Stammaktionäre angewiesen, die 
ihrerseits aber nicht unbedingt an einer möglichst hohen Ausschüttung, sondern 
vielfach an einer umfangreichen Gewinnthesaurierung interessiert sind. In derselben 
Situation befinden sich etwa in einer Aktiengesellschaft die Kleinaktionäre, denen 
ein Großaktionär gegenübersteht, sowie die Gesamtheit der Aktionäre in einer Pub-
likumsaktiengesellschaft, die sich nicht gegen die Verwaltung der Aktiengesellschaft 
durchsetzen kann.
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Die Ersteller eines Jahresabschlusses können also daran interessiert sein, einen 
möglichst großen Teil des Periodengewinns in dem Unternehmen zurückzubehal-
ten. Diese Gewinnthesaurierung erreichen sie – ohne andere an dem Unternehmen 
Beteiligte von der Notwendigkeit dieser Maßnahme überzeugen zu müssen – durch 
eine ungünstige Darstellung der Vermögens- und Schuldenlage und damit auch der 
Erfolgssituation. Je niedriger das Vermögen und je höher die Schulden ausgewie-
sen werden, desto niedriger ist der Jahresüberschuss, desto niedriger ist – etwa bei 
Aktiengesellschaften, bei denen die Verwaltung die Thesaurierungskompetenz des 
§ 58 Abs. 2 AktG ausschöpft – der Bilanzgewinn, der der Hauptversammlung zur 
Verteilung angeboten werden muss; umso höher ist aber auch der ohne Beschluss der 
Hauptversammlung in der Aktiengesellschaft gebundene Betrag und umso höher 
sind die dem Unternehmen ohne Mitwirkung der Anteilseigner zur Selbstfinanzie-
rung zur Verfügung stehenden Mittel.

Bereits im Rahmen der Diskussion der Aktienrechtsreform von 1965 wurde mit Recht 
darauf hingewiesen, dass den Aktionären, die das unternehmerische Risiko tragen, 
nicht nur der Gewinn zusteht, sondern dass auch für die Zurückbehaltung des Ge-
winns in der Aktiengesellschaft, also für dessen Einbeziehung in das unternehmeri-
sche Risiko, die mehrheitliche Zustimmung der Aktionäre in der Hauptversammlung 
erforderlich ist (vgl. Strauß 1959, S. 21), denn grundsätzlich sind die Aktionäre nur zur 
Bezahlung des festgesetzten Ausgabebetrags der Anteilsrechte verpflichtet (vgl. § 54 
Abs. 1 AktG). Eine Nachschusspflicht im Sinne einer Pflicht zum Gewinnverzicht 
besteht nicht (vgl. Kupper 1967, S. 55).

„Mit den Ordnungsgrundsätzen unserer Wirtschaft ist der Gedanke nicht vereinbar, 
dass der Vorstand die Interessen des Unternehmens unabhängig von den Aktionären 
und notfalls auch gegen sie schützen müsse“ (Strauß 1959, S. 25; a. A. Mellerowicz 1959, 
S. 197). Denn schließlich ist die Verwaltung nicht die einzige Personengruppe, die am 
Weiterbestehen der Aktiengesellschaft interessiert ist. Und „es ist nicht bewiesen, 
ob der Aktionär wirklich so dividendenhungrig ist, dass er eine vernünftige, von 
der Verwaltung begründete offene Rücklagenbildung nicht anerkennen würde“ 
(Reiniger 1957, S. 57). Die in der Vergangenheit zu beobachtenden lebhaften Auseinan-
dersetzungen in den Hauptversammlungen großer deutscher Aktiengesellschaften 
stützen nachträglich die bereits 1967 geäußerte Meinung (vgl. Kupper 1967, S. 34), die 
Stille der Rücklagen dämpfe den Dividendenhunger der Aktionäre nicht, sondern 
vermehre ihn.

Unterstellt man, dass auch damals schon der Zusammenhang gesehen wurde, der 
zwischen einer offenen Thesaurierung von Gewinnen und einer Steigerung des An-
teilswerts aufgrund erfolgreicher Investitionen der zurückbehaltenen Gewinnteile 
besteht, so wurde – wenn auch mit anderen Begriffen – bereits zu diesem Zeitpunkt 
im Grundsatz die Diskussion über den shareholder value geführt, der den Wert eines 
Unternehmens aus seiner Eigentümerrendite, also der Höhe der Dividendenzahlun-
gen sowie den Kurssteigerungen der Aktien, ableitet (vgl. Rappaport 1999, S. 39). Die 
Diskussion hat sich allerdings in jüngerer Zeit vor allem deswegen verschärft, weil 
sich immer mehr Anteile an großen international tätigen Unternehmen im Besitz 
institutioneller Anleger (z. B. Investmentgesellschaften, Pensionsfonds, Versiche-
rungsgesellschaften) befinden, deren Management sich seinerseits an der Erfüllung 
der Interessen der eigenen Kapitalanleger messen lassen muss.



Vahlen Handbücher   – Bieg/Waschbusch – Bankbilanzierung nach HGB und IFRS (3. Auflage) – 
Hersteller: Frau Deuringer   Stand: 07.09.2017   Status: Imprimatur  Bearb.: Fr  Seite 18

1 Grundlagen18

Nur wenn dem Ersteller eines handelsrechtlichen Jahresabschlusses vom Gesetz-
geber die Möglichkeit genommen wird, durch ein bewusstes Unterbewerten des Ver-
mögens bzw. Überbewerten der Schulden, also durch die Bildung stiller Rücklagen, 
den Jahresüberschuss und damit – im Falle der Aktien gesellschaft – den Bilanzge-
winn zu verkürzen bzw. auf spätere Perioden zu verschieben – was einer Aushöhlung 
der Gewinnverwendungskompetenz der Hauptversammlung gleichkäme –, wird 
gleichzeitig verhindert, dass für die Jahresabschlussleser unerkennbar Gewinne 
aus wirtschaftlich guten in wirtschaftlich schlechte Geschäftsjahre verlagert und 
sie damit über die tatsäch liche Vermögens- und Erfolgslage des Unternehmens ge-
täuscht werden. Dieser Aspekt wird unter dem Stichwort „Informationsbedürfnisse 
der Anteilseigner“ wieder aufgegriffen (vgl. Erster Abschnitt Kapitel A.III.4.c).cb)).

Insbesondere der Jahresabschluss einer Aktiengesellschaft hat neben der Ausschüt-
tungssperrfunktion somit die weitere Aufgabe, eine Mindestausschüttung zu sichern 
und damit einflusslose Aktionäre bzw. Aktionärsgruppen vor einer unberechtigten 
Dividendenkürzung zu schützen. Der Gesetzgeber versucht, dies durch Regelungen 
zu erreichen (vgl. Bieg/Kußmaul/Waschbusch 2012, S. 25–26; Coenenberg/Haller/Schultze 
2016, S. 20–21), die teils die Gewinnermittlung betreffen:

•• die Möglichkeit der Vornahme außerplanmäßiger Abschreibungen im Falle einer 
lediglich vorübergehenden Wertminderung ist auf das Finanzanlagevermögen 
begrenzt (vgl. § 253 Abs. 3 Satz 4 HGB),

•• die Höchstwertvorschriften für Vermögensgegenstände gelten – von wenigen 
Ausnahmen abgesehen – auch als Mindestwertvorschriften (Fixwertprinzip; vgl. 
§ 253 Abs. 1 Satz 1 HGB),

•• bei einem Wegfall der Gründe für eine außerplanmäßige Abschreibung im Anlage- 
und Umlaufvermögen besteht rechtsformübergreifend ein Wert auf holungsgebot 
(vgl. § 253 Abs. 5 Satz 1 HGB); bei einem entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Fir-
menwerts besteht dagegen ein Zuschreibungs verbot (vgl. § 253 Abs. 5 Satz 2 HGB),

teils auf die Gewinnverwendung gerichtet sind:

•• Begrenzung der Thesaurierungsmöglichkeit durch Vorstand und Aufsichtsrat (vgl. 
§ 58 Abs. 2 AktG),

•• Anspruch der Aktionäre auf den Bilanzgewinn (vgl. § 58 Abs. 4 AktG),

•• Recht zur Anfechtung des Gewinnverwendungsbeschlusses durch Aktionäre, 
wenn Teile des ihrer Verwendungskompetenz unterliegenden Bilanz gewinns von 
der Hauptversammlung vorgetragen oder thesauriert werden, obwohl eine solche 
Maßnahme nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung nicht notwendig ist, 
um die Lebens- und Widerstandsfähigkeit der Gesellschaft für einen hinsichtlich 
der wirtschaftlichen und finanziellen Notwendigkeiten übersehbaren Zeitraum zu 
sichern und dadurch an die Aktionäre kein Gewinn in Höhe von mindestens 4 % 
des Grundkapitals (abzüglich noch nicht eingeforderter Einlagen) verteilt werden 
kann (vgl. § 254 AktG).

Die vorstehend genannten Vorschriften tragen zum Schutz der Anteilseigner vor 
einer ungerechtfertigten Kürzung des möglichen Ausschüttungsvolumens bei; hin-
gegen können sie keine feststehende Mindestausschüttung gewährleisten. Es kommt 
hinzu, dass diese Regelungen im Bereich der Kredit- und Finanzdienstleistungswirt-
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schaft durch branchenspezifische Gewinnermittlungsvorschriften zum Teil außer 
Kraft gesetzt werden (vgl. vor allem § 340f HGB).

Bei der Analyse der handelsrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften lässt sich 
feststellen, dass durch die in den letzten Jahren vorgenommenen Änderungen der 
handelsrechtlichen Rechnungslegung – hierbei ist insbesondere auf die durch das 
BilMoG vollzogenen Änderungen hinsichtlich Bilanzansatz und Bewertung und 
diesbezüglich ausdrücklich auf die Verpflichtung der Kredit- und Finanzdienstleis-
tungsinstitute zur Bewertung von Finanzinstrumenten des Handelsbestands mit 
einem auch über die historischen Anschaffungskosten hinausgehenden Wert (vgl. 
§ 340e Abs. 3 Satz 1 HGB) hinzuweisen – eine Hinwendung zu den Interessen der 
Anteilseigner und der am Erfolg beteiligten Arbeitnehmer (Sicherung einer Min-
destausschüttung) zu konstatieren ist. Insgesamt wird aber im HGB den Zahlungs-
bemessungsinteressen der Gläubiger, also den Ausschüttungssperr vorschriften, nach 
wie vor Vorrang eingeräumt. Der Gläubigerschutz ist durch gesetzliche Vorschriften 
wirkungsvoller geregelt als der Schutz der außenstehenden einflusslosen Eigentümer 
(vgl. Bieg/Kuß maul/Wasch busch 2012, S. 26). Allerdings ist ein über den Anschaffungs-
kosten liegender Wertansatz bei Finanzinstrumenten des Handels bestands gerade 
aus Gläubigersicht zu kritisieren (vgl. Bieg/Sopp 2008b, S. 209).

4. Informationsvermittlungsaufgabe

a)  Vorliegen von Informationen als eine Voraussetzung für 
 eigenverantwortliche Entscheidungen

Im Rahmen der Besprechung der finanziellen Zielvorstellungen der Jahresabschluss-
adressaten (vgl. Erster Abschnitt Kapitel A.III.3.b)) wurden bereits die unterschied-
lichen Interessenlagen der beiden wichtigsten an einem Unternehmen beteiligten 
Personengruppen dargestellt. Unabhängig davon, ob ihre Zahlungsansprüche an 
das Unternehmen vertraglich fixiert – wie Gläubigeransprüche – oder vom Perioden-
erfolg abhängig sind – wie Anteilseigneransprüche –, die Unternehmensbeteiligten 
(im weitesten Sinne) benötigen Informationen, die Rückschlüsse darüber zulassen, 
inwieweit ihre Ansprüche positiv oder negativ beeinflusst wurden und in Zukunft 
beeinflusst werden (vgl. Wöhe 1997, S. 41). Aufgabe des Jahresabschlusses ist es, seinen 
Adressaten Informationen zu vermitteln, mit deren Hilfe sie eigenverantwortlich 
Entscheidungen im Zusammenhang mit dem bilanzierenden Unternehmen treffen 
können. Dabei geht es allerdings nicht nur um das Informationsinteresse der der-
zeitigen Unternehmensbeteiligten. Auch potenzielle Anteilseigner und Gläubiger 
sowie andere Personengruppen und Institutionen besitzen ein Informationsinteresse.

Bei allen Gruppen von Unternehmensbeteiligten lassen sich Gruppenmitglieder, 
die sich aufgrund ihrer Rechtsposition oder aufgrund ihres faktischen Einflus-
ses, d. h. ihrer Machtposition, die für Entscheidungen benötigten Informationen 
beschaffen können, da sie einen unbeschränkten Zugang zu sämtlichen in dem 
Unternehmen anfallenden Informationen haben (interne Unternehmensbeteiligte), 
von solchen unterscheiden, die auf von der Unternehmensleitung freiwillig oder 
aufgrund gesetzlicher Vorschriften veröffentlichte Informationen angewiesen sind 
(externe Unternehmensbeteiligte); (vgl. Coenenberg 1971, S. 737; Waschbusch 1992a, 
S. 54–63). Aufgrund der unterschiedlichen Interessenlage und der soeben angespro-
chenen zum Teil ungleichgewichtigen Machtverteilung zwischen Gläubigern und 
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Anteilseignern, zwischen Mehrheitsgesellschaftern und Minderheitsgesellschaftern, 
zwischen Groß- und Kleingläubigern sowie zwischen der Unternehmensleitung bzw. 
den einflussreichen Gläubigern und Anteilseignern einerseits und den einflusslosen 
Gläubigern und Anteilseignern andererseits, also: zwischen internen und externen 
Unternehmensbeteiligten, musste der Gesetzgeber 

•• die Rechte der einzelnen Interessengruppen gegeneinander abgrenzen, indem er 
für Unternehmen bestimmter Wirtschaftszweige oder mit bestimmter Rechtsform 
mit der Verpflichtung zur Veröffentlichung eines nach bestimmten Vorschriften 
aufgestellten Jahresabschlusses eine Mindestinformation für die externen einfluss-
losen Jahresabschlussadressaten vorschrieb, und

•• die Jahresabschlussadressaten vor falschen oder unvollständigen Informationen 
schützen, durch die sie zu Fehlentscheidungen veranlasst werden könnten.

Der Jahresabschluss soll den Beteiligten, unabhängig von den in ihren Interessen 
erlassenen weiteren Schutzvorschriften, Informationen vermitteln, anhand derer 
sie selbst Entscheidungen in Bezug auf das vorhandene oder zukünftige finanzielle 
Engagement in dem Unternehmen treffen können. Die durch den Jahresabschluss 
zu vermittelnden Informationen sollen folglich die derzeitigen und potenziellen Un-
ternehmensbeteiligten in die Lage versetzen, eigenverantwortlich Entscheidungen 
entsprechend der individuellen Risiko neigung treffen zu können. Die individuel-
le Vermögenssicherung kann somit nur durch die Kombination von gesetzlichen 
Schutzvorschriften der Bilanz und persönlicher Entscheidung erreicht werden.

b) Berechtigung von Informationsansprüchen

ba)  Berechtigung der Informationsansprüche der Gläubiger,  insbesondere der 
Einleger von Kreditinstituten

Die Frage, ob Gläubiger neben dem negativen Zahlungsbemessungsinteresse auch 
einen positiven Informationsanspruch haben, wurde im Zusammenhang mit der 
Aktienrechtsreform 1965 exemplarisch für Gläubiger von Aktiengesellschaften un-
tersucht. Dabei ging es selbstverständlich nicht darum, ob den Gläubigern der 
Jahresabschluss zugänglich sein soll; dies ist bereits durch die Einreichung zum 
Handelsregister (vgl. damals: § 177 Abs. 1 Satz 1 AktG; heute: §§ 325–329 HGB) und 
die für jedermann gestattete Einsichtnahme in dieses Register (vgl. § 9 Abs. 1 Satz 1 
HGB) gewährleistet. Es ging vielmehr um die Frage, ob das Interesse der Gläubiger an 
der Aktiengesellschaft derart ist, dass bei der Ausgestaltung des publizierten Jahres-
abschlusses auch die Informationsansprüche der Gläubiger zu berücksichtigen sind. 
Dies nämlich würde derzeitigen wie potenziellen Gläubigern bessere Dispositionen 
im Hinblick auf ihre finanziellen Zielsetzungen erlauben.

Während Wöhe (vgl. Wöhe 1971, S. 31) und Leffson (vgl. Leffson 1972, S. 72–74) die Infor-
mationsansprüche der Gläubiger anerkannten, wurden sie von Moxter (vgl. Moxter 
1974, S. 401–402) und Bischofberger (vgl. Bischofberger 1971, S. 136) bestritten. Wenn 
Moxter seine ablehnende Haltung im Wesentlichen mit der fehlenden expliziten 
Anerkennung der Informationsansprüche der Gläubiger in den Gesetzesmateria-
lien begründet, kann dem entgegengehalten werden, dass der Gesetzgeber von der 
faktischen Publizität des Jahresabschlusses auch für Gläubiger ausging, deren Infor-
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mationsansprüche er für ausreichend berücksichtigt und damit ihre Erwähnung für 
überflüssig hielt (vgl. auch Kropff 1964, S. 573).

Die an anderer Stelle (vgl. Bieg 1977b, S. 106–116) ausführlich geführte Diskussion 
soll hier nicht wiederholt werden. Es sei nur festgestellt, dass im Folgenden die In-
formationsansprüche der Gläubiger als berechtigt (vgl. auch Rössle 1955, S. 103; von 
Caemmerer 1962, S. 158) und mit unserer Wirtschaftsordnung vereinbar (vgl. Stützel 
1962, S. 194–199; Egner 1974, S. 52–55 und S. 75–76) angesehen werden. Dies ist beson-
ders für jene Gläubiger von Interesse, die ihre Informationsansprüche gegenüber den 
Schuldnerunternehmen nicht selbstständig durchzusetzen vermögen, was für die 
Gläubiger von Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten grundsätzlich der Fall 
ist (vgl. Bieg 1983, S. 26–30; Waschbusch 2000, S. 12–13). Soweit nämlich die Informati-
onsbedürfnisse eines Gläubigers in gesetzlichen Regelungen verankert sind, benötigt 
er keine wirtschaftliche Machtposition gegenüber dem Schuldnerunternehmen, um 
dieses zu einer entsprechenden Gestaltung seines Jahresabschlusses zu zwingen. 
Wird darüber hinaus noch eine Pflichtprüfung des Jahresabschlusses des Schuld-
nerunternehmens vorgenommen, so kann sich der Gläubiger auf die Anwendung 
dieser Gesetzesnormen verlassen.

Hinsichtlich der Jahresabschlüsse von Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten 
ist allerdings noch zu fragen, ob der Gesetzgeber die Informationsansprüche der 
Gläubiger mit den in der Regel insgesamt betragsmäßig umfangreichsten Zahlungs-
ansprüchen, nämlich der Bankeneinleger, als berechtigt anerkennt und ob diese 
Anerkennung auch gerechtfertigt ist. Nur im Falle der Anerkennung durch den 
Gesetzgeber dürften sich diese Informations ansprüche in den Jahresabschlussrege-
lungen für Institute niederschlagen.

Als ein Indiz für die Anerkennung der Informationsansprüche der Ein leger von Ban-
ken ist die im Zuge der Novellierung des KWG im Jahre 1976 erfolgte Verpflichtung 
aller Kreditinstitute – ohne Berücksichtigung ihrer Rechtsform und Größe – zur 
öffentlichen Rechnungslegung und die Begründung des Gesetzgebers für diese 
allgemeine Publizitätspflicht im Kredit gewerbe anzusehen. Der Finanzausschuss des 
Deutschen Bundestags machte damals deutlich, dass diese allgemeine Publizitäts-
pflicht die interessierten Wirtschaftskreise, die Presse und die Bankkunden in die 
Lage versetzen solle, „sich anhand der veröffentlichten Unterlagen ein Urteil über 
die einzelnen Kreditinstitute zu bilden“ (Finanzausschuss des Deutschen Bundestags 
1976, S. 6). Die EG-Bankbilanzrichtlinie stellt ergänzend dazu fest, „für Gläubiger, 
Schuldner, Gesellschafter und die Öffentlichkeit ist … eine bessere Vergleichbarkeit 
der Jahresabschlüsse und der konsolidierten Abschlüsse dieser Unternehmen [also 
der Kreditinstitute; Anm. d. Verf.] von wesentlicher Bedeutung“ (Rat der Europäischen 
Gemeinschaften 1986, S. 1). Auch die IFRS nehmen ausdrücklich Bezug auf die Informa-
tionsbedürfnisse der Gläubiger, indem im Rahmenkonzept für die Rechnungslegung 
festgehalten wird: „Die Zielsetzung der Rechnungslegung für allgemeine Zwecke besteht 
darin, Finanzinformationen über das berichtende Unternehmen zur Verfügung zu stellen, die 
für bestehende und potenzielle Investoren, Kreditgeber und andere Gläubiger nützlich sind, 
um Entscheidungen für die Bereitstellung von Ressourcen an das Unternehmen zu treffen. 
Zu diesen Entscheidungen gehören das Kaufen, Verkaufen oder Halten von Eigenkapitalin-
strumenten und Schuldinstrumenten sowie das Bereitstellen oder Valutieren von Darlehen 
und anderen Kreditformen” (OB.2).
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Unter den angesprochenen „Bankkunden“ bzw. „Gläubigern“ sind zweifellos die-
jenigen Personen, die dem Kreditinstitut Einlagen überlassen haben, in besonderer 
Weise an Informationen über die wirtschaftliche Lage des Schuldnerkreditinstituts 
interessiert, da von dessen Situation die Möglichkeit der Durchsetzung ihrer schuld-
rechtlichen Ansprüche abhängig ist. Die grundsätzliche Anerkennung der Infor-
mationsansprüche der Einleger von Kreditinstituten durch den Gesetzgeber – und 
zwar trotz der daneben bestehenden Sicherungsinstrumente „Bankenaufsicht“ und 
„Einlagensicherungseinrichtungen“ – sagt selbstverständlich nichts über den Infor-
mationsumfang aus. Sie bedeutet jedoch, dass der Jahresabschluss auch im Interesse 
einer Informationsvermittlung nach bestimmten den Außenstehenden bekannten 
Regeln über Bilanz inhalt und Bilanzbewertung aufzustellen ist. Erst dadurch werden 
die Informationsrechte zu wirksamen Schutzrechten (vgl. Leffson 1975, S. 306).

Der Gesetzgeber hat also den Informationsanspruch der Kreditinstitutseinleger 
grundsätzlich anerkannt. Zu einigen möglichen Einwänden gegen dieses Vorgehen, 
aber auch gegen die grundsätzliche gesetzliche Anerkennung dieser Informations-
bedürfnisse muss allerdings Stellung genommen werden.

Gegen das vorgeschlagene Vorgehen ließe sich beispielsweise einwenden:

•• Für viele Einleger sei die Anlage auf einem Bankkonto – häufig sogar bei einem 
bestimmten Kreditinstitut – die einzige infrage kommende An lagemöglichkeit; an-
dere Anlagemöglichkeiten, auch in gleicher Form bei einem anderen Kreditinstitut, 
würden häufig nicht einmal in Erwägung gezogen.

•• Die Mehrzahl der Bankeneinleger sei außerdem mangels Sachverstands überhaupt 
nicht in der Lage, die ihnen durch den Jahresabschluss der Kreditinstitute zur 
Verfügung gestellten Informationen in ihren Entscheidungen zu berücksichtigen.

 Aus beiden Gründen sei die Frage nach den Informationsansprüchen der Einleger 
von Kreditinstituten ebenso überflüssig wie die Berücksichtigung ihrer Informa-
tionsinteressen.

 Die Situationsbeschreibung ist in beiden Fällen sicherlich zutreffend, wenn sie 
auch nicht durch empirische Untersuchungen belegt ist; solche Unter suchungen 
liegen – soweit ersichtlich – im Bereich des Kreditwesens nicht vor. Gegen beide 
Einwände lässt sich aber sagen, dass es neben den beschriebenen Einlegergruppen 
von Kreditinstituten auch andere gibt, die fundierte Anlageentscheidungen zu 
treffen wünschen, dies aber nur unter Berücksichtigung der entscheidungsrele-
vanten Informationen vermögen. Da beide Einlegergruppen im Kreditgewerbe 
nebeneinander bestehen, lässt sich jedoch aus der Forderung, den Bankeneinlegern 
Möglichkeiten zum Selbstschutz zu bieten, wiederum nicht ableiten, dass ein über 
die Jahresabschlüsse der Institute hinausreichender Gläubigerschutz durch andere 
Sicherungsinstrumente unberechtigt sei.

 Darüber hinaus ist dem zweiten Einwand entgegenzuhalten, dass es „gar nicht 
darauf an(kommt), dass jeder informiert wird, sondern darauf, dass jeder sich 
informieren kann, wenn er es wünscht“ (Castan 1968, S. 516). Und dies muss nicht 
unbedingt durch die eigene Auswertung der zur Verfügung stehenden Informa-
tionen geschehen; Entscheidungshilfen geben hier auch Informationsmittler wie 
z. B. die Wirtschaftspresse und die sonstigen Medien sowie Analysten (vgl. auch 
Welcker 1977, S. 114; Erdland 1981, S. 123). Da diese Entscheidungshilfen aber ebenfalls 
auf den Informationen beruhen müssen, die für die Entscheidungen der Einleger 
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von Kreditinstituten relevant sind, ist es für die im Jahresabschluss zu berücksich-
tigenden Informationsansprüche völlig bedeutungslos, ob die Informationen von 
den Bankeneinlegern direkt aus dem Jahresabschluss oder aber indirekt über die 
genannten Informationsmittler bezogen werden.

•• Eine gesetzliche Berücksichtigung der Informationsansprüche der Einleger von 
Kreditinstituten könnte auch deswegen als überflüssig angesehen werden, weil 
die Sicherheit der Bankeneinleger bereits durch die anderen Sicherungsinstru-
mente – Bankenaufsicht und Einlagensicherungseinrichtungen – als gewährleistet 
angesehen wird; man könnte der Meinung sein, dies rechtfertige einen geringeren 
Informationsstand der Einleger von Kreditinstituten als der Gläubiger in anderen 
Branchen, in denen zwar Jahresabschlüsse publiziert werden, derartige Sicherungs-
instrumente aber nicht existieren.

 Es wäre allerdings äußerst inkonsequent anzukündigen, die Kreditinstitutskunden 
sollten in die Lage versetzt werden, sich anhand des publizierten Jahresabschlusses 
ein Urteil über die sie interessierenden Banken zu bilden, ihnen aber gleichzeitig 
die zur Urteilsbildung benötigten Informationen zu verweigern. Damit würde 
man den Einlegern von Kreditinstituten gerade nicht die Möglichkeit der eigen-
verantwortlichen Verwaltung ihrer Einlagen geben. Ein direkter Gläubigerschutz 
im Sinne eines Selbstschutzes auf der Grundlage eigener Informationen würde 
unmöglich. Die sich daraus ergebende völlige Verlagerung des Gläubigerschutzes 
auf staatliche Institutionen hätte aber notwendigerweise zur Folge, dass jeder 
Bankeneinleger von einer Art Staatsgarantie für seine Einlagen ausginge (vgl. auch 
Welcker 1978, S. 88; Schurig 1981, S. 345–347). Diese als unerwünscht anzusehenden 
Folgen dürften die Berücksichtigung der Informationsansprüche der Einleger von 
Kreditinstituten in den publizierten Unterlagen der Kredit institute rechtfertigen.

 Zudem ist in diesem Zusammenhang daran zu erinnern, dass das Geflecht der 
Schutzmaßnahmen der verschiedenen Gläubigersicherungsinstrumente im Kre-
dit- und Finanzdienstleistungsgewerbe als Einheit zu sehen ist, und dass der 
Abbau von Schutzmaßnahmen in einem Bereich entsprechende Veränderungen 
in anderen Bereichen zur Folge haben müsste (vgl. hierzu auch Erdland 1981, S. 36 
und S. 129).

Es ist also berechtigt, dass der Gesetzgeber die Informationsansprüche der Einleger 
von Kreditinstituten, aber auch der Gläubiger von Finanzdienstleis tungsinstituten 
anerkennt und sie bei der Gestaltung der Rechnungslegungsvorschriften für Kredit- 
und Finanzdienstleistungsinstitute grundsätzlich berücksichtigt. Dass die publi-
zierten Jahresabschlüsse von Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten aufgrund 
dieser Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften Informationen enthalten, die 
für geeignet gehalten werden, ein Urteil über die wirtschaftliche Lage des jeweili-
gen Instituts und dessen voraussichtliche Entwicklung abzugeben, ist eine weitere 
Voraussetzung (vgl. Erster Abschnitt Kapitel A.III.3.b).ba)) dafür, dass Gläubiger 
von Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten von der Sicherheit der von ihnen 
bereitgestellten Gelder überzeugt sind (vgl. Bieg 1983, S. 36–37).

bb) Berechtigung der Informationsansprüche der Anteilseigner

Eigentümer benötigen Informationen, die es ihnen ermöglichen, eigenverantwortlich 
Entscheidungen über die Bereitstellung von Risikokapital, über die Beibehaltung, den 
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Ausbau oder den teilweisen Abbau des Engagements bis hin zum völligen Zurückzie-
hen früher bereitgestellten Risikokapitals zu treffen. Dabei sind Gesellschaftsbildung 
einerseits und Geschäftsführung durch ein selbstständiges Management andererseits 
nicht ohne Auswirkungen auf die Informationsansprüche.

Betreibt man kein Einzelunternehmen, sondern beteiligt sich gemeinsam mit einer 
oder mit mehreren anderen Personen an einer Gesellschaft, so tritt neben die all-
gemeinen Geschäftsrisiken das weitere Risiko, „irgendwie im Vergleich zu seinen 
Partnern Nachteile hinnehmen zu müssen“ (Stützel 1965, S. 39–40). Diese Nachteile 
können sich nicht nur aus den – an dieser Stelle nicht interessierenden – Gewinn-
ermittlungs- und Gewinnverwendungsentscheidungen der Gesellschaftermehrheit 
ergeben. Sie können vor allem auch aus Entscheidungen anderer Gesellschafter 
resultieren, die über bessere Informationen verfügen. Sie können zudem aufgrund 
eigener falscher Entscheidungen entstehen, die auf Informationsnachteilen gegen-
über anderen Gesellschaftern beruhen.

Gerade im Falle von Gesellschaften, insbesondere bei Kapitalgesellschaften und 
Genossenschaften, führen die Anteilseigner in der Regel nicht die Geschäfte des Un-
ternehmens, sondern überlassen die Geschäftsführung einem angestellten Manage-
ment. Besonders typisch ist diese personelle Trennung der Funktionen der Eigenkapi-
talhingabe und der Geschäftsführung für die großen Publikumsaktiengesellschaften. 
Sie betrifft aber auch Genossenschaften, obwohl § 9 Abs. 2 Satz 1 GenG fordert, dass 
die Mitglieder des Vorstands auch Mitglieder der Genossenschaft sein müssen. Bei 
diesen Unternehmen kann die Hauptversammlung bzw. die General- oder Vertre-
terversammlung zwar mehrheitlich „wesentliche Entscheidungen über die Existenz 
der Gesellschaft und die Veränderung der Existenzgrundlagen“ (Reinhardt 1959, S. 30) 
treffen sowie den Aufsichtsrat wählen (vgl. § 101 Abs. 1 Satz 1 AktG sowie § 36 Abs. 1 
Satz 1 GenG). Sie ist jedoch von der Geschäftsführung völlig ausgeschlossen; der 
Vorstand führt die Gesellschaft unter eigener Verantwortung (vgl. § 76 Abs. 1 AktG 
sowie § 27 Abs. 1 Satz 1 GenG).

Damit drohen aber – exemplarisch für den Fall der Aktiengesellschaft – den Anteils-
eignern neben den allgemeinen Geschäftsrisiken zwei besondere Gefahren (Stützel 
1965, S. 42):

„1) das Risiko, dass anderen aus der Aktiengesellschaft gesellschaftsfremde Sonder-
vorteile zukommen;

2) das Risiko, dass ihnen aus einer Rechnungslegung, die keinen klaren Einblick in 
die wirkliche Lage der Gesellschaft gewährt, schon während ihrer Zugehörigkeit 
zur Gesellschaft oder beim Ausscheiden vermögensmäßige Nachteile erwach-
sen.“

Dieses Risiko, aus einem Aktienbesitz je Aktie weniger zu erlangen als andere, die 
über Majoritäten oder über einen faktischen Einfluss verfügen, ist das spezifische 
Gesellschaftsrisiko des einflusslosen Aktionärs.

Aufgrund der dargestellten Zusammenhänge sind die Informationsinteressen der 
Eigentümer von Einzelunternehmen bzw. der geschäftsführenden Gesellschafter 
von Personenhandelsgesellschaften sowie der Großanteilseigner von Kapitalgesell-
schaften einerseits (sie verfügen ohnehin über ausreichende Informationen; interne 
Anteilseigner) und der nicht an der Geschäftsführung beteiligten und auch ansons-
ten nicht über Informationen verfügenden Anteilseigner von Personenhandels- und 
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Kapitalgesellschaften sowie Genossenschaften (externe Anteilseigner) andererseits 
zu unterscheiden.

Für die internen Anteilseigner – wie für die Unternehmensleitung – ist der Jahres-
abschluss ein Instrument der Selbstinformation, auf das sie aufgrund des uneinge-
schränkten Einblicks in die gesamten Geschäftsunterlagen jedoch nicht angewiesen 
sind. Mit der Verpflichtung des Kaufmanns zu ordnungs gemäßen Aufzeichnungen 
und zu periodisch zu erstellenden Abschlüssen wird allerdings auch nicht die 
Absicht verbunden, dass er aufgrund der erzwungenen Information über die Lage 
seines Unternehmens seine eigenen Interessen besser wahrnehmen kann (vgl. Bieg 
1983, S. 45). Es geht vielmehr darum, dass dem Kaufmann bei Erfüllung dieser zwin-
genden Verpflichtung zur Erstellung eines Jahresabschlusses „zumindest bewusst 
wird, wann seine Gläubiger gefährdet sind“ (Kreutzer 1970, S. 69). Der Zwang des 
Kaufmanns zur regelmäßigen Selbstinformation und die sich daraus ergebende 
Möglichkeit, einem drohenden Zusammenbruch noch rechtzeitig zu begegnen, ist 
also ein Beitrag zur Insolvenzvermeidung und damit nicht zuletzt eine Gläubiger-
schutzbestimmung (vgl. Leffson 1975, S. 304–305).

Die Informationsbedürfnisse der externen Anteilseigner sind hier von größerem 
Interesse, da die dieser Gruppe angehörenden Personen ausschließlich auf die Infor-
mationsvermittlung des Jahresabschlusses angewiesen sind. Sie benötigen Informa-
tionen zur Entscheidung, ob sie ein finanzielles Engagement eingehen, beibehalten, 
erweitern, einschränken oder aufgeben sollen. Der Jahresabschluss soll ihnen hin-
sichtlich der finanziellen Entwicklung des Unternehmens entscheidungsrelevante 
Informationen liefern.

Die Beschaffung von Eigenkapital durch Gesellschaften bei gleichzeitigem Aus-
schluss der Kapitalgeber von der Unternehmensleitung gelingt nur, wenn die Risiko 
übernehmenden einflusslosen Anteilseigner – ob zu Recht oder zu Unrecht – da-
von überzeugt sind, durch die Rechtsordnung gegen Benachteiligungen durch die 
anderen Gesellschafter sowie durch die Geschäftsführung geschützt zu sein. Das 
bedeutet zweierlei.

Einerseits gilt: Sollen einflusslose unternehmensexterne Anteilseigner in die Lage 
versetzt werden, richtige Anlageentscheidungen zu treffen, so muss ihre Informati-
onsausstattung derjenigen der einflussnehmenden Unternehmens internen so weit 
wie möglich angepasst werden. Nur auf diese Weise kann eine Schädigung der out-
sider durch die insider weitgehend verhindert werden. Dass deren Informationsvor-
sprung durch den Jahresabschluss nicht vollständig ausgeglichen werden kann, soll 
allerdings nicht bestritten werden (vgl. hierzu auch Forster 1964, S. 427). Dafür sind 
auch die Bewertungsmaßnahmen zur Sicherung der Zahlungsbemessungsinteressen, 
z. B. die Höchstwertvorschriften, verantwortlich. Nicht zuletzt lassen sich übrigens 
auch nur so gesamtwirtschaftlich unerwünschte Kapitalfehlleitungen verhindern.

Andererseits erwarten Anteilseigner, soweit sie nicht an der Geschäftsführung betei-
ligt sind, Rechenschaftslegung durch das Management. Dies bedeutet Information 
über die Verwendung des Eigenkapitals in dem Unternehmen und über das durch 
seinen Einsatz erzielte Ergebnis. Diese Information, die notwendig öffentlich sein 
muss, wenn es sich um eine große Zahl meist unbekannter Anteilseigner handelt, 
ist Voraussetzung für die Ausübung der Mitgliedschaftsrechte einschließlich der 
Kontrolle der Managementleistung (vgl. auch die Darstellung der Diskussion zur 
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Notwendigkeit und Berechtigung dieser Kontrolle im Rahmen der Aktienrechts-
reform von 1965 bei Bieg 1983, S. 136–142). Auf das Problem, dass hierzu Daten und 
Fakten benötigt werden, die nur die zu kontrollierende Unternehmensleitung selbst 
liefern kann, sei zumindest hingewiesen.

c) Informationsbedürfnisse der Jahresabschlussadressaten

ca)  Informationsbedürfnisse der Gläubiger, insbesondere der Einleger von 
Kreditinstituten

Anleger von Vermögen, hier insbesondere die Einleger von Kreditinstituten, stehen 
immer wieder vor der Entscheidung, ob sie aus der breiten Palette der sich ihnen 
bietenden Anlagemöglichkeiten gerade die Anlage bei einem Kreditinstitut wählen 
und – haben sie sich einmal dafür entschieden – ob sie diese Anlageform in unverän-
dertem Umfang beibehalten, ob sie ihre Einlagen ganz oder teilweise abbauen oder 
ob sie erneut Einlagen tätigen sollen. Hinzu kommt für derzeitige wie potenzielle 
Bankeneinleger nach dem Vergleich der von den Kreditinstituten je nach Laufzeit 
oder Kündigungsfrist der Einlagen angebotenen Zinskonditionen die Auswahl eines 
bestimmten Kreditinstituts.

Bei der grundsätzlichen Anlageentscheidung wie bei der Auswahl eines bestimmten 
Kreditinstituts ist es – neben der Höhe der angebotenen Zinsen – von entscheidender 
Bedeutung, wie die Möglichkeiten der verschiedenen Kreditinstitute, Zinsen und 
Rückzahlung vertragsgerecht leisten zu können, eingeschätzt werden. Demnach 
benötigen derzeitige wie potenzielle Bankeneinleger Informationen über den Grad 
der Sicherheit, mit dem sie mit dem termin- und betragsgerechten Eingang der 
vertraglich fixierten Zahlungen von Seiten des Schuldnerkreditinstituts rechnen 
können, also über die „wirtschaftliche Lage“ dieser Bank (vgl. zum Folgenden Bieg 
1977b, S. 112–116).

Diese Zahlungen werden in der Regel aus den Einzahlungsüberschüssen des ren-
tabel arbeitenden Schuldnerkreditinstituts erwartet. Neben Informationen über die 
Möglichkeit der termingerechten Rückzahlung der Einlagen bzw. der Leistung fälli-
ger Zinszahlungen aus dem arbeitenden Kreditinstitut benötigt der Bankeneinleger 
jedoch auch Informationen über den Grad der Sicherheit der Einlagen im Falle einer 
Liquidation des Schuldner kreditinstituts.

Um sich ein Urteil über die zukünftige Entwicklung des Kreditinstituts und über die 
Gefahr eines Zusammenbruchs bilden zu können, benötigt der Ein leger einer Bank 

•• Informationen über die gegenwärtige und zukünftige Liquiditätslage

 sowie

•• Informationen über den Erfolg der vergangenen Perioden und über zukünftige 
Periodenerfolge, also Informationen über Ertrags- und Aufwandsströme der ver-
gangenen Perioden und zukünftiger Perioden.

Um die Sicherheit der Einlagen im Falle eines Zusammenbruchs beurteilen zu kön-
nen, benötigt der Einleger einer Bank 

•• Informationen über die gegenwärtige Schuldendeckung und das Netto-
haftungskapital,

•• Informationen über die Möglichkeit eines Unternehmenszusammenbruchs sowie
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•• Informationen über fremde bevorrechtigte Zugriffsmöglichkeiten bei einem Zu-
sammenbruch des Kreditinstituts; die bei Gläubigern von Unternehmen anderer 
Branchen daneben noch interessierenden eigenen bevorrechtigten Zugriffsmög-
lichkeiten fehlen dem typischen Bankeneinleger.

Wenn bei der Beurteilung der Rechnungslegungsvorschriften auch danach gefragt 
wird, ob der Jahresabschluss insbesondere von Kreditinstituten in seiner derzeitigen 
Ausgestaltung den Bankeneinlegern die benötigten Informationen zu vermitteln 
vermag, so ist jetzt schon klar, dass die Einschränkung der gesetzlich zugelassenen 
Gestaltungsspielräume zu besseren Informationen führen würde (vgl. Franke/Laux 
1960, S. 5–8; Schneider 1970, Sp. 267–270) und mit der Umsetzung des BilMoG auch 
tatsächlich geführt hat (vgl. Bieg/Sopp 2008b, S. 285). Bei der Erörterung möglicher 
Änderungen in der Informationsvermittlung ist allerdings die Wirkung der sich 
dadurch ergebenden Informationsumverteilung zu beachten.

cb) Informationsbedürfnisse der Anteilseigner

Das Informationsbedürfnis des individuellen (derzeitigen wie potenziellen) Anteils-
eigners ist abhängig von der mit dem Erwerb der Anteile verfolgten Zielsetzung. Aus-
gehend von der grundsätzlichen Zielsetzung, einen von den Unternehmenserfolgen 
abhängigen Zahlungsstrom aus den Anteilen zu erhalten (vgl. Erster Abschnitt Ka-
pitel A.III.3.b).bb)), soll versucht werden, die exem pla risch für Aktionäre angestellten 
Überlegungen (vgl. Weisser 1962, S. 30–35) zu verallgemeinern.

„Spekulations-Anteilseigner“ legen freies Kapital kurzfristig in Anteilsrechten ei-
nes Unternehmens an, weil sie eine möglichst hohe positive Differenz zwischen 
Verkaufs- und Einkaufspreis der Anteile realisieren wollen. Sie interessieren sich 
für die zukünftige Entwicklung des Unternehmens, weil sie an deren Veränderung 
zu verdienen hoffen. Jahresabschlussinformationen sind für diese Anteilseigner vor 
allem deswegen von Bedeutung, weil durch sie Preisänderungserwartungen bei 
anderen Personen geweckt werden können, die auf die Chancen des „Spekulations-
Anteilseigners“ Rückwirkungen haben können. Die Höhe der ausgeschütteten Ge-
winne ist für diese Anteilseigner nur deswegen von Bedeutung, weil deren Umfang 
einen Einfluss auf die Preisentwicklung der Anteile ausüben kann.

Von diesen Anteilseignern „auf Zeit“ sind die „Anlage-Anteilseigner“ zu unterschei-
den, die ihre Anteile längere Zeit halten wollen. Sie sind daran interessiert, dass in 
dieser Zeit Gewinne ausgeschüttet werden; dies setzt den Fortbestand des Unter-
nehmens voraus. In dieser Gruppe können zwei Anteilseignertypen unterschieden 
werden.

Der erste dieser Anteilseignertypen verfolgt mit dem Anteilserwerb das Ziel, Einfluss 
auf die Unternehmensleitung auszuüben, also unternehmerische Funktionen zu 
übernehmen. Die Erhaltung bzw. der Ausbau des Unternehmens sollen die eigene 
Machtposition dieses „Unternehmer-Anteilseigners“ stärken. Deswegen dominiert 
hier die Zielsetzung des Unternehmensausbaus das Ziel der Dividendenausschüt-
tung. Die Verstärkung der Position (z. B. im Aufsichtsrat) in dem wirtschaftlich 
gestärkten Unternehmen wird der Er höhung des persönlichen Einkommensstroms 
aus Gewinnausschüttungen vorgezogen. Der „Unternehmer-Anteilseigner“ benötigt 
demnach vor allem Informationen über künftige Investitionsvorhaben bzw. -möglich-
keiten, da da durch die Stellung des Unternehmens gefestigt oder ausgebaut werden 
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kann. Da er jedoch als Unternehmensinterner am Entscheidungsprozess beteiligt sein 
dürfte, zumindest jedoch über bessere Informationsmittel als den Jahresabschluss 
verfügt, sind für ihn die Jahresabschlussinformationen von minderer Bedeutung.

Der zweite Typ des „Anlage-Anteilseigners“, der „Renten-Anteilseigner“, will und/
oder kann unternehmerische Funktionen nicht übernehmen. Er verfolgt beim Er-
werb der Anteile das Ziel einer sicheren Kapitalanlage bei Bezug einer (langfristig) 
günstigen Gewinnausschüttung. Er betrachtet diese Gewinnausschüttung als Rente 
aus seinem Anteilsbesitz. Der Fortbestand des Unternehmens ist für ihn nur we-
gen der erwünschten zukünftigen Gewinnausschüttungen von Bedeutung. Diesem 
einflusslosen „Renten-Anteilseigner“ steht – wie dem einflusslosen Gläubiger – als 
einzige Informationsquelle der Jahresabschluss zur Verfügung. Er benötigt Informa-
tionen über die künftige Entwicklung des Unternehmens, über künftige Ertrags- und 
Aufwandsströme, also über den künftig erwarteten Gewinn (Jahresüberschuss). 
Die Gewinnausschüttungen zukünftiger Perioden sind jedoch (indirekt) nicht nur 
von den Jahresüberschüssen abhängig, sondern (direkt) auch von der Aufteilung in 
(offen) zurückbehaltene und in ausgeschüttete Gewinnteile, die wiederum von den 
zukünftigen finanziellen Belastungen und von der Ausschüttungswilligkeit der 
Unternehmensleitung und der anderen Anteilseigner, insbesondere der einflussrei-
chen „Unternehmer-Anteilseigner“, bestimmt wird. Da der „Renten-Anteilseigner“ 
am Fortbestehen des Unternehmens interessiert ist und dieses von der Erhaltung 
der Zahlungsfähigkeit abhängig ist, benötigt er Informationen über künftige finan-
zielle Belastungen auch zur Beurteilung der Liquiditätslage. Informationen über 
die Möglichkeit der Rückgewähr der Kapitaleinlagen nach Deckung sämtlicher 
Verbindlichkeiten bei Liquidation des Unternehmens dürften im Falle von auf Dau-
er gegründeten Unternehmen vom „Renten-Anteilseigner“ erst in zweiter Linie 
gewünscht werden.

Fasst man die Ergebnisse zusammen, so unterscheiden sich die Vorstellungen von 
Anteilseignern hinsichtlich der für eigenverantwortliche Entscheidungen benötigten 
Informationen nicht von den Vorstellungen externer Gläubiger. Sie sind also in erster 
Linie auf die gegenwärtige und zukünftige Liquiditäts- und Erfolgslage sowie auf 
die Möglichkeit eines Unternehmenszusammenbruchs gerichtet (vgl. dazu Erster 
Abschnitt Kapitel A.III.4.c).ca)). Es ist zudem zu beachten, dass die unterschied-
lichen Vorstellungen von einer möglichst hohen Gewinnausschüttung bzw. einem 
langsamen Wachstum des durch Gewinnthesaurierung gestärkten Unternehmens, 
das über Anteilswertsteigerungen zu einer Zunahme des Anteilseignervermögens 
führt, lediglich die Frage der Gewinnverwendung, nicht die der Gewinnermittlung 
betreffen. Davon zu unterscheiden ist die Tatsache, dass es dem gut informierten 
unternehmensinternen Anteilseigner gegenüber dem uninformierten unternehmens-
externen Anteilseigner leichter fällt, einen finanziellen Vorteil zu erringen, als wenn 
er sich einem über die Unternehmenssituation, insbesondere über die Erfolgslage, 
informierten unternehmensexternen Anteilseigner gegenübersähe.

cc)  Informationsbedürfnisse der Unternehmensleitung und der  Arbeitnehmer

Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass mit der Verpflichtung zu ordnungsge-
mäßen Aufzeichnungen und zu periodisch zu erstellenden Abschlüssen ein Zwang 
zur regelmäßigen Selbstinformation der Unternehmensleitung zum Zwecke des 



Vahlen Handbücher   – Bieg/Waschbusch – Bankbilanzierung nach HGB und IFRS (3. Auflage) – 
Hersteller: Frau Deuringer   Stand: 07.09.2017   Status: Imprimatur  Bearb.: Fr  Seite 29

29A. Bilanztheoretische Grundlagen

Gläubigerschutzes verbunden ist (vgl. Erster Abschnitt Kapitel A.III.4.b).bb)). Aller-
dings benötigt das Management zur Wahrnehmung seiner Aufgaben detailliertere 
und aktuellere Informationen als sie ein Jahresabschluss liefern kann.

Für die Unternehmensleitung hat der Jahresabschluss eine völlig andere Bedeutung. 
Da die Erstellung des Jahresabschlusses in ihrer Hand liegt, kann sie durch Einsatz 
des jahresabschlusspolitischen Instrumentariums (vgl. Achter Abschnitt Kapitel D) 
im Rahmen der handelsrechtlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmöglichkeiten 
nicht nur den Jahresüberschuss in einer Weise beeinflussen, dass eher den von 
der Unternehmensleitung angestrebten finanz politischen Zielen als den Zahlungs-
bemessungsinteressen der externen Unternehmensbeteiligten entsprochen wird. 
Sie kann darüber hinaus den externen Jahresabschlusslesern ein Bild von der Unter-
nehmenslage vermitteln, das eher das eigene Bedürfnis nach Selbstdarstellung als 
die Informationsbedürfnisse der Jahresabschlussadressaten befriedigt (vgl. hierzu 
ausführlich Waschbusch 1992a, S. 90–139).

Ohne auf die Informationsinteressen der Arbeitnehmer näher einzugehen (vgl. hierzu 
Bieg 1977b, S. 147–148), ist zu fragen, ob diese Interessen durch den handelsrechtlichen 
Jahresabschluss erfüllt werden müssen. Dazu müssen auch die anderen Informati-
onsquellen berücksichtigt werden, die den Arbeitnehmern neben den publizierten 
Jahresabschlüssen zur Verfügung stehen.

Aufgrund spezieller Regelungen im Betriebsverfassungsgesetz sind die Arbeitneh-
mervertreter durch die Unternehmensleitung in regelmäßigen Zeitabständen über 
die wirtschaftliche Lage und Entwicklung des Unternehmens zu unterrichten. Neben 
diesen Informationsverpflichtungen im Rahmen der arbeitsrechtlichen Mitbestim-
mung kennen das Betriebsverfassungsgesetz und das Mitbestimmungsgesetz auch 
die unternehmerische Mitbestimmung, also die unmittelbare Mitwirkung von Ar-
beitnehmervertretern bei unternehmerischen Entscheidungen, was vor allem durch 
die Besetzung von Aufsichtsratsposten mit Arbeitnehmervertretern erreicht wird.

Im Rahmen dieser arbeitsrechtlichen und der unternehmerischen Mitbestimmung 
verfügen die Arbeitnehmervertreter über weitergehende Informationen als sie ein 
einflussloser Anteilseigner oder Gläubiger jemals erhält. Zum Teil können diese 
Informationen an die einzelnen Betriebsangehörigen weiter gegeben werden. Durch 
die Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte der Arbeitnehmervertreter besteht 
die Möglichkeit, dass durch geeignete Vertreter der Arbeitnehmer die Interessen der 
Belegschaft weitgehend gewahrt werden. Man sollte deshalb nicht versuchen, die 
speziellen Informationsinteressen, die bereits auf einem anderen Wege und in einer 
Weise berücksichtigt sind, wie es in einem Jahresabschluss ohnehin nicht gelingen 
kann, nun auch noch durch Informationen im Jahresabschluss zu erfüllen.

d)  Besondere Adressaten des Jahresabschlusses von Kredit- und Finanzdienst-
leistungsinstituten

da) Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)

Ein ausgedehntes Informationsrecht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) gegenüber den Instituten soll die Aufsichtsbehörde in die Lage versetzen, 
rechtzeitig von ihren Eingriffsmöglichkeiten zur Abwendung von Gefahren für ein-
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zelne Institute und ihre Gläubiger Gebrauch zu machen. Damit ist dieses Informa-
tionsrecht der BaFin Bestandteil der laufenden Bankenaufsicht.

Im Mittelpunkt der Information der BaFin über die wirtschaftliche Lage der Institute 
steht der Jahresabschluss. Er ist zum Zwecke einer möglichst frühzeitigen Beurtei-
lung der Entwicklung der Institute in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres 
für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und sowohl der BaFin als auch der 
Deutschen Bundesbank unverzüglich einzureichen. Später ist diesen Institutionen auch 
der festgestellte und mit dem Prüfungsvermerk versehene Jahresabschluss, der La-
gebericht und der Prüfungsbericht des Jahresabschlussprüfers jeweils unverzüglich 
nach Fertigstellung einzureichen; die Prüfungsberichte von Prüfungsverbänden des 
Kreditgenossenschafts- bzw. Sparkassensektors sind allerdings nur auf Anforderung 
der BaFin einzureichen (vgl. § 26 Abs. 1 KWG). Demgegenüber sind die Prüfungsbe-
richte über zusätzliche Prüfungen durch Einlagensicherungs- bzw. Anlegerentschä-
digungseinrichtungen vom Prüfer oder Prüfungsverband unverzüglich einzureichen 
(vgl. § 26 Abs. 2 KWG). Dies vor allem, weil diese nicht zum Geschäftsjahresende vor-
genommenen Prüfungen zusätzliche Erkenntnisse über die Situation der geprüften 
Institute erbringen können.

Den Nachteil, ungeprüft zu sein, aber den bedeutenden Vorteil der höheren Aktua-
lität haben – verglichen mit den Jahresabschlüssen – die nach § 25 Abs. 1 Satz 1 KWG 
von den Instituten unverzüglich nach Ablauf eines jeden Quartals bei der Deutschen 
Bundesbank einzureichenden Finanzinformationen. Kredit institute haben zudem un-
verzüglich einmal jährlich zu einem von der BaFin festgelegten Stichtag der Deutschen 
Bundesbank Risikotragfähigkeitsinformationen einzureichen (vgl. § 25 Abs. 1 Satz 2 
KWG). Die BaFin kann hierbei institutsbezogen den Berichtszeitraum für die Einrei-
chung der Finanz- bzw. Risikotragfähigkeitsinformationen verkürzen, soweit dies 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist (vgl. § 25 Abs. 1 Satz 3 KWG). Gemäß 
§ 25 Abs. 1 Satz 4 KWG sind die Finanz- und Risikotragfähigkeitsinformationen von 
der Deutschen Bundesbank mit einer Stellungnahme versehen an die BaFin weiterzu-
leiten, soweit diese nicht auf die Weiterleitung bestimmter Angaben verzichtet hat.

Die von den Kreditinstituten mit Ausnahme von Wertpapierhandelsbanken (vgl. 
zu deren Definition § 1 Abs. 3d Satz 5 KWG) einzureichenden Finanz informationen 
i. S. d. § 25 Abs. 1 Satz 1 KWG bestehen gemäß § 2 FinaV i. V. m. § 4 Abs. 1 FinaV aus 

•• Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung, die den Zeitraum seit dem Ende des 
letzten Geschäftsjahres umfassen,

•• Planangaben für die Gewinn- und Verlustrechnung,

•• Angaben zum Vermögensstatus, bezogen auf das Ende des jeweiligen Berichts-
zeitraums, sowie

•• sonstigen Angaben (z. B. Angaben zu den stillen Reserven und Lasten, Angaben 
zum Kreditgeschäft, Angaben zu Zinsänderungsrisiken im Anlagebuch). 

Bei denjenigen Kreditinstituten, die aufgrund einer Anordnung nach § 18 BBankG 
oder nach Art. 5 des Protokolls über die Satzung des Europäischen Systems der Zen-
tralbanken und der Europäischen Zentralbank Daten zur Monatlichen Bilanzstatistik 
melden müssen, gelten die Angaben zum Ver mögensstatus mit diesen Meldungen 
als eingereicht (vgl. § 4 Abs. 2 Satz 1 FinaV). Der Berichtszeitraum für die Angaben 
zum Vermögensstatus umfasst somit einen Kalendermonat, während die anderen 
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Angaben quartalsweise zur Verfügung zu stellen sind (vgl. § 3 Abs. 1 FinaV). Die 
von den Kreditinstituten einzureichenden Finanzinformationen gewähren in ihrer 
Gesamtheit einen deutlich tieferen Einblick in die unterjährige Entwicklung der Er-
trags- und Risikolage der Kreditinstitute als die von ihnen erstellten und publizierten 
Jahresabschlüsse. 

Vergleichbares gilt für Finanzdienstleistungsinstitute und Wertpapierhandelsban-
ken. Deren quartalsweise einzureichenden Finanzinformationen i. S. d. § 25 Abs. 1 
Satz 1 KWG bestehen gemäß § 2 FinaV i. V. m. § 5 Abs. 1 FinaV aus 

•• Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung, die den Zeitraum seit dem Ende des 
letzten Geschäftsjahres umfassen, sowie 

•• Angaben zum Vermögensstatus, bezogen auf das Ende des jeweiligen Berichts-
zeitraums. 

Finanzdienstleistungsinstitute, die neben anderen nach dem Kreditwesen gesetz er-
laubnispflichtigen Geschäften die Drittstaateneinlagenvermittlung i. S. d. § 1 Abs. 1a 
Satz 2 Nr. 5 KWG oder das Sortengeschäft i. S. d. § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 7 KWG erbrin-
gen, haben darüber hinaus ergänzende Informationen nach § 7 FinaV einzureichen. 

Es besteht somit kein Zweifel, dass die BaFin vom Gesetzgeber als Jahres-
abschlussadressat anerkannt wurde. Dies gilt auch für den IFRS-Jahres ab schluss, so-
fern dieser in bestimmten Fällen als Grundlage zur Ermittlung der Angemessenheit 
der Eigenmittelausstattung eines Instituts herangezogen wird. Der Jahresabschluss 
eines Instituts stellt für die Aufsichtsbehörde ein wesentliches Informationsinstru-
ment zur Beurteilung der wirtschaftlichen Lage dieses Instituts dar. Gleichzeitig 
bildet er auch eine Grundlage zum frühzeitigen Erkennen existenzgefährdender 
Risiken und zum rechtzeitigen Einschreiten der Behörde. Daneben verfügt die BaFin 
jedoch über zahlreiche zusätzliche Informationsinstrumente und -möglichkeiten. 
Hier sind insbesondere die Prüfungsberichte der Abschlussprüfer, aber auch die 
im Kreditwesengesetz zahlreich vorgesehenen Auskunfts- und Prüfungsrechte zu 
nennen.

Falls die externen Adressaten, für die der Jahresabschluss die einzige Informations-
grundlage darstellt, von den Informationsinteressen der BaFin abweichende Informa-
tionsbedürfnisse haben, muss, da die gleichzeitige Berücksichtigung sich widerspre-
chender Interessen in einem Jahresabschluss nicht möglich ist, über die Vorrangigkeit 
der Interessen entschieden werden. Ein solcher Zielkonflikt kann sich beispielsweise 
ergeben, wenn die Ziele der BaFin, die Risiken der Institute durch Strukturnormen zu 
beschränken, Rückwirkungen auf das Bilanzierungs- und Bewertungsverhalten der 
Institute haben, wodurch gerade ein Widerspruch zu den Informationsbedürfnissen 
der externen Jahresabschlussadressaten entstehen kann. Es wird hier kein Zweifel 
daran gelassen, dass in diesen Fällen zugunsten der Informationsbedürfnisse der 
externen Jahresabschlussadressaten entschieden werden sollte, kann sich doch die 
BaFin aufgrund der geschilderten besonderen Informationssituation jederzeit die 
benötigten Informationen auch außerhalb des Jahresabschlusses beschaffen.

db) Einlagensicherungs- bzw. Anlegerentschädigungs einrichtungen

Schließen sich Kredit- bzw. Finanzdienstleistungsinstitute auf freiwilliger Basis zu 
einem Einlagensicherungs- bzw. Anlegerentschädigungssystem zusammen und 
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übernehmen sie damit – indirekt – die Mitverantwortung für exis tenzgefährdende 
Verluste jedes angeschlossenen Instituts, so verpflichten sie sich praktisch, die Siche-
rungs- bzw. Entschädigungseinrichtung in die Lage zu versetzen, angeschlossene 
in Schwierigkeiten geratene Institute entweder zu stützen oder an deren nicht be-
friedigte Gläubiger Zahlungen in einem bestimmten Umfang zu leisten. Zu dieser 
Verpflichtung werden sie allerdings nur unter der Bedingung bereit sein, dass die 
jeweils übrigen angeschlossenen Institute als Gegenleistung ein Aufsichts-, Einblicks- 
und Prüfungsrecht der Sicherungs- bzw. Entschädigungseinrichtung akzeptieren. Die 
Sicherungs- bzw. Entschädigungseinrichtungen werden im Rahmen dieser Über-
wachungsmöglichkeiten ihre Interessen zu sichern versuchen, nicht zuletzt durch 
einen disziplinierenden Einfluss auf die Mitgliedsinstitute. Dabei werden letztlich 
die gleichen Ziele, die auch die allgemeine Bankenaufsicht anstrebt, nämlich die 
Vermeidung von Institutszusammenbrüchen und die damit verbundenen Vermö-
gensverluste für die Gläubiger, verfolgt.

Eine derartige Sicherungseinrichtung – beispielsweise im Kreditgewerbe – ist ge-
zwungen, sich bzw. die angeschlossenen Kreditinstitute davor zu schützen, dass 
„unseriöse Kreditinstitute, die unter Hinweis auf die vorhandene Ein lagensicherung 
mit Höchstzinssätzen Kunden anlocken, dadurch erlangte Gelder in risiko reichen 
Geschäften verwirtschaften, der Verlust aber von der Solidargemeinschaft der üb-
rigen Kreditinstitute getragen werden muss“ (Assmann 1976, S. 580). Eine Satzungs-
bestimmung, wonach sich die angeschlossenen Kreditinstitute einer Prüfung durch 
diesen Sicherungsfonds bzw. einer in seinem Auftrag und Interesse durchgeführten 
Prüfung zu unterziehen haben, ist die naheliegende Folge.

Auch hier ist die Frage zu stellen, inwieweit die Interessen der Einlagensicherungs- 
bzw. Anlegerentschädigungseinrichtungen bei der Gestaltung des Jahresabschlusses 
zu berücksichtigen sind. Die sehr weitreichenden Prüfungsrechte dieser Verbände 
(vgl. hierzu Bieg 1983, S. 117–118) und die Tatsache, dass ihren Interessen durch die 
Bereitstellung zusätzlicher auf die besonderen Zwecke ausgerichteter Informationen 
entsprochen werden kann, führen zu dem Schluss, dass die Einlagensicherungs- bzw. 
Anlegerentschädigungseinrichtungen – ähnlich wie die BaFin – die Möglichkeit ha-
ben, Informationen über die wirtschaftlichen Verhältnisse eines Instituts zu gewin-
nen, die weit über die im Jahresabschluss publizierten Informationen hinausreichen. 
Aus diesem Grunde dürfen auch hier bei eventuellen Zielkonflikten zwischen den 
Informationsinteressen der Einlagensicherungs- bzw. Anlegerentschädigungssys-
teme am Jahresabschluss der Institute und den Informationsinteressen derjenigen 
Adressaten, die gerade nicht über diese umfangreichen Prüfungsrechte verfügen, die 
Interessen der Einlagensicherungs- bzw. Anlegerentschädigungseinrichtungen bei 
der Bestimmung des Jahresabschlussinhalts nur nachrangig berücksichtigt werden.

dc) Deutsche Bundesbank

Unmittelbar nach dem Beschluss über den Beginn der dritten Stufe der Währungs-
union bzw. nach Ernennung des Direktoriums der Europäischen Zentralbank (EZB) 
wurde das Europäische System der Zentralbanken (ESZB) errichtet. Vorrangige Aufgabe 
dieses Systems ist es, die Preisstabilität in der Europäischen Union zu gewährleisten 
(vgl. Art. 127 Abs. 1 Satz 1 und Art. 282 Abs. 2 Satz 2 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union). Die nationalen Zentralbanken – und damit auch die 
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Deutsche Bundesbank – sind nun integraler Bestandteil des Europäischen Systems der 
Zentralbanken und handeln gemäß den Leitlinien und Weisungen der Europäischen 
Zentralbank (vgl. Art. 14.3 Satz 1 des Protokolls über die Satzung des Europäischen 
Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank; § 3 Satz 1 BBankG).

Mit dem Eintritt in die dritte Stufe der Währungsunion ging die Entscheidungs-
befugnis über die Geld- und Währungspolitik von den teilnehmenden Notenbanken 
auf die Europäische Zentralbank über. Aufgabe der Deutschen Bundesbank ist dabei 
insbesondere die interne Umsetzung der geldpolitischen Beschlüsse des Rates der 
Europäischen Zentralbank in der Bundesrepublik Deutschland. Dabei müssen die nach 
den §§ 19–25 BBankG zulässigen Geschäfte der Deutschen Bundesbank den erlassenen 
Leitlinien und Weisungen der Europäischen Zentralbank entsprechen.

Der im Rahmen des Europäischen Systems der Zentralbanken veränderten Aufgaben-
stellung der Deutschen Bundesbank trägt § 3 BBankG Rechnung. Danach obliegt es der 
Deutschen Bundesbank gemäß § 3 Satz 2 BBankG, an der Erfüllung der Aufgaben des 
Europäischen Systems der Zentralbanken mit dem Ziel der Gewährleistung der Preis-
stabilität mitzuwirken, die Währungs reserven der Bundesrepublik Deutschland zu 
halten und zu verwalten, für die bankmäßige Abwicklung des Zahlungsverkehrs 
im Inland und mit dem Ausland zu sorgen und zur Stabilität der Zahlungs- und 
Verrechnungssysteme beizutragen.

Damit die Deutsche Bundesbank ihre geld- und währungspolitischen Auf gaben erfül-
len und das ihr zur Verfügung stehende Instrumentarium adäquat einsetzen kann, 
benötigt sie eine Informationsbasis als Orientierungshilfe für ihre Entscheidungen. 
Deshalb ist die Deutsche Bundesbank dazu ermächtigt, „Statistiken auf dem Gebiet des 
Bank- und Geldwesens bei allen Kreditinstituten, Kapitalverwaltungsgesellschaften 
und extern verwalteten Investment gesellschaften anzuordnen und durchzuführen“ 
(§ 18 Satz 1 BBankG). Die größte Bedeutung kommt dabei den monatlich von den 
Kreditinstituten zu erstellenden Bilanzstatistiken zu.

Es braucht hier nicht der Frage nachgegangen zu werden, ob und inwieweit das 
mittels der Bankenstatistik erhobene Datenmaterial eine geeignete Entscheidungs-
grundlage für die geld- und währungspolitischen Maßnahmen der Deutschen Bun-
desbank bildet. Für die Beurteilung der Gestaltungsnormen des Jahresabschlusses 
von Kredit- bzw. Finanzdienstleistungsinstituten ist jedoch auch hier die Frage zu 
stellen, ob die Informationsinteressen der Deutschen Bundesbank im Jahresabschluss 
der Institute vorrangig vor den Interessen der sonstigen Jahresabschlussadressaten 
Berücksichtigung finden sollten.

Da der Deutschen Bundesbank bereits das auf ihre Informationsbedürfnisse zuge-
schnittene Instrument der statistischen Meldungen seitens der Kreditinstitute zur 
Verfügung steht, erscheint eine spezielle Berücksichtigung ihrer Interessen bei der 
Ausgestaltung des sich an eine Vielzahl von Empfängern richtenden Jahresabschlus-
ses der Kreditinstitute unangebracht. Vielmehr sollte nach der hier vertretenen 
Auffassung bei sich entgegenstehenden Interessen der Deutschen Bundesbank und 
der übrigen Jahresabschlussadressaten zugunsten der abweichenden Informations-
bedürfnisse der anderen Adressaten entschieden werden.
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dd) Europäische Zentralbank

Als vier Kernaufgaben des Europäischen Systems der Zentralbanken (ESZB) – das ESZB 
setzt sich zusammen aus der Europäischen Zentralbank (EZB) und den nationalen 
Zentralbanken aller Mitgliedstaaten der EU (vgl. Art. 282 Abs. 1 Satz 1 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union) – gelten die Festlegung und die 
Ausführung der Geldpolitik der Europäischen Union, die Durchführung von De-
visengeschäften, das Halten und das Verwalten der offiziellen Währungsreserven 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie die Förderung des reibungs-
losen Funktionierens der Zahlungssysteme (vgl. Art. 127 Abs. 2 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union; ferner EZB 2006, S. 13). Hinzu kommen 
die Möglichkeit, den Rat der Europäischen Union, die Europäische Kommission und die 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten in Fragen der Bankenaufsicht zu beraten 
bzw. von diesen konsultiert zu werden (vgl. Art. 25.1 des Protokolls über die Satzung 
des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank), 
sowie die Erstellung monetärer und finanzieller Statistiken.

Um zur Erfüllung dieser Aufgaben beitragen zu können, benötigt die EZB umfang-
reiche statistische Informationen zur Geschäftstätigkeit der Institute. Die Grundlage 
zur Erhebung dieser statistischen Daten findet sich einerseits in der Satzung des 
Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank (vgl. Art. 5 
des Protokolls über die Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und 
der Europäischen Zentralbank), andererseits in Art. 2 Abs. 1 der Verordnung über 
die Erfassung statistischer Daten durch die Europäische Zentralbank, die jeweils be-
stimmen, dass die EZB berechtigt ist, die zur Wahrnehmung der Aufgaben des ESZB 
erforderlichen statistischen Daten mit Unterstützung der nationalen Zentralbanken 
zu erheben. Der Kreis der in diesem Zusammenhang Berichtspflichtigen umfasst 
insbesondere die in einem Mitgliedstaat ansässigen juristischen und natürlichen 
Personen, die nach Maßgabe des ESVG  95 dem Sektor „finanzielle Kapitalgesell-
schaften“ zuzuordnen sind (vgl. Art. 2 Abs. 2 Buchstabe  a) der Verordnung über 
die Erfassung statistischer Daten durch die Europäische Zentralbank). Der Sektor 
„finanzielle Kapitalgesellschaften“ umfasst hierbei „die Kapitalgesellschaften und 
Quasi-Kapitalgesellschaften, deren Hauptfunktion in der finanziellen Mittlertätigkeit 
liegt und/oder die hauptsächlich im Kredit- und Versicherungshilfsgewerbe tätig 
sind“ (Anhang A Kapitel 2 Nr. 2.32 ESVG 95). Hierzu zählen vor allem Kreditinstitute 
sowie sonstige Finanzinstitute (vgl. Anhang A Kapitel 2 Nr. 2.41 ESVG 95).

Wenngleich im Mittelpunkt der statistischen Auswertung die auf Institute bezo-
genen statistischen Meldungen stehen und deren Jahresabschlüsse weniger zur 
Auswertung beitragen, so können sich dennoch Zielkonflikte mit den übrigen Jah-
resabschlussadressaten ergeben. In Analogie zum voranstehenden Ersten Abschnitt 
Kapitel A.III.4.d).dc), in dem die Berücksichtigung der besonderen Informations-
bedürfnisse der Deutschen Bundesbank bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 
abgelehnt wurde, kann auch für die speziellen Informationsbedürfnisse der EZB 
konstatiert werden, dass diese bereits durch die umfangreichen institutsstatistischen 
Meldungen ausreichend berücksichtigt werden und deshalb keinen Einfluss auf die 
Ausgestaltung des Jahresabschlusses haben sollten.
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5.  Rechnungslegungsvorschriften – ein Urteil über die Vorrangigkeit von 
Interessen

Der handelsrechtliche Jahresabschluss ist nicht dazu in der Lage, die Ansprüche aller 
Teilnehmer an der Koalition „Unternehmen“ hinsichtlich Perioden erfolgsermittlung 
und Informationsvermittlung gleichzeitig und in vollem Umfang zu befriedigen, 
stimmen doch weder die Zahlungsbemessungsinteressen noch die Informations-
interessen aller am Jahresabschluss interessierten Personen(gruppen) überein. Zudem 
können sich Zahlungsbemessungs- und Informationsinteressen insoweit widerspre-
chen, als sich bei der Berücksichtigung von Zahlungsbemessungsinteressen andere 
Zahlen im Jahresabschluss als bei der Berücksichtigung von Informationsinteressen 
ergeben. Deswegen stellen die handelsrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften 
einen Kompromiss dar. Weil aber für unterschiedliche Zwecke unterschiedlich ausge-
staltete Jahres abschlüsse notwendig wären (vgl. Stützel 1964, S. 45) und weil eine Ent-
scheidung für die Erfüllung bestimmter Ansprüche immer auch die Ablehnung der 
Komplementäransprüche erfordert, kommen in den handelsrechtlichen Rechnungs-
legungsvorschriften die Präferenzen des Gesetzgebers für bestimmte Interessen (und 
damit die Vernachlässigung anderer Interessen) und die Präferenzen bestimmter 
Personen(gruppen) (und damit die Benachteiligung anderer) zum Ausdruck.

Die Entscheidung für eine ganz bestimmte Ausgestaltung des Jahresabschlusses ist 
aber im Falle eines veröffentlichten Jahresabschlusses nicht nur gleichbedeutend mit 
der Entscheidung über die Vorrangigkeit von (positiven bzw. negativen) Zahlungs-
bemessungsinteressen, sie ist auch gleichbedeutend mit der Entscheidung über die 
Vorrangigkeit von (positiven bzw. negativen) Informationsbedürfnissen, da eine 
öffentliche Rechnungslegung die Veröffent lichung von Informationen bedeutet.

Die Rechnungslegungsgepflogenheiten der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung bzw. die kodifizierten Rechnungslegungsvorschriften haben also bei einer 
Veröffentlichung des Jahresabschlusses eine ganz bestimmte Informationsverteilung 
zur Folge. Da aber die jeweils erhaltenen Informationen ihren Empfängern als Ent-
scheidungsgrundlage dienen, hat eine Änderung der Regeln der Rechnungslegung 
und die damit zusammenhängende Umverteilung von Informationen Konsequen-
zen. Durch Mehr- oder Minderinformationen erlangt jeder Informationsempfänger 
eine bessere oder schlechtere Entscheidungsgrundlage, was ihm Entscheidungen 
ermöglicht, die – verglichen mit dem unveränderten Informationsstand – nicht nur 
zu seinem eigenen Vorteil oder Nachteil, sondern die auch zum Nachteil oder Vorteil 
der Komplementärgruppe gereichen können (vgl. Moxter 1976, S. 390).

Rechnungslegung als Realisierung von bestimmten Informationsverteilungen ist 
immer Ergebnis einer bestimmten zum Teil vom Gesetzgeber akzeptierten und 
deswegen durch Gesetz festgeschriebenen Machtkonstellation. Darüber hinaus hat 
jede Informationsverteilung einen Machtverteilungseffekt. Eine Änderung der In-
formationsverteilung ist damit einerseits Ausdruck veränderter Machtverhältnisse, 
andererseits führt sie ihrerseits zu einer Veränderung der Machtstrukturen zwischen 
den Unternehmensbeteiligten, weil sie die Entscheidungsgrundlagen und damit 
die Möglichkeiten, Vorteile – auch oder gerade auf Kosten anderer – zu erreichen, 
verändert. 

Ein Urteil über die bestehende Informations- und damit auch Machtverteilung 
setzt „Wertungen … über die Vorrangigkeit der Interessen bestimmter Gruppen 
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von Individuen“ (Moxter 1976, S. 390) voraus. Eine Umverteilung von Informationen 
muss unterbleiben, wenn dadurch die als schutzwürdig anerkannten Interessen 
Einzelner oder einzelner Gruppen verletzt würden (vgl. Moxter 1976, S. 399). Was als 
schutzwürdig anerkannt wird, kann nur durch eine Interessenabwägung festgestellt 
werden. Damit sind Urteile über die Vorrangigkeit von Interessen Gegenstand der 
Bilanztheorie im hier gebrauchten Sinne.

Zumindest im Hinblick auf das mögliche Konkurrenzverhältnis von Zahlungs-
bemessungs- und Informationsinteressen schafft die Möglichkeit, einen Einzel-
abschluss nach IFRS zu erstellen und zu veröffentlichen, einen Interessenausgleich. 
In den Fällen, in denen von diesem Wahlrecht Gebrauch gemacht wird, wird die 
Informationsfunktion vom handelsrechtlichen Jahresabschluss abgekoppelt. Damit 
kann der handelsrechtliche Einzelabschluss die Dokumentations- und Erfolgs-
ermittlungsfunktion übernehmen, wohingegen der unter dem Primat der decision 
usefulness stehende und ausschließlich der Vermittlung entscheidungsrelevanter 
Informationen für die Adressaten dienende IFRS-Ein zel  abschluss vollständig von 
Zahlungsbemessungsrestriktionen befreit ist. Es ist allerdings nochmals deutlich 
darauf hinzuweisen, dass auch in einem reinen Informationsabschluss unterschied-
liche Informationsansprüche der Adressaten zu berücksichtigen und Wertungen 
über die Vorrangigkeit von Informationsinteressen zu treffen sind. Dies gilt auch für 
die Adressaten des IFRS-Einzel abschlusses.

Die Adressaten des IFRS-Abschlusses werden im Rahmenkonzept für die Rech-
nungslegung, das die Grundsätze der externen Rechnungslegung nach IFRS enthält, 
benannt. Nach OB.5 sind gegenwärtige sowie potenzielle Investoren, Kreditgeber und 
andere Gläubiger – also Kapitalgeber im weiten Sinne – als die Hauptadressaten der 
Finanzberichte für allgemeine Zwecke anzu sehen. Weitere Adressaten wie Aufsichts-
behörden und andere Mitglieder der Öffentlichkeit (z. B. Arbeitnehmer, Lieferanten, 
Kunden, Regierungen und ihre Institutionen) können zwar auch Finanzberichte für 
allgemeine Zwecke als nützlich erachten, diese sind jedoch nicht in erster Linie für 
diese Adressaten bestimmt (vgl. OB.10). Das IASB ist allerdings der Überzeugung, 
dass Finanzberichte für allgemeine Zwecke, die das Ziel haben, nützliche Informati-
onen über wirtschaftliche Vorgänge zu liefern, den gemeinsamen Bedürfnissen der 
meisten Adressaten gerecht werden, da fast alle Adressaten auf der Grundlage von 
Finanzinformationen wirtschaftliche Entscheidungen zu treffen haben. 

Das Rahmenkonzept für die Rechnungslegung legt nicht fest, welche Gruppe der 
Hauptadressaten der Finanzberichte für allgemeine Zwecke als die wichtigere an-
zusehen ist. Traditionell legen jedoch die IFRS einen besonderen Fokus auf die 
Gruppe der Investoren, so dass die zwischen einzelnen Haupt adressatengruppen 
bestehenden Interessenkonflikte zumindest tendenziell zugunsten der Investoren 
entschieden werden. Unter der Gruppe der Investoren sind die Eigentümer (An-
teilseigner) eines Unternehmens zu verstehen. Einer solchen Vorgehensweise liegt 
die Überlegung zugrunde, dass Finanzberichte für allgemeine Zwecke, die dem In-
formationsbedarf der Investoren entsprechen, in der Lage sind, grundsätzlich auch 
die Informationsbedürfnisse der Kreditgeber und anderen Gläubiger sowie weiterer 
Adressaten zu erfüllen. Eine solche Begründung kann aber für sich alleine nicht 
überzeugen, da sie über die nicht zu unterschätzenden Interessenkonflikte zwischen 
einzelnen Adressatengruppen hinweggeht. Die Entscheidung für die Vorrangigkeit 
der Adressatengruppe der Investoren wäre allerdings dann zu begrüßen, wenn mit 
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den „Investoren“ alle einflusslosen Unternehmensbeteiligten gemeint wären, also 
die externen Adressaten, die sich ausschließlich anhand der veröffentlichten Rech-
nungslegungsinstrumente informieren können. Dies ist aber nicht der Fall, da mit 
„Investoren“ nur Eigenkapitalgeber gemeint sind.
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B. Rechtsgrundlagen für das externe Rechnungswesen der 
Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute

I.  EG-Bankbilanzrichtlinie, Bankbilanzrichtlinie-Gesetz und neuere 
Entwicklungen in der Rechnungslegung

Am 8. Dezember 1986 verabschiedete der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften 
die hier kurz „EG-Bankbilanzrichtlinie“ genannte „Richtlinie über den Jahresab-
schluss und den konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstitu-
ten“ (vgl. Rat der Europäischen Gemeinschaften 1986, S. 1–17). Der deutsche Gesetzgeber 
hat daraufhin am 30. November 1990 das „Gesetz zur Durchführung der Richtlinie 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften über den Jahresabschluss und den 
konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstituten (Bankbilanz-
richtlinie-Gesetz)“ (vgl. BGBl. I, Nr. 65 vom 07.12.1990, S. 2570–2578) verabschiedet und 
somit die EG-Bankbilanzrichtlinie in deutsches Recht umgesetzt. Dieses Gesetz trat 
am 1. Januar 1991 in Kraft. Die im Bankbilanzrichtlinie-Gesetz kodifizierten Rech-
nungslegungsvorschriften sind von den Kreditinstituten grundsätzlich auf die nach 
dem 31. Dezember 1992 beginnenden Geschäftsjahre anzuwenden.

Aufgrund der vom Gesetzgeber anerkannten volkswirtschaftlichen Sonderstellung 
des Kreditwesens sowie der Arteigenheiten der bankbetrieblichen Geschäftstätig-
keit bestanden seit langem für Kreditinstitute von Unternehmen anderer Branchen 
qualitativ und quantitativ abweichende gesetzliche Vorschriften für die handels-
rechtliche Rechnungslegung. Auch das Bankbilanzrichtlinie-Gesetz trug dieser 
Vorstellung Rechnung, indem „Ergänzende Vorschriften für Kreditinstitute“ in 
das Handelsgesetzbuch (§§ 340–340o HGB) eingefügt wurden. Mit dem im Rahmen 
der 6. KWG-Novelle (vgl. Art. 1 des „Gesetzes zur Umsetzung von EG-Richtlinien 
zur Harmonisierung bank- und wertpapieraufsichtsrechtlicher Vorschriften“ vom 
22. Oktober 1997, BGBl. I, Nr. 71 vom 28.10.1997, S. 2518–2566) erlassenen „Begleitgesetz 
zum Gesetz zur Umsetzung von EG-Richtlinien zur Harmonisierung bank- und 
wert papieraufsichtsrecht licher Vorschriften“ vom 22. Oktober 1997 (vgl. BGBl. I, Nr. 71 
vom 28.10.1997, S. 2567–2580) finden die für Kreditinstitute geltenden Rechnungs-
legungsbestimmungen für Geschäftsjahre seit dem 1.  Januar 1998 grundsätzlich 
auch auf Finanzdienstleistungsinstitute Anwendung. Die Gründe hierfür liegen in 
der Einbeziehung der Finanzdienstleistungsinstitute in den Adressatenkreis der 
Bankenaufsicht.

Seit Beginn der 1990er Jahre ist verstärkt ein Trend der Internationalisierung des 
Finanzmanagements von Unternehmen zu verzeichnen. Unternehmen greifen zur 
Deckung ihrer finanziellen Bedürfnisse (und zur Anlage überschüssiger Mittel) ver-
mehrt auf die internationalen Kapitalmärkte zurück. Die Gründe für diese Entwick-
lung sind vielfältig: Globalisierung der Produktions- und Absatztätigkeiten mit der 
Folge eines internationalen An lage- und/oder Mittelbedarfs, Marketingüberlegun-
gen, Enge der heimischen Märkte für die Aufnahme von Eigen- und Fremdkapital 
und daher die Notwendigkeit, ausländische Kapitalmärkte in Anspruch zu nehmen. 
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In besonderem Maße gilt dies auch für (deutsche) Kreditinstitute, deren Expansion 
u. a. mittels bankenaufsichtsrechtlicher Vorschriften begrenzt wird. Kann aber Ei-
genkapital im Inland nicht (zu akzeptablen Konditionen) aufgenommen werden, so 
ist ein Ausweichen auf ausländische Kapitalmärkte erforderlich, um die Geschäfts-
tätigkeit ausdehnen zu können (vgl. hierzu und zum Folgenden Bieg/Hoss feld/ 
Kuß maul/Wasch busch 2009, S. 1–3).

Inländische und ausländische Investoren benötigen bzw. fordern Informationen über 
das Unternehmen, dem sie Mittel zur Verfügung gestellt haben bzw. stellen wollen. 
Anhand dieser Informationen wollen sie beurteilen, wie erfolgreich das Unterneh-
men in der Vergangenheit war, und Rückschlüsse auf den in Zukunft erwarteten 
Erfolg ziehen. Die Investoren können dann entscheiden, ob sie ihr bereits bestehendes 
Engagement bei dem Unternehmen abbauen, konstant halten oder ausbauen bzw. 
ob sie ein Neuengagement eingehen. Das Informationsinstrument, das in fast allen 
Staaten der Welt den Investoren per Gesetz entweder generell (z. B. in Deutschland 
und Frankreich) oder zumindest im Falle einer Börsennotierung des Unternehmens 
(z. B. in den USA) zur Verfügung gestellt wird, ist der (Einzel- und/oder Konzern-)
Jahresabschluss.

Damit Investoren die vorstehend angesprochenen Entscheidungen treffen können, 
müssen die Jahresabschlussinformationen international vergleichbar sein. Man kann 
aber nicht erwarten, dass Investoren alle nationalen Rechnungslegungsvorschriften 
der verschiedenen Unternehmen, in die sie investiert haben bzw. investieren wollen, 
kennen und miteinander vergleichen können. Der kürzeste Weg zu einer internati-
onalen Vergleichbarkeit besteht dann darin, international, d. h. weltweit einheitliche 
Normen der Rechnungslegung vorzuschreiben bzw. anzuwenden.

Verstärkt wird der Prozess der Internationalisierung der Rechnungslegung durch 
die Entwicklungen auf europäischer Ebene (vgl. hierzu und zum Folgenden Bieg/
Hossfeld/Kußmaul/Waschbusch 2009, S. 16–19). Im Jahr 2000 veröffentlichte die EU-
Kommission ihre zukünftige Rechnungslegungsstrategie mit dem Ziel, die Vergleich-
barkeit von Jahresabschlüssen europaweit zu verbessern (vgl. Kommission der Eu-
ropäischen Gemeinschaften 2000, S. 2). Dabei schlug die EU-Kommission vor, dass alle 
börsennotierten EU-Unter nehmen ihre konsolidierten Abschlüsse nach einheitlichen 
Rechnungs legungsvorschriften, d. h. den IFRS, aufstellen sollten. Zusätzlich sollte 
den Mitgliedstaaten die Möglichkeit gegeben werden, die Anwendung der IFRS 
auch auf nicht börsennotierte Unternehmen und Einzelabschlüsse auszudehnen. Der 
Begriff IFRS wird hierbei gemäß IAS 1.7 als Oberbegriff sowohl für alle Standards 
(IAS und IFRS) als auch für deren Interpretationen seitens des International Financial 
Reporting Interpretations Committee (IFRIC) bzw. des ehemaligen Standing Interpreta-
tions Committee (SIC) verwendet.

Diese Entwicklung wurde durch die EG-Verordnung Nr. 1606/2002 vom 19.  Juli 
2002 betreffend die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards (sog. 
IAS-Verordnung) weiter fortgeführt (vgl. Europäisches Parlament/Rat der Europäischen 
Union 2002, S. 1–4). Hauptziel dieser Verordnung ist die Übernahme und Anwendung 
internationaler Rechnungslegungsstandards, genauer der IFRS, um einen hohen 
Grad an Transparenz und an Vergleichbarkeit der Abschlüsse zu erreichen. Danach 
müssen alle kapitalmarktorientierten Mutterunternehmen, die dem Recht eines EU-
Mitgliedstaats unterliegen, seit dem Geschäftsjahr 2005 ihre Konzernabschlüsse nach 
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den IFRS aufstellen; die Einzelabschlüsse in einem derartigen Konzern können nach 
den IFRS aufgestellt werden (Mitgliedstaatenwahlrecht des Art. 5 i. V. m. Art. 4 der 
IAS-Verordnung). Darüber hinaus räumt die IAS-Verord nung für die EU-Mitglied-
staaten die Möglichkeit ein, auch nicht kapitalmarkt orientierten Unternehmen die 
Anwendung internationaler Rechnungs legungs standards in Konzern- und Einzel-
abschlüssen zu gestatten (Mit glied staaten wahlrecht des Art. 5 der IAS-Verordnung).

Der Begriff der Kapitalmarktorientierung erfährt im deutschen Recht seit der Verab-
schiedung des BilMoG eine Konkretisierung in § 264d HGB. Dieser Paragraph bezieht 
sich jedoch nur auf kapitalmarktorientierte Kapitalgesellschaften. Die Kapitalmarkt-
orientierung von Einzelkaufleuten und Personen handelsgesellschaften ist dagegen 
im HGB nicht spezifiziert. Allerdings weist der Referentenentwurf zum BilMoG da-
rauf hin, dass „(d)er Begriff ‚kapitalmarkt orientiert‘ … im Sinne der Legaldefinition 
des § 264d HGB zu verstehen“ ist (BMJ 2007, S. 92). Bei einer kapitalmarktorientierten 
Kapitalgesellschaft nach § 264d HGB handelt es sich dabei um eine Kapitalgesell-
schaft, die einen organisierten Markt i. S. d. § 2 Abs. 5 WpHG durch von ihr ausgegebe-
ne Wertpapiere i. S. d. § 2 Abs. 1 Satz 1 WpHG in Anspruch nimmt oder die Zulassung 
solcher Wertpapiere zum Handel an einen organisierten Markt beantragt hat. 

Durch die aufgezeigte Entwicklung auf europäischer Ebene war der deutsche Gesetz-
geber bezüglich der in der IAS-Verordnung enthaltenen Mitgliedstaatenwahlrechte 
angehalten, eine entsprechende Basis für die internationale Rechnungslegung in 
Deutschland zu schaffen. So hatte die Bundesregierung bereits im Sommer 2002 
ein „10-Punkte-Programm zur Verbesserung der Unternehmensintegrität und des 
Anlegerschutzes“ veröffentlicht, das im Februar 2003 durch einen Maßnahmen-
katalog weiter erläutert wurde (vgl. BMJ 2003). Insbesondere der vierte Punkt dieses 
Maßnahmenkatalogs – die Fortentwicklung der Bilanzregeln und die Anpassung 
an internationale Rechnungs legungsgrundsätze – trägt dem Gedanken der Ver-
besserung der Unternehmens integrität und des Anlegerschutzes Rechnung. Im 
Bilanzrechtsreformgesetz (BilReG) vom 4. Dezember 2004 (vgl. BGBl. I, Nr. 65 vom 
09.12.2004, S. 3166–3182) erfolgten sodann die nähere Ausgestaltung dieser Maßnah-
men, insbesondere des vierten Punktes, sowie die Umsetzung der Wahlrechte der 
IAS-Verordnung. Auf diese Regelungen wird im Folgenden näher eingegangen.

Eine Verpflichtung zur IFRS-Konzernbilanzierung besteht für kapitalmarkt-
orientierte Mutterunternehmen seit dem Geschäftsjahr 2005. In § 315e Abs. 1 HGB 
wird diesen Mutterunternehmen ergänzend vorgeschrieben, welche nationalen 
Rechnungslegungsnormen – insbesondere im Hinblick auf die Aufstellungspflicht, 
auf die Prüfung sowie auf die Offenlegung – zu beachten sind (vgl. Meyer 2004, S. 973). 
Ebenso müssen Mutterunternehmen, sofern die Zulassung eines Wertpapiers zum 
Handel an einem organisierten Markt bis zum jeweiligen Abschlussstichtag bean-
tragt worden ist, nach den IFRS Rechnung legen (vgl. § 315e Abs. 2 HGB i. V. m. § 11 
Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 PublG).

Für die Konzernabschlüsse aller anderen Mutterunternehmen sowie für die Einzelab-
schlüsse aller Unternehmen sieht die IAS-Verordnung ein Mitgliedstaatenwahlrecht 
bezüglich der Anwendung der IFRS vor. Das bedeutet, dass die EU-Mitgliedstaaten 
die Anwendung der IFRS in den Konzern abschlüssen der anderen Mutterunter-
nehmen, also der nicht kapitalmarkt orientierten Mutterunternehmen, sowie in den 
Einzelabschlüssen aller Unternehmen, also der kapitalmarktorientierten wie der 
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nicht kapital markt orientierten Unternehmen, erlauben oder zwingend vorschreiben 
können. Diese Mitgliedstaatenwahlrechte der IAS-Verordnung werden mittels des 
§ 315e Abs. 3 Satz 1 HGB dahingehend ausgenutzt, als es auch nicht kapitalmarkt-
orientierten Mutterunternehmen ermöglicht wird, ihren Konzernabschluss statt 
nach den Vorschriften des HGB nach den IFRS aufzustellen. Auch die Anwendung 
der IFRS in den Einzelabschlüssen der kapitalmarktorientierten wie der nicht kapi-
talmarktorientierten Unternehmen wird erlaubt, kann also zum Zwecke der besseren 
Information der Investoren und der anderen Geschäftspartner erfolgen; in einem 
solchen Fall ist jedoch für Ausschüttungszwecke und andere gesellschaftsrechtliche 
Fragestellungen auch weiterhin ein HGB-Einzelabschluss aufzustellen.

Begründet wird diese Vorgehensweise damit, dass ein IFRS-Abschluss zwar Infor-
mationszwecken dient, allerdings nicht als Ausschüttungsbemessungsgrundlage 
bzw. zur Ermittlung des steuerlichen Gewinns herangezogen werden kann. Denn 
insbesondere durch die Berücksichtigung eines über den Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten liegenden fair value sind in einem IFRS-Abschluss eventuell un-
realisierte Gewinne (bspw. bei einer Steigerung von Aktienkursen) auszuweisen. 
Würde also ausschließlich ein Jahresabschluss nach IFRS erstellt, hätte dies zur Folge, 
dass solche unrealisierten Gewinne besteuert würden und dass die verbleibenden 
unrealisierten Gewinne nach Steuern im Rahmen der Ausschüttung an die An-
teilseigner verteilt werden könnten. Eine solche Vorverlagerung von unrealisierten 
Gewinnen entspricht aber weder den traditionell vom Gläubigerschutz dominierten 
Vorschriften des deutschen Handelsrechts zur Ermittlung des ausschüttungsfähigen 
Gewinns noch den Vorstellungen von einer leistungsgerechten Besteuerung. Es ist 
allerdings festzuhalten, dass mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Modernisierung des 
Bilanzrechts (Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz – BilMoG) vom 25. Mai 2009 (vgl. 
BGBl. I, Nr. 27 vom 28.05.2009, S. 1102–1137) in Teil bereichen eine Annäherung der han-
delsrechtlichen Rechnungslegung an die IFRS vollzogen wurde. Damit verbunden 
ist eine stärkere Hinwendung zum Informationszweck der Rechnungslegung. Der 
Gesetzgeber verbindet mit dem BilMoG die Zielsetzung, eine dauerhafte Alternative 
zur Anwendung der IFRS zu schaffen (vgl. BMJ 2007, S. 61).

Die mit dem BilMoG vollzogenen Änderungen „stellen … die wohl bedeutendsten 
und umfassendsten Änderungen des HGB-Bilanzrechts seit dem Bilanzrichtlinie-
Gesetz aus dem Jahre 1985 dar“ (Bieg/Sopp 2008a, S. 129). Die Änderungen erstrecken 
sich auf vielfältige Bilanzierungs- und Bewertungssachverhalte und führen im End-
effekt zur Durchbrechung traditioneller handelsrechtlicher Rechnungslegungsprin-
zipien. In der Folge werden einzelne bedeutende Änderungen der handelsrechtlichen 
Rechnungslegung durch das BilMoG genannt:

•• Bestimmte selbst geschaffene immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagever-
mögens dürfen in der Bilanz ausgewiesen werden.

•• Derivative Finanzinstrumente werden, sofern sie Teil des Handelsbestands bei 
Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten sind, als Finanzinstrumente in der 
Bilanz ausgewiesen.

•• Ingangsetzungs- und Erweiterungsaufwendungen dürfen nicht mehr als Bilanzie-
rungshilfe angesetzt werden.

•• Derivative Geschäfts- oder Firmenwerte müssen bilanziert werden.

•• Der Ansatz latenter Steuern erfolgt zukünftig nach dem international üb lichen 
temporary-Konzept.
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•• Der Handelsbestand der Finanzinstrumente bei Kredit- und Finanzdienstleis-
tungsinstituten ist verpflichtend zum beizulegenden Zeitwert zu bewerten.

•• Die aktivierungspflichtigen Herstellungskosten umfassen nicht mehr nur die Ein-
zelkosten, sondern auch variable Gemeinkosten im Bereich der Fertigung.

•• Bewertungseinheiten sind zulässig, um Absicherungszusammenhänge abzubil-
den.

•• Rückstellungen sind unter Berücksichtigung von Kosten- und Preissteigerungen 
sowie eines Abzinsungszinssatzes zu bewerten.

•• Die Währungsumrechnung erfolgt grundsätzlich zum Devisenkassamittelkurs 
am Abschlussstichtag.

•• Der Kapitalausweis erfolgt nach der wirtschaftlichen Betrachtungsweise unter Ver-
rechnung eingeforderter, aber noch nicht eingezahlter Anteile und eigener Anteile 
mit dem gezeichneten Kapital.

•• Die Steuerbilanz hat keinen Einfluss mehr auf den handelsrechtlichen Jahres-
abschluss, d. h., rein steuerlich motivierte Mehrabschreibungen dürfen handels-
bilanziell nicht mehr ausgewiesen und Sonderposten mit Rücklage anteil nicht 
mehr passiviert werden.

Für Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute sind insbesondere zwei Aspekte von 
Bedeutung, die auch in der Folge (vgl. Vierter Abschnitt Kapitel A.I.4. und Vierter 
Abschnitt Kapitel A.VIII.) näher analysiert werden. Hierbei handelt es sich einerseits 
um die Verpflichtung, Finanzinstrumente, die mit Handelsabsicht erworben wurden 
(Finanzinstrumente des Handelsbestands), erfolgswirksam zum beizulegenden Zeit-
wert zu bewerten, auch wenn dieser über den ehemaligen Anschaffungskosten liegt. 
Dies gilt – und damit erlaubt der Gesetzgeber erstmals die Bilanzierung schwebender, 
d. h. beiderseitig noch nicht erfüllter Geschäfte – auch für derivative Finanzinstru-
mente. Andererseits ist für Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute von Relevanz, 
dass Bewertungseinheiten zur Abbildung von Absicherungszusammenhängen als 
zulässig erachtet werden. Damit kann der wirtschaftliche Gehalt dieser Geschäfte 
auch in Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung deutlich gemacht werden.

Da die Bewertung der Finanzinstrumente des Handelsbestands über die Anschaf-
fungskosten hinaus zur Besteuerung und auch zur Ausschüttung dieser unrealisier-
ten Gewinne führen kann, greift das Argument, der IFRS-Ab schluss sei aufgrund 
der fair value-Bewertung nicht zu Ausschüttungszwecken geeignet, wohingegen 
der HGB-Abschluss in dieser Frage Gläubigerschutzaspekten Rechnung trage, zu 
kurz. Treffender ist wohl eher das Argument, dass auf diese Weise die Steuergesetz-
gebungskompetenz dem IASB, also einem privaten Gremium, übertragen und somit 
dem nationalen Gesetzgeber entzogen wird.

II.  Anwendungsbereich der für Kredit- und Finanzdienstleistungs-
institute spezifischen Rechnungslegungsvorschriften

Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute erfüllen die Kaufmannseigenschaft, und 
zwar aufgrund von § 1 HGB (Kaufmann mit Handelsgewerbe im Sinne eines Gewer-
bebetriebs, der nach Art oder Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten 
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Geschäftsbetrieb erfordert) und/oder § 6 Abs. 1 HGB (Formkaufmann aufgrund des 
Vorliegens einer Handelsgesellschaft) jeweils i. V. m. § 1 Abs. 1 bzw. Abs. 1a KWG.

Den Anwendungsbereich der branchenspezifischen Rechnungslegungsvorschriften 
regelt § 340 HGB. Ihre vollständige Anwendung ist durch § 340 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 
Satz 1 und Abs. 5 Satz 1 HGB grundsätzlich vorgeschrieben für 

•• Kreditinstitute (mit Sitz im Inland) gemäß § 1 Abs. 1 KWG, also für Unternehmen, 
die eines oder mehrere der in § 1 Abs. 1 Satz 2 KWG aufgeführten Bankgeschäfte 
gewerbsmäßig oder in einem Umfang betreiben, der einen in kaufmännischer 
Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert,

•• CRR-Kreditinstitute i. S. d. § 1 Abs. 3d Satz 1 KWG, also für Unternehmen, deren 
Tätigkeit gemäß Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 CRR „darin besteht, Ein lagen oder andere 
rückzahlbare Gelder des Publikums entgegenzunehmen und Kredite für eigene 
Rechnung zu gewähren“ (die Nennung der CRR-Kreditinstitute i. S. d. § 1 Abs. 3d 
Satz 1 KWG in § 340 Abs. 1 Satz 1 HGB deckt den eher theoretischen Fall ab, dass 
ein solches Kreditinstitut nicht auch zugleich Kreditinstitut i. S. d. § 1 Abs. 1 KWG 
ist (vgl. Bundesregierung 2016a, S. 50)),

•• Finanzdienstleistungsinstitute (mit Sitz im Inland) gemäß § 1 Abs. 1a KWG, also 
für Unternehmen, die – ohne Kreditinstitut zu sein – eine oder mehrere der in § 1 
Abs. 1a Satz 2 KWG aufgeführten Finanzdienstleistungen für andere gewerbsmäßig 
oder in einem Umfang erbringen, der einen in kaufmännischer Weise eingerichte-
ten Geschäftsbetrieb erfordert, 

•• Zweigniederlassungen von Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat, der nicht 
Mitglied der Europäischen Gemeinschaften und auch nicht Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist, sofern die Zweigniederlassung 
nach § 53 Abs. 1 KWG als Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut gilt, und 

•• Institute (mit Sitz im Inland) gemäß § 1 Abs. 2a ZAG, also einerseits für Unterneh-
men, die gewerbsmäßig oder in einem Umfang, der einen in kaufmännischer Weise 
eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, Zahlungsdienste erbringen (Zahlungs-
institute), und andererseits für Unternehmen, die das E-Geld-Geschäft betreiben 
(E-Geld-Institute).

Gemäß § 340 Abs. 4 Satz 2 HGB ist allerdings § 340c Abs. 1 HGB, d. h. das Saldierungs-
gebot für Erträge und Aufwendungen des Handelsbestands, nicht anzuwenden auf 
Finanzdienstleistungsinstitute und Kreditinstitute, soweit Letztere Skontroführer 
i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 1 BörsG und nicht CRR-Kreditinstitute i. S. d. § 1 Abs. 3d Satz 1 
KWG sind (vgl. dazu Erster Abschnitt Kapitel C.II.1.).

Die branchenspezifischen Rechnungslegungsvorschriften sind darüber hinaus von 
privaten und öffentlich-rechtlichen Versicherungsunternehmen sowie von Pfandleih-
unternehmen (vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 5 KWG) insoweit ergänzend anzuwenden, 
„als sie Bankgeschäfte betreiben, die nicht zu den ihnen eigentümlichen Geschäften 
gehören“ (§ 340 Abs. 2 HGB).

Nur teilweise – nämlich hinsichtlich der Offenlegungsvorschriften des § 340l Abs. 2 
und Abs. 3 HGB – sind die branchenspezifischen Rechnungslegungsvorschriften 
von Zweigniederlassungen i. S. d. § 53b Abs. 1 Satz 1 und Abs. 7 KWG anzuwenden, 
also von Zweigniederlassungen eines CRR-Kredit instituts oder eines Wertpapierhan-
delsunternehmens mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums  
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bzw. von Unternehmen, die diesen gleichgestellt sind, sofern diese Zweigniederlas-
sungen Bankgeschäfte i. S. d. § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1–5 und Nr. 7–12 KWG betreiben 
(vgl. § 340 Abs. 1 Satz 2 HGB).

Neben den im HGB bestehenden „Ergänzenden Vorschriften für Kreditinstitute und 
Finanzdienstleistungsinstitute“ behalten zudem die zusätzlichen Anforderungen 
aufgrund von Vorschriften, die wegen der Rechtsform oder für Zweigniederlassun-
gen bestehen, ihre Gültigkeit (vgl. § 340 Abs. 1 Satz 3, Abs. 4 Satz 4 und Abs. 5 Satz 3 
HGB).

Dagegen sind die branchenspezifischen Rechnungslegungsnormen grundsätzlich 
nicht anzuwenden von:

•• Unternehmen, die nach § 2 Abs. 1 KWG nicht als Kreditinstitute im Sinne des KWG 
gelten, wie z. B. die Deutsche Bundesbank und die Kreditanstalt für Wiederaufbau (vgl. 
§ 340 Abs. 1 Satz 1 HGB),

•• Unternehmen, die nach § 2 Abs. 6 oder Abs. 10 KWG nicht als Finanzdienstleis-
tungsinstitute im Sinne des KWG gelten, wie z. B. die öffentliche Schuldenverwal-
tung des Bundes (vgl. § 340 Abs. 4 Satz 1 HGB),

•• Unternehmen, die von der BaFin gemäß § 2 Abs. 4 oder Abs. 5 KWG von der Anwen-
dung bestimmter Vorschriften befreit wurden (vgl. § 340 Abs. 1 Satz 1 HGB) und

•• Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung (vgl. § 340 Abs. 3 HGB, § 1 Satz  2 
RechKredV).

III.  Normenhierarchie der Rechnungslegungsvorschriften für Kredit- 
und Finanzdienstleistungsinstitute

1. Überblick

Der handelsrechtliche Einzelabschluss von Kredit- und Finanzdienstleistungs-
instituten ist in einen branchenspezifisch geprägten rechtlichen Rahmen eingebettet, 
dessen Grenzen durch die in Abbildung 1 (S. 45) dargestellte abgestufte Normenhier-
archie bestimmt werden. Stellt ein Institut neben dem handelsrechtlichen Einzelab-
schluss freiwillig einen IFRS-Einzelabschluss auf, so hat es für diesen Abschluss die 
von der Europäischen Union im Wege des Komitologieverfahrens anerkannten IFRS 
zu beachten. Die Bilanzierung und Bewertung nach den Vorschriften der IFRS wird 
im Vierten Abschnitt Kapitel B dargestellt.

2. Basisnormen

Die in Abbildung  1 (S. 45) dargestellte Normenhierarchie der handelsrechtlichen 
Rechnungslegungsvorschriften für den Einzelabschluss der Kredit- und Finanz-
dienstleistungsinstitute ist wie folgt aufgebaut: Da Institute die Kaufmannseigen-
schaft erfüllen (vgl. Erster Abschnitt Kapitel B.II.), sind für sie grundsätzlich die von 
allen Kaufleuten bezüglich der Handelsbücher einzuhaltenden Vorschriften, wie 
sie sich aus dem Ersten Abschnitt des Dritten Buches des HGB (vgl. die §§ 238–263 
HGB) ergeben, für die Rechnungslegung maßgebend. Zu diesen Basisnormen gehö-
ren etwa die Einhaltung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (vgl. § 238 
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Ergänzende Vorschriften 
über die Verwendung des 
Jahresüberschusses (§ 58 
AktG) und den Jahresab-
schluss und Lagebericht 
von Aktiengesellschaften 

(§§ 150–161 AktG)

Branchen-
spezifische 

Normen
• „Ergänzende Vor-

schriften für Kredit-
institute und Finanz-
dienstleistungsinsti-
tute“ (Erster Unter-
abschnitt des Vierten 
Abschnitts des Dritten 
Buches des HGB; 
§§ 340–340h und 
§§ 340k–340o HGB)

•Verordnung über die 
Rechnungslegung der 
Kreditinstitute und Finanz-
dienstleistungsinstitute 
(RechKredV)

•Kreditwesengesetz
(§§ 26–30 KWG)

•Art. 30, 31 EGHGB
•Amtliche Äußerungen der 

BaFin/EZB mit unterschied-
licher Rechtsverbindlichkeit

Rechtsformspezifische Normen
(alternativ anzuwenden)

„Ergänzende Vorschrif-
ten für eingetragene 
Genossenschaften“

(Dritter Abschnitt des 
Dritten Buches des 
HGB; §§ 336–339 

HGB)

Ergänzende Vorschriften 
zur Aufstellung der Bilanz 
und zur Vorlage von Jah-
resabschluss und Lage-

bericht von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung 
(§§ 42 und 42a GmbHG)

Ergänzende Basisnormen
„Ergänzende Vorschriften für Kapitalgesellschaften (AG, KGaA 
und GmbH) sowie bestimmte Personenhandelsgesellschaften“

(Zweiter Abschnitt des Dritten Buches des HGB; §§ 264–289f HGB und 
§§ 316–335c HGB); Geltung für Institute aufgrund von §§ 340a Abs. 1, 

340k Abs. 1 Satz 1, 340l Abs. 1 Satz 1 und 340m HGB

Basisnormen
„Vorschriften für alle Kaufleute“

(Erster Abschnitt des Dritten Buches des HGB; §§ 238–263 HGB);
Institute sind Kaufleute aufgrund von § 1 HGB und/oder § 6 Abs. 1 HGB 

i. V. m. § 1 Abs. 1 bzw. Abs. 1a KWG

Abbildung 1: Normenhierarchie der Rechnungslegungsvorschriften für den handels-
rechtlichen Einzelabschluss der Kredit- und Finanzdienstleistungs institute
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HGB) ebenso wie die Beachtung des Anschaffungskostenprinzips (vgl. § 253 Abs. 1 
Satz 1 HGB).

§ 340a Abs. 2 Satz  2 HGB enthält allerdings Ausnahmevorschriften bezüglich der 
Basisnormen. Danach sind anstelle von § 247 Abs. 1 HGB (Bilanzgliederung für Nicht-
Kapitalgesellschaften) und § 251 HGB (Ausweis von Haftungsverhältnissen unter 
dem Bilanzstrich) die durch Rechtsverordnung erlassenen Formblätter und anderen 
Vorschriften anzuwenden. Darüber hinaus ist § 246 Abs. 2 HGB (Saldierungsverbot) 
nicht anzuwenden, soweit abweichende Vorschriften bestehen (vgl. § 340a Abs. 2 
Satz  3 HGB). Abweichende Vorschriften hierzu sind beispielsweise § 340c Abs. 1 
und Abs. 2 HGB sowie § 340f Abs. 3 HGB. § 340c Abs. 1 HGB ist jedoch als eine ab-
weichende Vorschrift auf Finanzdienstleistungsinstitute und Kreditinstitute, soweit 
Letztere Skontroführer i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 1 BörsG und nicht CRR-Kreditinstitute 
i. S. d. § 1 Abs. 3d Satz 1 KWG sind (vgl. § 340 Abs. 4 Satz 2 HGB), nicht anzuwenden. 
Damit gilt für diese Institute ein Saldierungsverbot für Erträge und Aufwendungen 
des Handelsbestands.

3. Ergänzende Basisnormen

Da die EG-Bankbilanzrichtlinie nicht unabhängig von den übrigen voraus gegangenen 
Rechnungslegungsrichtlinien, vor allem der Vierten EG-Richt linie, gedacht war, 
„sollten auch die deutschen kreditinstitutsspezifischen Jahresabschlussvorschriften 
nicht von den sonstigen Rechnungslegungsnormen, besonders denen für Kapital-
gesellschaften, losgelöst sein“ (Hossfeld 1996, S. 94; siehe dort auch S. 23–27). Dem-
entsprechend besteht ein enger Zusammenhang zwischen den branchenspezifischen 
Normen und den ergänzenden Basisnormen. Dieser Zusammenhang (vgl. Abbildung 2 
(S. 47)) wird dadurch dokumentiert, dass in verschiedenen Bereichen der „Ergänzen-
den Vorschriften für Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute“ auf die im 
Zweiten Abschnitt des Dritten Buches des HGB kodifizierten „Ergänzenden Vor-
schriften für Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften, Kommandit gesellschaften 
auf Aktien und Gesellschaften mit beschränkter Haftung) sowie bestimmte Perso-
nenhandelsgesellschaften“ (§§ 264–335b HGB) verwiesen wird.

Abbildung  2 (S. 47) zeigt diese konkreten Verweise von den branchenspezifischen 
Vorschriften auf die ergänzenden Vorschriften für Kapitalgesellschaften sowie be-
stimmte Personenhandelsgesellschaften (vgl. auch Hossfeld 1996, S. 96). Aufgrund der 
aufgeführten Verweise sind die entsprechenden Vorschriften grundsätzlich von allen 
Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten – unabhängig von ihrer Rechtsform, 
also auch von Nicht-Kapitalgesellschaften wie etwa eingetragenen Genossenschaften 
und Sparkassen, und unabhängig von ihrer Größe – anzuwenden. Sonderregelun-
gen bestehen allerdings für Genossenschaften und Sparkassen sowie für bestimmte 
Finanzdienstleistungs institute, Zahlungsinstitute und E-Geld-Institute im Bereich 
der Prüfung (vgl. § 340k Abs. 2 bis Abs. 4 HGB) und Offenlegung (vgl. § 340l Abs. 3 
HGB; nur für Genossenschaften).

Gleichzeitig wird aber den Besonderheiten der Geschäftstätigkeit der Institute da-
durch Rechnung getragen, dass verschiedene für Kapitalgesellschaften geltende 
Normen (ergänzende Basisnormen) außer Kraft gesetzt und teilweise durch bran-
chenspezifische Vorschriften in den §§ 340a–340o HGB und der Rechnungslegungs-
verordnung ersetzt werden. Diese branchenspezifischen Vorschriften enthalten da-
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rüber hinaus auch Regelungen, die für Kapitalgesellschaften, die nicht Kredit- oder 
Finanzdienstleistungsinstitute sind, nicht bestehen.

Abbildung 3 (S. 49) enthält alle Vorschriften des HGB, die gemäß § 340a Abs. 2 Satz 1 
und Satz 3 HGB im Einzelabschluss von Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitu - 
ten nicht anzuwenden sind. Abbildung 4 (S. 50) gibt dagegen einen Überblick über die 
einzelabschlussbezogenen Vorschriften des HGB, die gemäß § 340a Abs. 2 Satz 2 HGB 
durch die durch Rechtsverordnung erlassenen Formblätter und anderen Vorschriften 
ersetzt werden. Weiterhin zeigt Abbildung 5 (S. 50) bestimmte Vorschriften des HGB, 
die gemäß § 340i Abs. 2 Satz 2 HGB im Konzernabschluss von Kredit- und Finanz-
dienstleistungsinstituten nicht anzuwenden sind. In der Abbildung  5 (S. 50) nicht 
erfasst ist allerdings die Tatsache, dass kapitalmarktorientierte Mutterunternehmen 
nach § 315e HGB ihren Konzernabschluss nach IFRS aufstellen müssen und für nicht 
kapitalmarktorientierte Mutterunternehmen die Möglichkeit zur freiwilligen Aufstel-
lung eines IFRS-Konzern abschlusses besteht. Damit einher geht die Befreiung von 
einem Großteil der Vorschriften zur Aufstellung eines Konzernabschlusses nach HGB. 
Mutterunternehmen, die einen solchen befreienden Konzernabschluss nach IFRS 
aufstellen, haben lediglich insoweit Vorschriften des HGB zum Konzernabschluss 
zu beachten als ihnen inhaltlich kein entsprechender Standard nach IFRS gegen-

Ergänzende Vorschriften für 
Kredit- und Finanzdienst-
leistungsinstitute

Verweis
auf

Ergänzende Vorschriften 
für Kapitalgesellschaften
sowie bestimmte Personen-
handelsgesellschaften

§ 340a Abs. 1 HGB
(Jahresabschluss, Lagebericht
sowie Zwischenabschluss)

⇒ §§ 264–289a HGB
(Vorschriften für große 
Kapitalgesellschaften)

und

§ 330 Abs. 2 HGB
(Verweis auf die RechKredV)

§ 340i Abs. 1 Satz 1 HGB
(Konzernabschluss, Konzern-
lagebericht sowie Konzern-
zwischenabschluss)

⇒ §§ 290–315e HGB
(und §§ 340a–340g HGB)

§ 340k Abs. 1 Satz 1 HGB
(Prüfung)

⇒ §§ 316–324a HGB
(und §§ 28 bis 30 KWG)

§ 340l Abs. 1 Satz 1 HGB
(Offenlegung)

⇒ §§ 325, 328 und 329 Abs. 1 
und Abs. 4 HGB

§ 340m HGB
(Strafvorschriften)

⇒ §§ 331–333 HGB

§ 340o HGB
(Festsetzung von Ordnungs-
geld)

⇒ § 335 HGB

Abbildung 2: Verweise der branchenspezifischen Vorschriften auf die ergänzenden 
Vorschriften für Kapitalgesellschaften sowie bestimmte Personen handelsgesellschaften 

im HGB
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übersteht. Dies gilt vor allem für die Vorschriften zur Konzernlagebericht erstattung 
nach § 315 HGB, da zumindest bislang kein eigenständiger Standard nach IFRS zur 
Lagebericht erstattung existiert, sowie für bestimmte Angaben im Anhang.

Ferner ist zu beachten, dass bei der Prüfung gemäß § 340k Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 
HGB die Vorschrift des § 319 Abs. 1 Satz 2 HGB (vereidigte Buchprüfer oder Buch-
prüfungsgesellschaften als Abschlussprüfer) nicht anzuwenden ist (vgl. dazu Siebter 
Abschnitt Kapitel A.I.). Für Institute, die Genossenschaften sind, gilt zudem, dass die 
für eingetragene Genossenschaften im Normalfall vorgesehenen Vorschriften des 
§ 339 HGB zur Offenlegung keine Anwendung finden (§ 340l Abs. 3 HGB). Es bleibt 
zudem festzuhalten, dass die Rechnungslegungsgrundsätze für den Jahresabschluss 
auch auf Zwischenabschlüsse anzuwenden sind, die zur Ermittlung von Zwischen-
ergebnissen i. S. d. Art. 26 Abs. 2 CRR einer prüferischen Durchsicht zu unterziehen 
sind (vgl. § 340a Abs. 3 HGB).

4. Rechtsformspezifische Normen

Neben den dargestellten ergänzenden Basisnormen haben Kredit- und Finanz-
dienstleistungsinstitute grundsätzlich in Abhängigkeit von der Rechtsform, in der 
sie betrieben werden, rechtsformspezifische Normen zu beachten. Dies ergibt sich 
aus § 340 Abs. 1 Satz 3 bzw. Abs. 4 Satz 3 HGB, wonach zusätz liche Anforderungen 
aufgrund von Vorschriften, die wegen der Rechtsform bestehen, unberührt bleiben. 
Gleiches gilt gemäß § 340 Abs. 5 Satz 3 HGB für Zahlungsinstitute und E-Geld-Insti-
tute. Allerdings sind die rechtsformspezifischen Normen nur anzuwenden, soweit 
ihre Anwendung nicht durch branchenspezifische Normen untersagt ist, wobei die 
ursprüngliche rechtsformspezifische Vorschrift gegebenenfalls durch eine bran-
chenspezifische Norm ersetzt wird. Wie bereits für die ergänzenden Basisnormen 
dargestellt wurde, besteht also auch hier ein enger Zusammenhang zwischen den 
branchenspezifischen und den rechtsformspezifischen Normen.

Abbildung 6 (S. 51–52) zeigt für Institute in unterschiedlichen Rechtsformen die von 
ih nen grundsätzlich anzuwendenden rechtsformspezifischen Vorschriften (vgl. zum 
Folgenden auch Krumnow et  al. 2004, S. 56–58). Allerdings sind diejenigen rechts-
formspezifischen Vorschriften, die den Jahresabschluss von Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung und eingetragenen Genossenschaften direkt betreffen, durch 
die branchenspezifischen Normen des HGB und der RechKredV außer Kraft gesetzt.

5. Branchenspezifische Normen

Die branchenspezifischen Rechnungslegungsvorschriften für Kredit- und Finanz-
dienstleistungsinstitute sind vor allem in den „Ergänzenden Vorschriften für Kre-
ditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute“, also in den §§ 340–340o HGB, aber 
auch in der Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute und Finanz-
dienstleistungsinstitute (RechKredV) niedergelegt. Die §§ 340–340o HGB setzen sich 
hierbei aus acht Titeln zusammen, deren Inhalt Abbildung 7 (S. 53) zeigt.

Um die Übersichtlichkeit der Rechnungslegungsvorschriften nicht zu gefährden, 
wurden nicht alle 49 Artikel der EG-Bankbilanzrichtlinie im Handels gesetzbuch 
umgesetzt. Auf der Rechtsgrundlage des § 330 Abs. 2 HGB, wonach das Bundesminis-
terium der Justiz ermächtigt ist, für Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute spe-
zielle Gliederungsvorschriften zu erlassen, wurden die nicht in das Handelsgesetz-
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§ 246 Abs. 2 HGB Verrechnungsverbot für Positionen der Aktivseite mit 
Positionen der Passivseite, von Aufwendungen mit
Erträgen sowie von Grundstücksrechten mit Grund-
stückslasten (soweit durch abweichende branchen-
spezifische Vorschriften außer Kraft gesetzt)

§ 265 Abs. 6 HGB Änderungsgebot für die Gliederung sowie für die Be-
zeichnung der mit arabischen Zahlen versehenen Po-
sitionen der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrech-
nung wegen Besonderheiten der Kapitalgesellschaft 
zur Sicherstellung der Aufstellung eines klaren und 
übersichtlichen Jahresabschlusses

§ 265 Abs. 7 HGB Möglichkeit der Zusammenfassung der mit arabischen 
Zahlen versehenen Positionen der Bilanz sowie Ge-
winn- und Verlustrechnung bei Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen

§ 267 HGB Umschreibung der Größenklassen von Kapitalgesell-
schaften

§ 268 Abs. 4 Satz 1 
HGB

Ausgliederungsvermerk für Forderungen mit einer 
Restlaufzeit von mehr als einem Jahr

§ 268 Abs. 5 Satz 1 
HGB

Ausgliederungsvermerk für Verbindlichkeiten mit einer 
Restlaufzeit bis zu einem Jahr und für Verbindlichkei-
ten mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr

§ 268 Abs. 5 Satz 2 
HGB

Gesonderter Ausweis der erhaltenen Anzahlungen auf 
Bestellungen unter den Verbindlichkeiten

§ 276 HGB Größenabhängige Erleichterungen für die Gliederung 
der Gewinn- und Verlustrechnung

§ 277 Abs. 1 HGB Definition der Umsatzerlöse

§ 277 Abs. 2 HGB Definition der Bestandsveränderungen

§ 277 Abs. 3 Satz 1 
HGB

Verpflichtung zur gesonderten Kenntlichmachung be-
stimmter außerplanmäßiger Abschreibungen

§ 284 Abs. 2 Nr. 3
HGB

Verpflichtung zur Anhangangabe eines erheblichen
Unterschiedsbetrages bei Anwendung eines Bewer-
tungsvereinfachungsverfahrens

§ 285 Nr. 8 HGB Verpflichtung zu bestimmten Angaben im Anhang bei 
Anwendung des Umsatzkostenverfahrens

§ 285 Nr. 12 HGB Verpflichtung zur Erläuterung der nicht unerheblichen 
„Sonstigen Rückstellungen“ im Anhang

§ 288 HGB Größenabhängige Erleichterungen bei bestimmten 
Angabeverpflichtungen im Anhang

Abbildung 3: Überblick über die im Einzelabschluss von Kredit- und Finanzdienstleis-
tungsinstituten gemäß § 340a Abs. 2 Satz 1 und Satz 3 HGB nicht anzuwendenden 

Vorschriften des HGB
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§ 247 Abs. 1 HGB Gesonderter Ausweis und hinreichende Aufgliede-
rung bestimmter Gruppen von Bilanzpositionen

§ 251 HGB Vermerk bestimmter Haftungsverhältnisse unter 
der Bilanz

§ 266 HGB Gliederung der Bilanz von Kapitalgesellschaften
§ 268 Abs. 7 HGB Erweiterte Vorschriften für Angaben zu den in 

§ 251 HGB bezeichneten Haftungsverhältnissen
§ 275 HGB Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung von 

Kapitalgesellschaften
§ 284 Abs. 3 HGB Darstellung der Entwicklung der einzelnen Positio-

nen des Anlagevermögens (Anlagespiegel)
§ 285 HGB
– Nr. 1 und Nr. 2 
– Nr. 4
– Nr. 9 Buchstabe c)

– Nr. 27

Bestimmte Anhangangaben zu … 
… Verbindlichkeiten 
… Umsatzerlösen 
… gewährten Vorschüssen und Krediten an Mit-
glieder des Geschäftsführungsorgans, eines Auf-
sichtsrats, eines Beirats oder einer ähnlichen Ein-
richtung (jeweils für jede Personengruppe) sowie 
zugunsten dieser Personengruppen eingegange-
nen Haftungsverhältnissen
… nach § 268 Abs. 7 HGB im Anhang ausgewie-
sene Verbindlichkeiten und Haftungsverhältnisse

Abbildung 4: Überblick über die Vorschriften des HGB, die gemäß § 340a Abs. 2 Satz 2 
HGB durch entsprechende Vorschriften der RechKredV ersetzt werden

§ 293 HGB Größenabhängige Befreiungen bei der Aufstellung 
eines Konzernabschlusses und eines Konzern-
lageberichts

§ 298 Abs. 1 HGB Entsprechende Anwendungen von einzelab-
schluss-, rechtsform- und geschäftszweigbezoge-
nen Vorschriften im Konzernabschluss

§ 314 Abs. 1 HGB
– Nr. 1
– Nr. 3
– Nr. 6 Buchstabe c)

– Nr. 23

Bestimmte Anhangangaben zu … 
… Verbindlichkeiten 
… Umsatzerlösen 
… gewährten Vorschüssen und Krediten an Mit-
glieder des Geschäftsführungsorgans, eines Auf-
sichtsrats, eines Beirats oder einer ähnlichen Ein-
richtung des Mutterunternehmens (jeweils für jede 
Personengruppe) sowie zugunsten dieser Perso-
nengruppen eingegangenen Haftungsverhältnis-
sen
… einzelnen Erträgen und Aufwendungen von
außergewöhnlicher Größenordnung oder außer-
gewöhnlicher Bedeutung

Abbildung 5: Überblick über die im Konzernabschluss von Kredit- und Finanzdienst-
leistungsinstituten gemäß § 340i Abs. 2 Satz 2 HGB nicht anzuwendenden Vorschriften 

des HGB
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Aktiengesellschaften

§ 58 AktG

§ 150 AktG

§ 152 AktG

§ 158 AktG

§ 160 AktG

§ 161 AktG

§ 170 Abs. 2 AktG

§ 171 AktG

§ 172 AktG

§ 173 AktG

§§ 231, 232 und 
240 AktG

§ 261 AktG

§ 300 AktG

§ 313 AktG

§ 324 AktG

Verwendung des Jahresüberschusses

Bildung der gesetzlichen Rücklage, Kapitalrück-
lage

Vorschriften zum Bilanzausweis

Vorschriften zur Gewinn- und Verlustrechnung

Zusätzliche Angaben im Anhang

Erklärung zum Corporate Governance Kodex

Gliederung des Gewinnverwendungsvorschlags

Prüfung des Jahresabschlusses, des Lage-
berichts und des Gewinnverwendungs-
vorschlags durch den Aufsichtsrat

Feststellung des Jahresabschlusses durch den
Vorstand und den Aufsichtsrat

Feststellung des Jahresabschlusses durch die
Hauptversammlung

Vorschriften für Kapitalherabsetzungen

Vorschriften für höhere Bewertungen als Folge
von Sonderprüfungen

Einstellungen in die gesetzliche Rücklage bei
Bestehen von Gewinnabführungs- bzw. Beherr-
schungsverträgen

Prüfung des Berichts über die Beziehungen zu
verbundenen Unternehmen durch den Ab-
schlussprüfer

Gesetzliche Rücklage bei eingegliederten Ge-
sellschaften

Kommanditgesellschaften auf Aktien

§ 286 Abs. 2 AktG Ausweis der Kapitalanteile der persönlich haf-
tenden Gesellschafter

Gesellschaften mit beschränkter Haftung

§ 29 Abs. 2 und 
Abs. 4 GmbHG

§ 42 GmbHG
– Abs. 1
– Abs. 2
– Abs. 3

§ 42a GmbHG

Verwendung des Jahresüberschusses zur Bil-
dung von Gewinnrücklagen

Vorschriften zum Bilanzausweis von …
… Stammkapital
… Nachschüssen
… Finanzbeziehungen zu Gesellschaftern

Feststellung des Jahresabschlusses
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buch übernommenen Bestandteile der EG-Bank bilanzrichtlinie in der „Verordnung 
über die Rechnungslegung der Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute 
(Kreditinstituts-Rech nungslegungsverordnung – RechKredV)“ berücksichtigt. Die 
RechKredV wurde erstmals am 10. Februar 1992 erlassen (vgl. BMJ 1992, S. 203–222) 
und am 11. Dezember 1998 nach einer grundlegenden Überarbeitung neu bekannt 
gemacht (vgl. BMJ 1998a, S. 3658–3681). Die RechKredV wurde zuletzt geändert durch 
Art. 8 Abs. 13 des Bilanzrichtlinie-Um set zungsgesetzes vom 17. Juli 2015 (vgl. BGBl. I, 
Nr. 30 vom 22.07.2015, S. 1245–1267). Für Zahlungsinstitute und E-Geld-Institute wur-
de mit der „Verordnung über die Rechnungslegung der Zahlungsinstitute und 
E-Geld-In sti tute (Zahlungsinstituts-Rechnungslegungsverordnung – Rech ZahlV)“ 
vom 2. November 2009 (vgl. BMJ 2009a, S. 3680–3691) eine eigene Rechtsverordnung 
erlassen. Diese wurde zuletzt geändert durch Art. 8 Abs. 8 des Bilanzrichtlinie-Um-
set zungs gesetzes vom 17. Juli 2015 (vgl. BGBl. I, Nr. 30 vom 22.07.2015, S. 1245–1267).

Eingetragene Genossenschaften

§ 337 HGB
– Abs. 1

– Abs. 2 und 
Abs. 3

§ 338 HGB
– Abs. 1

– Abs. 2
– Abs. 3

§ 20 GenG

§ 33 GenG

§ 38 Abs. 1 
Satz 5 GenG

§ 38 Abs. 1b 
GenG

§ 48 GenG

Vorschriften zum Bilanzausweis von …
… Geschäftsguthaben und rückständigen  
     fälligen Einzahlungen 
… Ergebnisrücklagen

Angaben im Anhang zu …
… Mitgliedersituation, Geschäftsguthaben und 
     Haftsummen
… Prüfungsverband und Organmitgliedern
… Forderungen an Organmitglieder (anstelle 
     von § 285 Nr.9 HGB)

Zuschreibung des Gewinns zur gesetzlichen 
Rücklage oder zu anderen Ergebnisrücklagen

Verpflichtung zu Buchführung und Jahresab-
schlusserstellung

Verpflichtung des Aufsichtsrats zur Prüfung des 
Jahresabschlusses, des Lageberichts und des 
Vorschlags für die Jahresüberschussverwen-
dung bzw. Jahresfehlbetragsdeckung

Verpflichtung des Aufsichtsrats zur Prüfung des 
gesonderten nicht finanziellen Berichts (§ 289b 
HGB), sofern er erstellt wurde

Zuständigkeit der Generalversammlung bzw. der 
Vertreterversammlung für die Feststellung des 
Jahresabschlusses sowie für die Verwendung 
des Jahresüberschusses bzw. die Deckung des 
Jahresfehlbetrags

Abbildung 6: Rechtsformspezifische Vorschriften für Kredit- und Finanzdienstleistungs-
institute
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Die RechKredV enthält vor allem die von den §§ 266 und 275 HGB abweichenden 
Formblattregelungen sowie die von der EG-Bankbilanzrichtlinie vorgesehenen de-
taillierten Regelungen zu einzelnen Bilanz- und Gewinn- und Verlustrechnungs-
positionen sowie zu den Anhangangaben. Sie enthält jedoch keine vom HGB abwei-
chenden Bewertungs- und Wertansatzvorschriften.

Die Vorschriften der EG-Bankbilanzrichtlinie sind somit im deutschen Recht in zwei 
Normenwerken zu finden. Die formellen Fragen, vor allem Ausweis- und Gliede-
rungsfragen, sind in der RechKredV geregelt; die materiellen Regeln, wie insbeson-

Erster Titel: Anwendungsbereich der „Ergänzenden Vorschriften 
für Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute“ 
(§ 340 HGB)

Zweiter Titel: Jahresabschluss, Lagebericht, Zwischenabschluss 
(§§ 340a–340d HGB)

– § 340a HGB Nennung der von Instituten anzu-
wendenden bzw. nicht anzuwenden-
den Vorschriften

Regelung genereller Tatbestände durch

– § 340b HGB Pensionsgeschäfte

– § 340c HGB Vorschriften zur Gewinn- und Ver-
lustrechnung und zum Anhang

– § 340d HGB Fristengliederung

Dritter Titel: Bewertungsvorschriften (§§ 340e–340g HGB)

– § 340e HGB Bewertung von Vermögensgegen-
ständen (Bewertung des Anlage-
und Umlaufvermögens,Nominalwert-
bilanzierung und Bewertung der
Finanzinstrumente des Handels-
bestands)

– § 340f HGB stille institutsspezifische Reserven

– § 340g HGB offene institutsspezifische Reserven

Vierter Titel: Währungsumrechnung (§ 340h HGB)

Fünfter Titel: Konzernabschluss, Konzernlagebericht, Konzern-
zwischenabschluss (§§ 340i und 340j HGB)

Sechster Titel: Prüfung (§ 340k HGB)

Siebenter Titel: Offenlegung (§ 340l HGB)

Achter Titel: Straf- und Bußgeldvorschriften, Ordnungsgelder 
(§§ 340m–340o HGB)

Abbildung 7: Aufbau des Ersten Unterabschnitts des Vierten Abschnitts des 
Dritten Buches des HGB („Ergänzende Vorschriften für Kreditinstitute und 

 Finanzdienstleistungsinstitute“)
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dere Ansatz- und Bewertungsvorschriften, sind in den §§ 340–340o HGB zu finden 
(vgl. Hossfeld 1996, S. 93–94 und die dort angegebene Literatur).

Die Ermächtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung in § 330 Abs. 2 HGB weist 
in Satz 4 ausdrücklich darauf hin, dass in „die Rechtsverordnung … auch nähere 
Bestimmungen … aufgenommen werden (können), soweit dies zur Erfüllung der 
Aufgaben der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Deutschen 
Bundesbank erforderlich ist, insbesondere um einheitliche Unterlagen zur Beurtei-
lung der von den Kreditinstituten und Finanzdienstleistungsinstituten durchge-
führten Bankgeschäfte und erbrachten Finanzdienstleistungen zu erhalten“ [Her-
vorhebungen durch die Verf.]. Dies macht deutlich, dass den Anforderungen der 
Bankenaufsicht an den zu veröffentlichenden Jahresabschluss ein hoher Stellenwert 
eingeräumt wird. An dieser Stelle sei allerdings auf die Äußerungen im Ersten Ab-
schnitt Kapitel A.III.4.d) verwiesen, in denen eine bevorzugte Berücksichtigung der 
Informationsinteressen der BaFin und der Deutschen Bundesbank vor denen der exter-
nen Eigentümer und Gläubiger, wie sie obiges Zitat vermuten lässt, abgelehnt wurde, 
da der Jahresabschluss in erster Linie der Unterrichtung derjenigen Adressaten dient, 
die auf veröffentlichte Informationen angewiesen sind, während die genannten 
Bankenaufsichtsbehörden andere und vor allem weitergehende Möglichkeiten der 
Informationsbeschaffung haben.

Der Gesetzgeber wollte – auch dies macht § 330 Abs. 2 Satz 4 HGB deutlich – durch 
den Erlass einer Rechnungslegungsverordnung für Kredit- und Finanzdienstleis-
tungsinstitute eine Einheitlichkeit und damit eine bessere Vergleichbarkeit der Jah-
resabschlüsse dieser Institute durch möglichst eindeutige Zuordnungsvorschriften 
erreichen. Dies soll durch die in Abbildung 8 (S. 55) aufgeführten speziellen Regelun-
gen der in acht Abschnitte untergliederten RechKredV gewährleistet werden.

Darüber hinaus gibt es weitere branchenspezifische Regelungen zu beachten:

•• Während § 26 KWG im Wesentlichen die Aufstellungsfristen und die Vorlagever-
pflichtungen für Jahresabschluss, Lagebericht und Prüfungs berichte regelt, sind 
in den §§ 28, 29 und 30 KWG Vorschriften zur Prüfung niedergelegt.

•• Gemäß den Art. 435–455 CRR müssen von den Instituten in regelmäßigen Ab-
ständen u. a. qualitative und quantitative Informationen zu den Eigenmitteln und 
Eigenmittelanforderungen, zu den eingegangenen Risiken, zu den Risikomanage-
mentzielen und zur Risikopolitik sowie zur Vergütungspolitik und zur Verschul-
dung veröffentlicht werden.

•• § 26a KWG enthält bestimmte Offenlegungsanforderungen, die Institute über die 
Art. 435–455 CRR hinaus zu erfüllen haben. So haben beispielsweise CRR-Institute 
in ihrem Jahresbericht ihre Kapitalrendite, berechnet als Quotient aus Nettogewinn 
und Bilanzsumme, offenzulegen (vgl. § 26a Abs. 1 Satz 4 KWG).

•• Zu beachten sind außerdem die Art. 30 und 31 EGHGB mit ihren Übergangsvor-
schriften zum Bankbilanzrichtlinie-Gesetz, insbesondere ihren erleichternden 
Vorschriften hinsichtlich der Fortführung von nach neuem Recht unzulässigen 
Wertansätzen.

•• Hinzu kommen amtliche Äußerungen der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht mit völlig unterschiedlicher Rechtsverbindlichkeit (u. a. Bekanntmachun-
gen, Mitteilungen, Schreiben; vgl. hierzu Bieg 1983, S. 75–78).
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Abschließend ist hinsichtlich der Normenhierarchie der gesamten für Kredit- und 
Finanzdienstleistungsinstitute gültigen Rechnungslegungsnormen festzustellen, 
dass die höherrangigen, d. h. die in Abbildung 1 (S. 45) weiter oben stehenden Normen 
jeweils die tieferrangigen Normen dominieren, so dass diese nur zur Anwendung 
kommen, wenn ein Sachverhalt durch keine höherrangige Norm geregelt ist.

IV. Dem Jahresabschluss zugrunde liegende Währungseinheit

Von der Währungsreform von 1948 bis zum Jahre 1998 war der Jahresabschluss für 
alle Geschäftsjahre zwingend in Deutscher Mark aufzustellen. Durch das Gesetz zur 
Einführung des Euro (EuroEG) vom 9. Juni 1998 (vgl. BGBl. I, Nr. 34 vom 15.06.1998, 
S. 1242–1255) wurde die Währungseinheit geändert. Seit dem 1.  Januar 1999 (vgl. 
Art. 16 Satz 2 EuroEG; Art. 42 Abs. 1 Satz 1 EGHGB) lautet § 244 HGB: „Der Jahres-
abschluss ist in deutscher Sprache und in Euro aufzustellen.“ Allerdings hatten 
Unternehmen gemäß dem durch das EuroEG in das EGHGB eingefügten Art. 42 
Abs. 1 Satz 2 EGHGB zunächst ein Wahlrecht, ihren Einzel- und Konzernabschluss 
in Deutscher Mark oder in Euro aufzustellen. Dieses Wahlrecht ist mit dem 1. Januar 
2002 ausgelaufen („letztmals für das im Jahre 2001 endende Geschäftsjahr“; Art. 42 
Abs. 1 Satz 2 EGHGB), so dass seither für den Einzel- und Konzernabschluss von 
Unternehmen als Währungseinheit zwingend der Euro zugrunde zu legen ist.

Abschnitt 1: Anwendungsbereich (§ 1 RechKredV) 
– analog § 340 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 HGB –

Abschnitt 2: Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung 
(§§ 2–11 RechKredV) 
– allgemeine Bilanzierungsvorschriften, insbesondere 
verschiedene Definitionen –

Abschnitt 3: Vorschriften zu einzelnen Positionen der Bilanz (Form-
blatt 1) (§§ 12–27 RechKredV)

Abschnitt 4: Vorschriften zu einzelnen Positionen der Gewinn- und 
Verlustrechnung (Formblätter 2 und 3) 
(§§ 28–33 RechKredV)

Abschnitt 5: Anhang (§§ 34–36 RechKredV)

Abschnitt 6: Konzernrechnungslegung (§ 37 RechKredV)

Abschnitt 7: Ordnungswidrigkeiten (§ 38 RechKredV)

Abschnitt 8: Schlussvorschriften (§§ 39–40 RechKredV)

Formblatt 1: Bilanz

Formblatt 2: Gewinn- und Verlustrechnung (Kontoform)

Formblatt 3: Gewinn- und Verlustrechnung (Staffelform)

Abbildung 8: Aufbau der Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute 
und Finanzdienstleistungsinstitute (RechKredV)
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C. Einfluss der besonderen Geschäftstätigkeit der  Kredit- 
und Finanzdienstleistungsinstitute auf  

die externe  Rechnungslegung

I.  Banktypische Aktivitäten und ihre Auswirkungen auf den 
 Jahresabschluss von Kreditinstituten

1. Vorbemerkungen

Die wirtschaftlichen Aktivitäten der Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute 
weichen von denjenigen der Industrie- und Handelsunternehmen erheblich ab. Diese 
anders strukturierte Geschäftstätigkeit, die bei Instituten eindeutig im finanziellen 
Bereich liegt, schlägt sich notwendigerweise auch im Rechnungswesen der Institute 
nieder und beeinflusst daher auch die Ausgestaltung des Jahresabschlusses von 
Instituten. In der besonderen Geschäftstätigkeit der Institute und den sich daraus 
ergebenden Konsequenzen auf deren Rechnungslegung ist auch der Grund dafür zu 
sehen, dass das Bundesministerium der Justiz durch § 330 Abs. 2 Satz 1 bis Satz 3 HGB 
dazu ermächtigt wurde, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen 
und im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank durch eine Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, für Kreditinstitute und Finanz-
dienstleistungsinstitute Formblätter vorzuschreiben oder andere Vorschriften für die 
Gliederung des Jahresabschlusses oder des Konzernabschlusses oder den Inhalt des 
Anhangs, des Konzernanhangs, des Lageberichts oder des Konzern lageberichts zu 
erlassen, wenn die besondere Geschäftstätigkeit von den üb lichen handelsrechtlichen 
Vorschriften abweichende Regelungen erfordert (sinngemäße Anwendung des § 330 
Abs. 1 HGB). In eine solche Rechtsverordnung können auch nähere Bestimmungen 
über die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Konzernabschlusses im Rahmen 
der vorgeschriebenen Formblätter für die Gliederung des Jahresabschlusses und 
des Konzern abschlusses sowie des Zwischenabschlusses gemäß § 340a Abs. 3 HGB 
und des Konzernzwischenabschlusses gemäß § 340i Abs. 4 HGB „aufgenommen 
werden, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht oder der Deutschen Bundesbank erforderlich ist, insbeson-
dere um einheitliche Unterlagen zur Beurteilung der von den Kredit instituten und 
Finanzdienstleistungsinstituten durchgeführten Bankgeschäfte und erbrachten 
 Finanzdienstleistungen zu erhalten“ (§ 330 Abs. 2 Satz 4 HGB).

Bevor auf die Konkretisierung dieser Vorschriften in der Rechnungslegungsver-
ordnung eingegangen wird, ist ein Vergleich zwischen den Jahres abschlüssen von 
Unternehmen des nicht-finanziellen Sektors und von Kreditinstituten vorzunehmen. 
Zu diesem Zweck werden im Folgenden die Strukturen der Bilanz und der Gewinn- 
und Verlustrechnung von Unternehmen des nicht-finanziellen Sektors und von Kre-
ditinstituten (für Finanzdienstleistungsinstitute liegen keine entsprechenden Daten 
vor) einander gegenübergestellt, wobei es sich bei den Zahlenangaben lediglich um 
Durchschnittswerte handelt (vgl. hierzu auch Süchting/Paul 1998, S. 299–303).
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2.  Bilanzen von Unternehmen des nicht-finanziellen Sektors und von Kredit-
instituten

Die Aktivseite der Bilanz von Unternehmen des nicht-finanziellen Sektors zeigt vor 
allem die im wirtschaftlichen Eigentum des bilanzierenden Unternehmens stehenden 
Produktionsfaktoren sowie das Ergebnis des Produktionsprozesses. Sie enthält also 
in erster Linie Güter, die im Produktionsprozess gebraucht (Sachanlagen wie z. B. 
Grundstücke und Gebäude, technische Anlagen und Maschinen, Betriebs- und Ge-
schäftsausstattung) bzw. verbraucht oder aber verkauft werden sollen (Vorräte, also 
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, unfertige und fertige Erzeugnisse sowie Waren). Die 
nachfolgende Abbildung 9 zeigt, dass dieses materielle Vermögen oder Sachvermögen 
im Durchschnitt ca. 39,5 % des in der Bilanz ausgewiesenen Vermögens ausmacht. 
Das Geldvermögen in Form von kurz- und langfristigen Forderungen und flüssigen 
Mitteln (Kasse und Bankguthaben) weist in etwa die gleiche Größenordnung auf 
(ca. 39 %), während dem Finanz(anlage)vermögen (Beteiligungen einschließlich der 
Anteile an verbundenen Unternehmen sowie Wertpapiere) mit ca. 19 % und vor allem 
den immateriellen Vermögens gegenständen des Anlagevermögens mit ca. 2 % eine 
deutlich geringere Bedeutung zukommt.

Abbildung 9: Bilanzstruktur von Unternehmen des nicht-finanziellen Sektors zum 
31. Dezember 2015  

(Quelle: Deutsche Bundesbank 2016b)

Aktiva in % 
der Bilanz-

summe

Passiva in %
der Bilanz-

summe

Immaterielle Vermögens-
gegenstände

Sachanlagen

Beteiligungen (einschließ-
lich der Anteile an verbun-
denen Unternehmen)

Vorräte

Kasse und Bankguthaben

Forderungen, kurzfristige

Forderungen, langfristige

Wertpapiere

Rechnungsabgrenzungs-
posten

1,98

23,40

16,96

15,97

6,92

29,85

2,28

2,14

0,50

Eigenkapital (einschließlich 
Rücklagen, Gewinnvortrag, 
anteiliger Sonderposten mit 
Rücklageanteil; abzüglich 
Berichtigungsposten zum 
Eigenkapital)

Rückstellungen (einschließ-
lich anteiliger Sonderposten 
mit Rücklageanteil)

Verbindlichkeiten, kurzfristi-
ge

Verbindlichkeiten, langfristi-
ge

Rechnungsabgrenzungs-
posten

29,87

16,89

38,48

14,00

0,76

Bilanzsumme 100,00 Bilanzsumme 100,00

Wie Abbildung 10 (S. 58) zeigt, stellt im Vergleich dazu das Sachvermögen in Bilanzen 
von Kreditinstituten mit im Durchschnitt ca. 0,4 % der Bilanzsumme einen äußerst 
kleinen Anteil dar. Dies liegt nicht nur an der verhältnismäßig geringen Bedeutung 
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der Immobilien, technischen Anlagen und Maschinen sowie an dem aufgrund des 
Anschaffungskostenprinzips (vgl. § 253 Abs. 1 Satz 1 HGB) häufig unter dem der-
zeitigen Wert liegenden Bilanzansatz, sondern insbesondere auch an dem für (nicht 
materielle) Dienstleistungen produzierende Unternehmen typischen Fehlen des 
Vorratsvermögens. Das Geldvermögen der Kreditinstitute in Form von unverbrief-
ten und verbrieften Forderungen an Kunden und Kreditinstitute, ausgewiesen in 
den verschiedenen Forderungs- und Wertpapierpositionen, ist dagegen der deutlich 
dominierende Vermögensbereich in Kreditinstitutsbilanzen.

Aktiva in % 
der Bilanz-

summe

Passiva in % 
der Bilanz-

summe

Kassenbestand

Guthaben bei Zentralnoten-
banken

Schatzwechsel und unverzins-
liche Schatzanweisungen

Wechselbestand

Buchforderungen an Kredit-
institute

Buchforderungen an Kunden

Schuldverschreibungen und 
andere festverzinsliche Wert-
papiere

Aktien und andere nicht fest-
verzinsliche Wertpapiere

Beteiligungen und Anteile an 
verbundenen Unternehmen

Treuhandvermögen

Sachanlagen

Sonstige Aktivpositionen 
(darunter: Handelsbestands-
derivate 9,32 %)

0,25

2,17

0,04

0,01

24,56

41,36

14,43

2,61

1,56

0,61

0,37

12,03

Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten

Verbindlichkeiten gegenüber 
Kunden

Verbriefte Verbindlichkeiten

Treuhandverbindlichkeiten

Wertberichtigungen 
(unversteuerte Pauschal-
wertberichtigungen sowie 
Einzelwertberichtigungen 
für Länderrisiken)

Rückstellungen

Nachrangige Verbindlich-
keiten

Genussrechtskapital

Fonds für allgemeine Bank-
risiken

Eigenkapital

Sonstige Passivpositionen
(darunter: Handels-
bestandsderivate 8,74 %)

21,71

44,04

13,97

0,61

0,10

0,81

0,87

0,14

1,05

5,02

11,68

Bilanzsumme 100,00 Bilanzsumme 100,00

Abbildung 10: Bilanzstruktur von Kreditinstituten zum 31. Dezember 2015  
(Quelle: Deutsche Bundesbank 2017a, S. 6–9)

Ein Vergleich der Passivseiten hinsichtlich des Eigenkapitals zeigt für Unternehmen 
des nicht-finanziellen Sektors einen Anteil von fast 30 % und bei Kreditinstituten 
einen Anteil von etwas mehr als 5 % der Bilanzsumme. Offensichtlich akzeptieren 
somit die Gläubiger von Kreditinstituten, die den Banken den Rest des Kapitals in 
verbrieften und unverbrieften Gläubigerpositionen zur Verfügung stellen, einen we-
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sentlich niedrigeren Überschuss der Aktiva über die Schulden, aus dem eintretende 
Verluste zu decken sind, sollen sie nicht auf die Gläubiger durchschlagen, als die 
Gläubiger von Unternehmen des nicht-finanziellen Sektors. Diese unterschiedliche 
Akzeptanz dürfte darauf zurückzuführen sein, dass sich die bei Kreditinstituten vor-
herrschenden Geldvermögenspositionen (so Süchting/Paul 1998, S. 301) schneller und 
mit üb licherweise geringeren Verlusten liquidisieren lassen als die bei Unternehmen 
des nicht-finanziellen Sektors dominierenden Sachvermögenspositionen. Die unter-
schiedliche Akzeptanz ist möglicherweise aber auch das Ergebnis der bestehenden 
Bankenaufsicht und der institutsgruppeneigenen Einlagensicherungseinrichtungen 
im Kreditgewerbe.

Es ist Süchting/Paul zuzustimmen, die feststellen, „dass die Struktur der Bankbilanz 
durch das Geldvermögen und damit die finanzielle Sphäre beherrscht wird, während 
das Sachvermögen und damit die Produktionssphäre die Industriebilanz dominiert“ 
(Süchting/Paul 1998, S. 301).

3.  Gewinn- und Verlustrechnungen von Unternehmen des nicht- finanziellen 
Sektors und von Kreditinstituten

Die unterschiedliche Geschäftstätigkeit von Unternehmen des nicht-finanziel len Sek-
tors und von Kreditinstituten wirkt sich nicht nur auf ihre Bilanzen, sondern auch auf 
ihre Gewinn- und Verlustrechnungen aus (vgl. Abbildung 11 (S. 60) und Abbildung 12 
(S. 61)). So haben die Unternehmen des nicht-finanziellen Sektors, die Sachgüter ge-
winnen, herstellen oder handeln, entsprechend hohe Aufwendungen in Form von 
Materialverbrauch, aber auch nicht unbedeutende Abschreibungen auf Sachanlagen. 
Eine geringere Bedeutung kommt bei ihnen dagegen den Zinsaufwendungen und 
den Abschreibungen auf Finanzanlagen zu. Auch die vom Einkommen und Ertrag 
abhängigen Steuern haben eine vergleichsweise kleinere Bedeutung.

Da die Geldvermögenspositionen in den Bilanzen von Kreditinstituten dominieren, 
verwundert es nicht, dass ca. 41 % der Aufwendungen von Kredit instituten Entgelte 
für die Bereitstellung des Gläubigerkapitals (Zinsaufwendungen) darstellen. Der 
großen Bedeutung der Forderungspositionen entsprechend ist auch der Anteil der 
Abschreibungen auf Forderungen vergleichsweise höher.

Bei einer Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnungen der Unternehmen des 
nicht-finanziellen Sektors nach § 275 Abs. 2 HGB (Gesamtkostenverfahren) stellt 
das Ergebnis der Produktion von Sachgütern, also die Gesamtleistung (bestehend 
aus den Umsatzerlösen, den Bestandsveränderungen an fertigen und unfertigen 
Erzeugnissen und den anderen aktivierten Eigenleistungen), mit ca. 95 % beinahe 
die Gesamtheit der Erträge dar.

Die nicht lagerfähigen abstrakten Leistungen der Kreditinstitute werden im Moment 
ihrer Erstellung den Marktpartnern gegenüber erbracht; erst dann können sie sich 
in den Gewinn- und Verlustrechnungen niederschlagen. Bei den Erträgen wirkt sich 
der überragende Umfang der Forderungspositionen noch mehr aus, machen doch die 
Zinserträge fast 67 % aller Erträge aus.

Nicht unerwartet schlägt sich also die Tatsache, dass die Leistungserstellung von 
Kreditinstituten im Bereich der finanziellen Sphäre erfolgt, nicht nur in ihren Bilan-
zen, sondern auch in ihren Gewinn- und Verlustrechnungen und hier vor allem in 
den Zinsertrags- und Zinsaufwandspositionen nieder (vgl. auch Süchting/Paul 1998, 
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S. 302–303). Aber auch die nicht bilanzwirksamen Geschäfte der finanziellen Sphäre 
wirken sich auf die Gewinn- und Verlustrechnungen aus, wie insbesondere der Um-
fang der Provisionserträge zeigt.

Aufwendungen in % der 
gesamten 

Aufwendungen

Erträge in % der 
gesamten

Erträge

Materialaufwand

Personalaufwand

Abschreibungen auf Sach-
anlagen sowie immaterielle 
Vermögensgegenstände

Sonstige Abschreibungen

Zinsaufwendungen

Steuern vom Einkommen 
und Ertrag

Betriebssteuern

Übrige Aufwendungen 
(ohne Aufwendungen aus 
Verlustübernahmen (Mutter) 
sowie aus Gewinnabfüh-
rungen (Tochter))

63,90

16,08

2,51

0,28

1,31

0,82

1,15

13,95

Umsatzerlöse

Bestandsveränderun-
gen an fertigen und 
unfertigen Erzeugnis-
sen (einschließlich 
anderer aktivierter 
Eigenleistungen)

Zinserträge

Übrige Erträge 
(ohne Erträge aus 
Gewinnübernahmen 
(Mutter) sowie aus 
Verlustabführungen 
(Tochter))

94,52

0,45

0,29

4,74

Summe der Aufwendungen 100,00 Summe der Erträge 100,00

Abbildung 11: Erfolgsstruktur von Unternehmen des nicht-finanziellen Sektors  
im Jahr 2015 (Quelle: Deutsche Bundesbank 2016b)

II.  Spezielle Vorschriften zur Aufstellung des Jahres abschlusses von 
Kredit- und Finanzdienstleistungs instituten nach der Rechnungs-
legungsverordnung

1.  Grundlagen

Um der besonderen Geschäftsstruktur der Kreditinstitute (vgl. Erster Abschnitt 
Kapitel C.I.) und Finanzdienstleistungsinstitute Rechnung zu tragen, hat das Bun-
desministerium der Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen 
und im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank von den gesellschaftsrechtlichen 
Ermächtigungen des § 330 Abs. 2 HGB Gebrauch gemacht und durch die RechKredV 
institutsspezifische Formblätter für die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und 
Verlustrechnung erlassen. Darüber hinaus finden sich in der RechKredV ergänzende 
Vorschriften für die Aufstellung des Jahresabschlusses (vgl. Erster Abschnitt Kapitel 
B.III.5. sowie insbesondere Abbildung 8 (S. 55)).
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Aufwendungen in % der 
gesamten 
Aufwen-
dungen

Erträge in % der 
gesamten 

Erträge

Zinsaufwendungen

Provisionsaufwendungen

Nettoaufwand des Handels-
bestands

Personalaufwand

Andere Verwaltungsauf-
wendungen

Abschreibungen und Wert-
berichtigungen auf imma-
terielle Anlagewerte und 
Sachanlagen

Sonstige betriebliche Auf-
wendungen

Abschreibungen und Wert-
berichtigungen auf Forde-
rungen und bestimmte Wert-
papiere sowie Zuführungen 
zu Rückstellungen im Kredit-
geschäft

Abschreibungen und Wert-
berichtigungen auf Beteili-
gungen, Anteile an verbun-
denen Unternehmen und 
wie Anlagevermögen be-
handelte Wertpapiere

Aufwendungen aus Verlust-
übernahme

Außerordentliche Aufwen-
dungen

Steuern vom Einkommen 
und vom Ertrag

Sonstige Steuern

Aufgrund einer Gewinnge-
meinschaft, eines Gewinn-
abführungs- oder eines Teil-
gewinnabführungsvertrags 
abgeführte Gewinne

40,90

5,49

0,20

17,92

15,54

2,30

6,97

2,84

1,40

0,47

0,97

3,27

0,12

1,60

Zinserträge

Laufende Erträge

Erträge aus Gewinngemein-
schaften, Gewinnabführungs-
oder Teilgewinnabführungs-
verträgen

Provisionserträge 

Nettoertrag des Handels-
bestands

Rohergebnis aus Warenver-
kehr und Nebenbetrieben

Erträge aus Zuschreibungen 
zu Forderungen und be-
stimmten Wertpapieren so-
wie aus der Auflösung von 
Rückstellungen im Kredit-
geschäft

Erträge aus Zuschreibungen 
zu Beteiligungen, Anteilen an 
verbundenen Unternehmen 
und wie Anlagevermögen 
behandelten Wertpapieren

Sonstige betriebliche Erträge

Außerordentliche Erträge

Erträge aus Verlustüber-
nahme

66,65

5,46

1,02

16,20

1,53

0,07

1,35

0,69

6,41

0,18

0,40

Gesamtaufwendungen
(aufgerundet)

100,00 Gesamterträge
(aufgerundet)

100,00

Abbildung 12: Erfolgsstruktur von Kreditinstituten im Jahr 2015  
(Quelle: Deutsche Bundesbank 2016a, S. 96–97)
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Die von der EG-Bankbilanzrichtlinie vorgegebene Intention des Gesetzgebers war 
es, durch den Erlass der RechKredV eine Vereinheitlichung und damit eine bessere 
Vergleichbarkeit der Jahresabschlüsse insbesondere durch möglichst eindeutige Zu-
ordnungsvorschriften zu erreichen. Diese Ziele sollen durch die in der nachfolgen-
den Abbildung 13 aufgeführten speziellen Regelungen der RechKredV gewährleistet 
werden.

§ 2 RechKredV Vereinheitlichung der Gliederungsschemata 
(Formblätter 1–3)

Regelungen genereller bzw. übergreifender Fragen im allgemeinen Teil:

§ 3 RechKredV

§§ 4, 6 und 7 RechKredV

§ 5 RechKredV

§§ 8 und 9 RechKredV

§ 10 RechKredV

§ 11 RechKredV

Gesonderter Ausweis von Untergliederungs-
positionen in der Bilanz bzw. im Anhang

Begriffsbestimmungen für nachrangige Ver-
mögensgegenstände und Schulden, Treu-
handgeschäfte sowie Wertpapiere

Vorschriften zur bilanziellen Aufteilung von 
Gemeinschaftsgeschäften

Definition der „Restlaufzeit“ sowie Vorschrif-
ten zur Fristengliederung

Möglichkeiten der Kompensation bestimmter 
Forderungen und Verbindlichkeiten

Zuordnung von anteiligen Zinsen

§§ 12–27 RechKredV Erläuterungen zum Inhalt der einzelnen Posi-
tionen der Bilanz

§§ 28–33 RechKredV Erläuterungen zum Inhalt der einzelnen Posi-
tionen der Gewinn- und Verlustrechnung

§§ 34–36 RechKredV Zusätzliche Erläuterungen und zusätzliche 
Pflichtangaben im Anhang

§ 37 RechKredV Entsprechende Anwendung der bisher ge-
nannten Regelungen (§§ 1–36 RechKredV) 
auf den Konzernabschluss

§ 38 RechKredV Ordnungswidrigkeiten im Bereich der Er-
stellung des Jahresabschlusses

§§ 39 und 40 RechKredV Übergangsvorschriften und Inkrafttreten

Abbildung 13: Spezielle Regelungen der RechKredV mit den Zielsetzungen der Ver-
einheitlichung und besseren Vergleichbarkeit der Jahresabschlüsse von Kredit- bzw. 

Finanzdienstleistungsinstituten

Entsprechend den Vorstellungen in Art. 4 sowie Art. 27 bzw. Art. 28 der EG-Bank-
bilanzrichtlinie sind „grundsätzlich einheitliche, von Rechtsform und Betätigungs-
feld unabhängige Gliederungen für Bilanz- und Erfolgsrechnungen“ (Bieg 1988a, 
S. 10) vorgesehen. Dementsprechend wurde die ehemals bestehende Vielfalt der 
insgesamt 11 Formblätter (jeweils für Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung) 
durch ein einziges Formblattbündel, bestehend aus einem Formblatt für die Bilanz 
und zwei – alternativ anwendbaren – Formblättern für die Gewinn- und Verlustrech-
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nung in Staffel- bzw. Kontoform, ersetzt. Diese Formblätter sind auf die Geschäfte 
von Universalkreditinstituten zugeschnitten.

Um aber der Tatsache Rechnung zu tragen, dass Pfandbriefbanken (vgl. dazu Hoss-
feld 1993a, S. 199–202) und Bausparkassen sich hinsichtlich ihres Leistungsangebots 
teilweise erheblich von den Universalkreditinstituten unterscheiden, wurden bei 
verschiedenen Positionen der drei Formblätter Fußnoten angebracht. Die dadurch 
gegenüber den Formblättern für Universal kreditinstitute vorgeschriebenen zusätz-
lichen oder anders formulierten Pflicht positionen (vgl. dazu Erster Abschnitt Kapitel 
C.II.4.b) bis Kapitel C.II.4.d)) ermöglichen es, dass die für Pfandbriefbanken und 
Bausparkassen typischen Aktiv- und Passivgeschäfte in der Bilanz und die speziell 
für Bausparkassen daraus resultierenden Aufwendungen und Erträge in der Ge-
winn- und Verlustrechnung gesondert aufgezeigt werden. Da diese Fußnoten zu 
Abweichungen vom Formblattbündel für Universalkreditinstitute führen, kann man 
faktisch von einem eigenständigen Bilanzformblatt für Pfandbriefbanken und von 
einem unterschiedlichen Formblattbündel (ein Bilanzformblatt und zwei Formblätter 
für die Gewinn- und Verlustrechnung) für Bausparkassen sprechen.

Auch die Besonderheiten der Kreditgenossenschaften – insbesondere der jenigen mit 
Warengeschäft – und der genossenschaftlichen Zentralbanken haben Fußnoten bei 
verschiedenen Positionen der Formblätter zur Folge. Allerdings sind bei genossen-
schaftlichen Kreditinstituten die Veränderungen gegenüber dem Formblattbündel 
für Universalkreditinstitute nicht so wesentlich, dass man in diesem Fall von einem 
wirklich eigenständigen Formblattbündel sprechen könnte. Bei den genossenschaft-
lichen Zentralbanken wird zudem zwischen solchen, die in genossenschaftlicher 
Rechtsform geführt werden, und solchen, die keine eingetragenen Genossenschaften 
sind, unterschieden.

Da Finanzdienstleistungsinstitute im Wesentlichen nach denselben Vorschriften 
wie Kreditinstitute Rechnung zu legen haben, wurde das Formblattbündel für Uni-
versalkreditinstitute ebenfalls mittels Fußnoten an die besondere Geschäftsstruktur 
der Finanzdienstleistungsinstitute angepasst. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass Fi-
nanzdienstleistungsinstitute auch in der Rechtsform einer Genossenschaft betrieben 
werden können, so dass in einem solchen Fall auch die genossenschaftsspezifischen 
Besonderheiten zu beachten sind. Finanzdienstleistungsinstitute, die das Finanzie-
rungsleasing gemäß § 1 Abs. 1a Nr. 10 KWG betreiben, haben zudem unabhängig 
davon, ob sie in der Rechtsform einer Genossenschaft geführt werden oder nicht, 
ihre Bilanz sowie ihre Gewinn- und Verlustrechnung um leasingspezifische Anga-
ben zu ergänzen. Diese Modifikationen dienen der Erhöhung der Transparenz der 
besonderen Geschäftstätigkeit dieser Finanzdienstleistungsinstitute.

Schließlich wird auch bei Kreditinstituten, die Skontroführer i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 1 
BörsG sind, die besondere Geschäftstätigkeit in verschiedenen Fußnoten zu den ein-
zelnen Formblättern berücksichtigt, wodurch auch für sie eigenständige Formblätter 
entstehen. Von diesen Fußnoten sind jedoch nur diejenigen Kreditinstitute betroffen, 
die zwar Skontroführer i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 1 BörsG, aber nicht CRR-Kreditinstitute 
i. S. d. § 1 Abs. 3d Satz 1 KWG sind. Da es sich allerdings bei der weit überwiegenden 
Mehrheit der Kreditinstitute um CRR-Kreditinstitute handelt, werden diese durch 
diese Fußnoten zu den Formblättern der RechKredV nicht angesprochen. CRR-Kre-
dit institute sind gemäß § 1 Abs. 3d Satz 1 KWG Kreditinstitute i. S. d. Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 
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CRR, d. h. Unternehmen, deren „Tätigkeit darin besteht, Ein lagen oder andere rück-
zahlbare Gelder des Publikums entgegenzunehmen und Kredite für eigene Rech-
nung zu gewähren“. Auch bei Kreditinstituten, die Skontroführer i. S. d. § 27 Abs. 1 
Satz 1 BörsG und nicht CRR-Kreditinstitute i. S. d. § 1 Abs. 3d Satz 1 KWG sind, besteht 
die Möglichkeit, dass sie in der Rechtsform einer Genossenschaft betrieben werden.

Der Skontroführer im Sinne des Börsengesetzes ist – soweit dies nicht im elektro-
nischen Handel geschieht – mit der Feststellung von Börsenkursen an Wertpapier-
börsen beauftragt. Die Zulassung zum Skontroführer durch die Geschäftsführung 
einer Wertpapierbörse erfolgt nach einer Antragstellung. Der Antragsteller sowie 
seine Geschäftsleiter müssen die für die Tätigkeit als Skontroführer erforderliche 
Zuverlässigkeit aufweisen und aufgrund ihrer fachlichen und wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit zur Skontroführung geeignet sein.

Durch die Einbeziehung der Finanzdienstleistungsinstitute in die Vorschriften zur 
Rechnungslegung und die dortige gesonderte Behandlung der oben erläuterten 
„speziellen“ Kreditinstitute ergibt sich somit eine Vielfalt von unterschiedlichen 
Formblättern, die zum Teil nur geringfügig von dem Formblattbündel für Univer-
salkreditinstitute abweichen (vgl. für das Bilanzformblatt Abbildung 14 (S. 65)). Die in 
Abbildung 14 aufgeführten Formblattbündel können sowohl unter www.vahlen.de als 
auch unter www.bank.uni-saarland.de abgerufen werden.

Wegen einiger bei Pfandbriefbanken und öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten, bei 
Bausparkassen, bei Kreditgenossenschaften, bei den genossenschaft lichen Zentralban-
ken sowie bei Sparkassen und ihren Girozentralen auftretenden Besonderheiten wer-
den zudem noch verschiedene zusätzliche Pflicht angaben im Anhang vorgeschrieben.

2. Formblatt für die Bilanz

§ 2 Abs. 1 Satz 1 RechKredV bestimmt, dass Kredit- und Finanzdienstleistungsinsti-
tute anstelle der in § 266 HGB vorgeschriebenen Bilanzgliederung das Formblatt 1 der 
RechKredV anzuwenden haben (vgl. Abbildung 15 (S. 66–67)), soweit für bestimmte 
Arten von Instituten in der RechKredV (insbesondere in den Fußnoten zu den Form- 
blättern) nichts anderes vorgeschrieben ist. Haben Kreditinstitute eine Bauspar-
abteilung, so müssen die für Bau sparkassen vorgesehenen besonderen Positionen in 
Formblatt 1 eingefügt werden (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 2 RechKredV).

Das in Abbildung 15 (S. 66–67) abgedruckte Ursprungsformblatt für die Bilanz von 
Universalkreditinstituten kann ebenso wie die folgenden aufgrund der Fußnoten 
zu verschiedenen Bilanzpositionen davon abweichenden Formblätter („Formblatt-
bündel“) sowohl unter www.vahlen.de als auch unter www.bank.uni-saarland.de 
abgerufen werden. Im Einzelnen sind dort die Bilanzformblätter für 

•• Universalkreditinstitute,

•• Pfandbriefbanken,

•• Bausparkassen,

•• Kreditgenossenschaften – auch mit Warengeschäft – und genossenschaft liche 
Zentralbanken in genossenschaftlicher Rechtsform,

•• genossenschaftliche Zentralbanken, die nicht eingetragene Genossenschaften sind,

•• Finanzdienstleistungsinstitute sowie Kreditinstitute, sofern Letztere Skontroführer 
i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 1 BörsG und nicht CRR-Kreditinstitute i. S. d. § 1 Abs. 3d Satz 1 
KWG sind, und



Vahlen Handbücher   – Bieg/Waschbusch – Bankbilanzierung nach HGB und IFRS (3. Auflage) – 
Hersteller: Frau Deuringer   Stand: 07.09.2017   Status: Imprimatur  Bearb.: Fr  Seite 65

65C. Einfluss der besonderen Geschäftstätigkeit

•• Finanzdienstleistungsinstitute, die das Finanzierungsleasing gemäß § 1 Abs. 1a 
Nr. 10 KWG betreiben,

verfügbar.
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(Formblattbündel Nr. 2)

Bausparkassen
(Formblattbündel Nr. 3.1)

Kreditgenossenschaften – auch mit Waren-
geschäft – und genossenschaftliche Zentral-
banken in genossenschaftlicher Rechtsform 
(Formblattbündel Nr. 4.1)

Genossenschaftliche Zentralbanken, die nicht 
eingetragene Genossenschaften sind
(Formblattbündel Nr. 5.1)

Finanzdienstleistungsinstitute sowie Kredit-
institute, sofern Letztere Skontroführer und 
nicht CRR-Kreditinstitute sind
(Formblattbündel Nr. 6.1)
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Bilanzformblatt

Finanzdienstleistungsinstitute, die das Finan-
zierungsleasing gemäß § 1 Abs. 1a Nr. 10 KWG 
betreiben
(Formblattbündel Nr. 7.1)

Abbildung 14: Von Formblatt 1 der RechKredV (aufgrund von Fußnoten) abweichende 
Formblätter für die Bilanz „spezieller“ Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute
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Aktivseite
Jahresbilanz zum ..............................................................

der ................................................................

Euro Euro Euro
1. Barreserve

a) Kassenbestand
b) Guthaben bei Zentralnotenbanken

darunter: bei der Deutschen Bundesbank ............ Euro
c) Guthaben bei Postgiroämtern

............

............

............ ............
2. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, die zur

Refinanzierung bei Zentralnotenbanken zugelassen sind
a) Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen

sowie ähnliche Schuldtitel öffentlicher Stellen
darunter: bei der Deutschen Bundesbank refinanzierbar ............ Euro

b) Wechsel

............

............ ............
3. Forderungen an Kreditinstitute

a) täglich fällig
b) andere Forderungen

............

............ ............
4. Forderungen an Kunden

darunter: durch Grundpfandrechte gesichert ............ Euro
Kommunalkredite ............ Euro

............

5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche
Wertpapiere
a) Geldmarktpapiere

aa) von öffentlichen Emittenten
darunter: beleihbar bei der Deutschen Bundesbank ............ Euro

ab) von anderen Emittenten
darunter: beleihbar bei der Deutschen Bundesbank ............ Euro

b) Anleihen und Schuldverschreibungen
ba) von öffentlichen Emittenten

darunter: beleihbar bei der Deutschen Bundesbank ............ Euro
bb) von anderen Emittenten

darunter: beleihbar bei der Deutschen Bundesbank ............ Euro
c) eigene Schuldverschreibungen

Nennbetrag ............ Euro

............

............

............

............

............

............

............ ............

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere ............
6a.Handelsbestand ............
7. Beteiligungen

darunter: an Kreditinstituten ............ Euro
an Finanzdienstleistungsinstituten ............ Euro

............

8. Anteile an verbundenen Unternehmen
darunter: an Kreditinstituten ............ Euro

an Finanzdienstleistungsinstituten ............ Euro

............

9. Treuhandvermögen
darunter: Treuhandkredite ............ Euro

............

10. Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand ein-
schließlich Schuldverschreibungen aus deren Umtausch ............

11. Immaterielle Anlagewerte
a) selbst geschaffene gewerbliche Schutzrechte und ähnliche

Rechte und Werte                                                                          
b) entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte 

und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen 
Rechten und Werten                                 

c) Geschäfts- oder Firmenwert                                                      
d) geleistete Anzahlungen

............

............

............

............ ............
12. Sachanlagen ............
13. Eingefordertes, noch nicht eingezahltes Kapital ............
14. Sonstige Vermögensgegenstände ............
15. Rechnungsabgrenzungsposten ............
16. Aktive latente Steuern ............
17. Aktiver Unterschiedsbetrag aus der Vermögensverrechnung ............
18. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag ............

Summe der Aktiva ............



Vahlen Handbücher   – Bieg/Waschbusch – Bankbilanzierung nach HGB und IFRS (3. Auflage) – 
Hersteller: Frau Deuringer   Stand: 07.09.2017   Status: Imprimatur  Bearb.: Fr  Seite 67

67C. Einfluss der besonderen Geschäftstätigkeit

............................................

............................................ Passivseite

Euro Euro Euro
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

a) täglich fällig
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist

............

............ ............
2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden

a) Spareinlagen
aa) mit vereinbarter Kündigungsfrist von drei Monaten
ab) mit vereinbarter Kündigungsfrist von mehr als drei Monaten

b) andere Verbindlichkeiten
ba) täglich fällig
bb) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist

...........

............

............

............

............

............ ............
3. Verbriefte Verbindlichkeiten

a) begebene Schuldverschreibungen
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten

darunter: Geldmarktpapiere ............ Euro
eigene Akzepte und Solawechsel im Umlauf ............ Euro

............

............ ............

3a.Handelsbestand ............
4. Treuhandverbindlichkeiten

darunter: Treuhandkredite ............ Euro
............

5. Sonstige Verbindlichkeiten ............
6. Rechnungsabgrenzungsposten ............
6a.Passive latente Steuern ............
7. Rückstellungen

a) Rückstellungen für Pensionen und ähnliche
Verpflichtungen

b) Steuerrückstellungen
c) andere Rückstellungen

8. weggefallen

............

............

............ ............

9. Nachrangige Verbindlichkeiten ............
10. Genussrechtskapital

darunter: vor Ablauf von zwei Jahren fällig ............ Euro
............

11. Fonds für allgemeine Bankrisiken ............
12. Eigenkapital

a) Eingefordertes Kapital
Gezeichnetes Kapital
abzüglich nicht eingeforderter ausstehender Einlagen

b) Kapitalrücklage
c) Gewinnrücklagen

ca) gesetzliche Rücklage
cb) Rücklage für Anteile an einem herrschenden

oder mehrheitlich beteiligten Unternehmen
cc) satzungsmäßige Rücklagen
cd) andere Gewinnrücklagen

d) Bilanzgewinn/Bilanzverlust

............

............

............

............

............

............

............

............

...........
............ ............

Summe der Passiva ............

1. Eventualverbindlichkeiten 
a) Eventualverbindlichkeiten aus weiter-

gegebenen abgerechneten Wechseln
b) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und 

Gewährleistungsverträgen
c) Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten 

für fremde Verbindlichkeiten

............

............

............ ............
2. Andere Verpflichtungen

a) Rücknahmeverpflichtungen aus
unechten Pensionsgeschäften

b) Platzierungs- und Übernahmeverpflichtungen
c) Unwiderrufliche Kreditzusagen

............

............

............ ............

Abbildung 15: Formblatt für die Bilanz von Universalkreditinstituten gemäß RechKredV 
(Formblatt 1)
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Es soll jedoch nicht der Eindruck erweckt werden, dass den Vorstellungen in Art. 4 
sowie Art. 27 bzw. Art. 28 der EG-Bankbilanzrichtlinie, wonach eine grundsätzlich 
einheitliche von Rechtsform und Betätigungsfeld unabhängige Gliederung für die 
Bilanz erlassen werden soll, vom deutschen Gesetzgeber nicht Rechnung getragen 
worden wäre. Abbildung 14 (S. 65) zeigt den Zusammenhang zwischen dem Form-
blatt 1 der RechKredV für Universalkreditinstitute und den mittels Fußnoten daraus 
abgeleiteten Formblättern für die Bilanz „spezieller“ Kredit- und Finanzdienstleis-
tungsinstitute. Da das Formblatt 1 der RechKredV nach wie vor für alle Institute 
bindend ist und die für „spezielle“ Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute vor-
gesehenen Formblätter zum Teil nur geringe Abweichungen von diesem aufweisen, 
ist die Abbildung 14 so zu interpretieren, dass höherrangige Institute die Norm für 
das Bilanzformblatt für tieferrangige Institute vorgeben.

3. Formblätter für die Gewinn- und Verlustrechnung

Nach § 2 Abs. 1 Satz 1 RechKredV müssen Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute 
anstelle der in § 275 HGB für die Gewinn- und Verlustrechnung vorgeschriebenen 
Gliederungen in Staffelform (Gesamtkostenverfahren bzw. Umsatzkostenverfahren) 
eines der beiden Formblätter der RechKredV (Formblatt 2: Kontoform; Formblatt 3: 
Staffelform) anwenden, soweit für bestimmte Arten von Instituten in der RechKredV 
(insbesondere in den Fuß noten zu den Formblättern) nichts anderes vorgeschrieben 
ist. Die Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute besitzen somit für die Darstellung 
ihrer Gewinn- und Verlustrechnung ein Wahlrecht zwischen der Kontoform und der 
Staffelform. In der Praxis wird allerdings von den Kreditinstituten überwiegend die 
Staffelform gewählt (vgl. Wagener et al. 1995, S. 18). Gleiches gilt für die Finanzdienst-
leistungsinstitute. Kreditinstitute mit einer Bausparabteilung haben zudem die für 
Bausparkassen vorgesehenen besonderen Positionen in Formblatt 2 bzw. Formblatt 3 
einzufügen (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 2 RechKredV).

Die in den Abbildungen 16 (S. 70–71) und 17 (S. 72–73) abgedruckten Ursprungsform-
blätter für die Gewinn- und Verlustrechnung von Universalkreditinstituten können 
ebenso wie die folgenden aufgrund der Fußnoten zu verschiedenen GuV-Positionen 
davon abweichenden Formblätter sowohl unter www.vahlen.de als auch unter www.
bank.uni-saarland.de abgerufen werden. Im Einzelnen sind dort die Formblätter für 
die Gewinn- und Verlustrechnung (jeweils in Konto- und Staffelform) für 

•• Universalkreditinstitute,
•• Bausparkassen,
•• Kreditgenossenschaften – auch mit Warengeschäft – und genossenschaft liche 
Zentralbanken in genossenschaftlicher Rechtsform,
•• genossenschaftliche Zentralbanken, die nicht eingetragene Genossenschaften sind,
•• Finanzdienstleistungsinstitute, die nicht Skontroführer i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz  1 
BörsG sind,
•• Finanzdienstleistungsinstitute, die Skontroführer i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 1 BörsG 
sind, sowie Kreditinstitute, die Skontroführer i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 1 BörsG und 
nicht CRR-Kreditinstitute i. S. d. § 1 Abs. 3d Satz 1 KWG sind, und
•• Finanzdienstleistungsinstitute, die das Finanzierungsleasing gemäß § 1 Abs. 1a 
Nr. 10 KWG betreiben,

verfügbar.
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Analog zum Bilanzformblatt (vgl. Erster Abschnitt Kapitel C.II.2.) wird für die Form-
blätter der Gewinn- und Verlustrechnung in Abbildung  18 (S. 74) gezeigt, dass die 
Formblätter 2 und 3 der RechKredV wahlweise für alle Institute bindend sind und 
teilweise nur leicht zu den hiervon abweichenden Formblättern für „spezielle“ Kre-
dit- und Finanzdienstleistungsinstitute modifiziert werden. In Abbildung  18 gilt 
entsprechend zu Abbildung 14, dass Institute, die höherrangig angeordnet sind, die 
Norm für das jeweilige Formblatt der Gewinn- und Verlustrechnung für tieferrangige 
Institute vorgeben. Die in Abbildung 18 aufgeführten Formblattbündel können sowohl 
unter www.vahlen.de als auch unter www.bank.uni-saarland.de abgerufen werden.

4. Pflichtpositionen

a) Vorbemerkungen

Alle im Bilanzformblatt bzw. in den Formblättern für die Gewinn- und Verlustrech-
nung genannten Positionen bzw. alle ansonsten in der RechKredV vorgeschriebenen 
Positionen werden als Pflichtpositionen bezeichnet (vgl. hierzu auch Birck/Meyer 1976, 
S. II/41–II/43). Weitere Pflichtpositionen müssen gegebenenfalls aufgrund anderer 
Vorschriften (z. B. in der Gewinn- und Verlustrechnung gemäß § 340g Abs. 2 HGB: 
Zuführungen zum Sonderposten für allgemeine Bankrisiken bzw. Erträge aus der 
Auflösung des Sonderpostens für allgemeine Bankrisiken) gebildet werden.

Zur Erhöhung der Übersichtlichkeit und der Klarheit werden vor allem bei der Gliede-
rung der Bilanz, weniger bei der Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung, das 
Mittel der Untergliederung und zusätzlich oder in Verbindung damit auch die Technik 
der Ausgliederung angewendet. Dementsprechend kann zwischen Hauptpositionen, 
Untergliederungspositionen und Ausgliederungspositionen unterschieden werden.

b) Hauptpositionen

Die Beträge der Hauptpositionen werden in der Hauptspalte der Bilanz bzw. der 
Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesen und zur Bilanzsumme aufaddiert (z. B. 
in der Bilanz die Aktivposition 1: „Barreserve“) bzw. zum Jahreserfolg saldiert (z. B. 
in der Gewinn- und Verlustrechnung nach der Staffelform die GuV-Position 10: „All-
gemeine Verwaltungsaufwendungen“). Hauptpositionen finden sich auch unter dem 
Bilanzstrich (z. B. Vermerkposition U1: „Eventualverbindlichkeiten“).

Abbildung 19 (S. 75) zeigt diejenigen Hauptpositionen, die in der Bilanzgliederung für 
Universalkreditinstitute nicht enthalten sind. Aufgrund entsprechender Fußnoten 
sind diese bei den Kreditgenossenschaften mit Warengeschäft, bei den Bausparkas-
sen bzw. bei Finanzdienstleistungsinstituten, die das Finanzierungsleasing gemäß 
§ 1 Abs. 1a Nr. 10 KWG betreiben, in das Formblatt für die Bilanz einzufügen.

Die Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung wird durch Hauptpositionen zu-
nächst für die im Warengeschäft tätigen Kreditgenossenschaften ergänzt. Darüber 
hinaus wird sie für Finanzdienstleistungsinstitute, die nicht Skontroführer i. S. d. 
§ 27 Abs. 1 Satz 1 BörsG sind, für Institute, die Skontroführer i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 1 
BörsG und nicht CRR-Kreditinstitute i. S. d. § 1 Abs. 3d Satz 1 KWG sind, sowie für 
Finanzdienstleistungsinstitute, die das Finanzierungsleasing gemäß § 1 Abs. 1a Nr. 10 
KWG betreiben, abgeändert. Diese abweichenden Gliederungshauptpositionen sind 
in Abbildung 20 (S. 75–76) aufgeführt.



Vahlen Handbücher   – Bieg/Waschbusch – Bankbilanzierung nach HGB und IFRS (3. Auflage) – 
Hersteller: Frau Deuringer   Stand: 07.09.2017   Status: Imprimatur  Bearb.: Fr  Seite 70

1 Grundlagen70

Gewinn- und
der .............................................................

Aufwendungen für die Zeit vom ..........................................

Euro Euro Euro
1. Zinsaufwendungen ............
2. Provisionsaufwendungen ............
3. Nettoaufwand des Handelsbestands ............
4. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen

a) Personalaufwand
aa) Löhne und Gehälter
ab) soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung
darunter: für Altersversorgung ............ Euro

b) andere Verwaltungsaufwendungen

............

............ ............

............ ............
5. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf immaterielle

Anlagewerte und Sachanlagen ............
6. Sonstige betriebliche Aufwendungen ............
7. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Forderungen

und bestimmte Wertpapiere sowie Zuführungen zu Rück-
stellungen im Kreditgeschäft ............

8. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Beteiligungen,
Anteile an verbundenen Unternehmen und wie Anlagevermögen
behandelte Wertpapiere ............

9. Aufwendungen aus Verlustübernahme
10.  weggefallen

............

11. Außerordentliche Aufwendungen ............
12. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag ............
13. Sonstige Steuern, soweit nicht unter Posten 6 ausgewiesen ............
14. Auf Grund einer Gewinngemeinschaft, eines Gewinnabführungs-

oder eines Teilgewinnabführungsvertrags abgeführte Gewinne ............
15. Jahresüberschuss ............

Summe der Aufwendungen ............
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Verlustrechnung
.....................................................
bis ................................................ Erträge

Euro Euro
1. Zinserträge aus

a) Kredit- und Geldmarktgeschäften
b) festverzinslichen Wertpapieren und

Schuldbuchforderungen

............

............ ............
2. Laufende Erträge aus

a) Aktien und anderen nicht
festverzinslichen Wertpapieren

b) Beteiligungen
c) Anteilen an verbundenen Unternehmen

............

............

............ ............
3. Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnabführungs-

oder Teilgewinnabführungsverträgen ............
4. Provisionserträge ............
5. Nettoertrag des Handelsbestands ............
6. Erträge aus Zuschreibungen zu Forderungen und bestimmten

Wertpapieren sowie aus der Auflösung von Rückstellungen
im Kreditgeschäft ............

7. Erträge aus Zuschreibungen zu Beteiligungen, Anteilen an
verbundenen Unternehmen und wie Anlagevermögen behandelten
Wertpapieren ............

8. Sonstige betriebliche Erträge
9. weggefallen

............

10. Außerordentliche Erträge ............
11. Erträge aus Verlustübernahme ............
12. Jahresfehlbetrag ............

Summe der Erträge ............

1. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag ............
2. Gewinnvortrag/Verlustvortrag aus dem Vorjahr ............

............
3. Entnahmen aus der Kapitalrücklage ............

............
4. Entnahmen aus Gewinnrücklagen

a) aus der gesetzlichen Rücklage
b) aus der Rücklage für Anteile an einem herrschenden oder

mehrheitlich beteiligten Unternehmen
c) aus satzungsmäßigen Rücklagen
d) aus anderen Gewinnrücklagen

............

............

............

............ ............
............

5. Entnahmen aus Genussrechtskapital ............
............

6. Einstellungen in Gewinnrücklagen
a) in die gesetzliche Rücklage
b) in die Rücklage für Anteile an einem herrschenden oder

mehrheitlich beteiligten Unternehmen
c) in satzungsmäßige Rücklagen
d) in andere Gewinnrücklagen

............

............

............

............ ............
............

7. Wiederauffüllung des Genussrechtskapitals ............
8. Bilanzgewinn/Bilanzverlust ............

Abbildung 16: Formblatt für die Kontoform der Gewinn- und Verlustrechnung von  
Universalkreditinstituten gemäß RechKredV (Formblatt 2)
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Gewinn- und Verlustrechnung
der ..............................................................................................................

für die Zeit vom ..................................... bis ...............................................

Euro Euro Euro
1. Zinserträge aus

a) Kredit- und Geldmarktgeschäften
b) festverzinslichen Wertpapieren und

Schuldbuchforderungen

............

............ ............
2. Zinsaufwendungen ............ ............
3. Laufende Erträge aus

a) Aktien und anderen nicht
festverzinslichen Wertpapieren

b) Beteiligungen
c) Anteilen an verbundenen Unternehmen

............

............

............ ............
4. Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnabführungs-

oder Teilgewinnabführungsverträgen ............
5. Provisionserträge ............
6. Provisionsaufwendungen ............ ............
7. Nettoertrag oder Nettoaufwand des Handelsbestands ............
8. Sonstige betriebliche Erträge
9. weggefallen

............

10. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen
a) Personalaufwand

aa) Löhne und Gehälter
ab) soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung
darunter: für Altersversorgung ............ Euro

b) andere Verwaltungsaufwendungen

............

............ ............

............ ............
11. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf immaterielle

Anlagewerte und Sachanlagen ............
12. Sonstige betriebliche Aufwendungen ............
13. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Forderungen

und bestimmte Wertpapiere sowie Zuführungen zu Rück-
stellungen im Kreditgeschäft ............

14. Erträge aus Zuschreibungen zu Forderungen und bestimmten
Wertpapieren sowie aus der Auflösung von Rückstellungen
im Kreditgeschäft ............ ............

15. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Beteiligungen,
Anteile an verbundenen Unternehmen und wie Anlagevermögen
behandelte Wertpapiere ............

16. Erträge aus Zuschreibungen zu Beteiligungen, Anteilen an
verbundenen Unternehmen und wie Anlagevermögen behandelten
Wertpapieren ............ ............

17. Aufwendungen aus Verlustübernahme
18. weggefallen

............

19. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit ............
20. Außerordentliche Erträge ............
21. Außerordentliche Aufwendungen ............
22. Außerordentliches Ergebnis ............ ............
23. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag ............
24. Sonstige Steuern, soweit nicht unter Posten 12 ausgewiesen ............ ............
25. Erträge aus Verlustübernahme ............
26. Auf Grund einer Gewinngemeinschaft, eines Gewinnabführungs-

oder eines Teilgewinnabführungsvertrags abgeführte Gewinne ............
27. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag ............
28. Gewinnvortrag/Verlustvortrag aus dem Vorjahr ............

............
29. Entnahmen aus der Kapitalrücklage ............

............
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c) Untergliederungspositionen

Von Untergliederungspositionen wird gesprochen, wenn eine Hauptposition in ver-
schiedene Positionen zerlegt wird, deren Beträge in einer Vorspalte ausgewiesen 
werden und deren Betragssumme dem Betrag der jeweiligen Hauptposition ent-
spricht. So werden in der Bilanz von Universalkreditinstituten beispielsweise die 
Aktivposition 3: „Forderungen an Kredit institute“ in 3a: „täglich fällige“ und 3b: 
„andere Forderungen“ untergliedert sowie in der Gewinn- und Verlustrechnung von 
Universalkreditinstituten nach der Staffelform u. a. die GuV-Position 1: „Zinserträge“ 
in solche aus 1a: „Kredit- und Geldmarktgeschäften“ und aus 1b: „festverzinslichen 
Wertpapieren und Schuldbuchforderungen“ zerlegt.

Gerade im Bereich der Untergliederungspositionen sieht die RechKredV die um-
fangreichsten Veränderungen der Formblätter für Universalkreditinstitute durch 
entsprechende Fußnoten vor. Anstelle der üblicherweise für Universalkreditinstitute 
vorgesehenen Untergliederung sind in der Bilanz von Pfandbriefbanken, Bauspar-
kassen, Instituten in genossenschaftlicher Rechtsform und genossenschaftlichen 
Zentralbanken die in Abbildung 21 (S. 77–79) dargestellten Untergliederungen vor-
zunehmen.

Im Rahmen der Gewinn- und Verlustrechnung müssen Bausparkassen, Institute in 
genossenschaftlicher Rechtsform und genossenschaftliche Zentralbanken sowie Fi-
nanzdienstleistungsinstitute, die das Finanzierungsleasing gemäß § 1 Abs. 1a Nr. 10 
KWG betreiben, von Universalkreditinstituten abweichende Untergliederungsvor-
schriften beachten. Diese ergänzenden Untergliederungspositionen zeigt die Abbil-
dung 22 (S. 80).

d) Ausgliederungspositionen

Die Ausgliederungspositionen zu den Hauptpositionen, Untergliederungspositionen 
oder zu den Positionsgruppen sind erkennbar an dem Wort „darunter“ oder „da-
von“. Deswegen werden sie auch gelegentlich als Darunter- bzw. Davonpositionen 

30. Entnahmen aus Gewinnrücklagen
a) aus der gesetzlichen Rücklage
b) aus der Rücklage für Anteile an einem herrschenden oder

mehrheitlich beteiligten Unternehmen
c) aus satzungsmäßigen Rücklagen
d) aus anderen Gewinnrücklagen

............

............

............

............ ............
............

31. Entnahmen aus Genussrechtskapital ............
............

32. Einstellungen in Gewinnrücklagen
a) in die gesetzliche Rücklage
b) in die Rücklage für Anteile an einem herrschenden oder

mehrheitlich beteiligten Unternehmen
c) in satzungsmäßige Rücklagen
d) in andere Gewinnrücklagen

............

............

............

............ ............
............

33. Wiederauffüllung des Genussrechtskapitals ............
34. Bilanzgewinn/Bilanzverlust ............

Abbildung 17: Formblatt für die Staffelform der Gewinn- und Verlust rechnung von 
Universalkreditinstituten gemäß RechKredV (Formblatt 3)
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oder als Darunter- bzw. Davon-Vermerke bezeichnet; die RechKredV spricht in § 3 
von Unterposten. So sind beispielsweise in der Bilanz von Universalkreditinstitu-
ten zur Aktivposition 4: „Forderungen an Kunden“ die „durch Grundpfandrechte 
gesicherten“ Forderungen sowie die „Kommunalkredite“ gesondert auszuweisen. 
Aus der Untergliederungsposition 10ab: „Soziale Abgaben und Aufwendungen für 
Altersversorgung und für Unterstützung“ in der Gewinn- und Verlustrechnung nach 
der Staffelform sind diejenigen „für Altersversorgung“ auszugliedern (vgl. auch die 
zahlreichen Beispiele für Ausgliederungspositionen im Rahmen der durch Fußnoten 
geänderten Untergliederungspositionen im Ersten Abschnitt Kapitel C.II.4.c)).
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Bausparkassen
(Formblattbündel Nr. 3.2 bzw. Nr. 3.3)

Kreditgenossenschaften – auch mit Waren-
geschäft – und genossenschaftliche Zentral-
banken in genossenschaftlicher Rechtsform
(Formblattbündel Nr. 4.2 bzw. Nr. 4.3)

Genossenschaftliche Zentralbanken, die nicht 
eingetragene Genossenschaften sind
(Formblattbündel Nr. 5.2 bzw. Nr. 5.3)

Finanzdienstleistungsinstitute, die nicht 
Skontroführer sind
(Formblattbündel Nr. 6.2 bzw. Nr. 6.3)

Finanzdienstleistungsinstitute, die Skontro-
führer sind, sowie Kreditinstitute, die Skontro-
führer und nicht CRR-Kreditinstitute sind
(Formblattbündel Nr. 6.4 bzw. Nr. 6.5)

Fi
na

nz
di

en
st

le
is

tu
ng

si
ns

tit
ut

e 
in

 g
en

os
se

ns
ch

af
tli

ch
er

 R
ec

ht
sf

or
m

 s
ow

ie
 

K
re

di
tin

st
itu

te
in

 g
en

os
se

ns
ch

af
tli

ch
er

 R
ec

ht
sf

or
m

, d
ie

Sk
on

tr
of

üh
re

r u
nd

 
ni

ch
t C

R
R

-K
re

di
tin

st
itu

te
 s

in
d

(F
or

m
bl

at
tb

ün
de

l N
r.

6.
2 

bz
w

. N
r.

6.
3,

N
r.

6.
4 

bz
w

. N
r.

6.
5 

od
er

 N
r.

7.
2 

bz
w

. N
r.

7.
3

je
w

ei
ls

 i.
V

.m
. N

r.
4.

2 
bz

w
. N

r.
4.

3)

Formblätter der Gewinn- und Verlustrechnung

Finanzdienstleistungsinstitute, die das Finan-
zierungsleasing gemäß § 1 Abs. 1a Nr. 10 KWG 
betreiben
(Formblattbündel Nr. 7.2 bzw. Nr. 7.3)

Abbildung 18: Von Formblatt 2 bzw. Formblatt 3 der RechKredV (aufgrund von Fuß-
noten) abweichende Formblätter für die Gewinn- und Verlustrechnung „spezieller“ 

Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute
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Kreditgenossenschaften, die das Warengeschäft betreiben  
(Fußnote 6):

− Staffelform 

− Kontoform

GuV-Position 7a:

Aufwandsposition 3a
bzw. Ertragsposition 5a:

„Rohergebnis aus 
Warenverkehr und 
Nebenbetrieben“

„Rohergebnis aus 
Warenverkehr und 
Nebenbetrieben“

.... Euro

.... Euro

Finanzdienstleistungsinstitute, die nicht Skontroführer i. S. d. § 27 
Abs. 1 Satz 1 BörsG sind (Fußnote 7):

− statt der GuV-Position 7: „Nettoertrag oder Nettoaufwand des Handels-
bestands“ (Staffelform) ist auszuweisen:

- - GuV-Position 7a: „Ertrag des Handelsbestands“ .... Euro

- - GuV-Position 7b: „Aufwand des Handelsbestands“ .... Euro

− statt der Aufwandsposition 3: „Nettoaufwand des Handelsbestands“ bzw. 
der Ertragsposition 5: „Nettoertrag des Handelsbestands“ (Kontoform) ist 
auszuweisen:

- - Aufwandsposition 3: „Aufwand des Handelsbestands“ .... Euro

- - Ertragsposition 5: „Ertrag des Handelsbestands“ .... Euro

Institute, die Skontroführer i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 1 BörsG und 
nicht CRR-Kreditinstitute i. S. d. § 1 Abs. 3d Satz 1 KWG sind 
(Fußnote 7):

− statt der GuV-Position 7: „Nettoertrag oder Nettoaufwand des Handels-
bestands“ (Staffelform) ist auszuweisen:

- - GuV-Position 7a: „Ertrag des Handelsbestands“ .... Euro
davon:
aa) „Wertpapiere“ .... Euro
ab) „Futures“ .... Euro
ac) „Optionen“ .... Euro
ad) „Kursdifferenzen aus

Aufgabegeschäften“ .... Euro

- - GuV-Position 7b: „Aufwand des Handelsbestands“ .... Euro
davon:
ba) „Wertpapiere“ .... Euro
bb) „Futures“ .... Euro
bc) „Optionen“ .... Euro
bd) „Kursdifferenzen aus

Aufgabegeschäften“ .... Euro

Kreditgenossenschaften, die das Warengeschäft betreiben:

− Aktivposition 6aa: „Warenbestand“
(Fußnote 3)

− Passivposition 2a: „Verpflichtungen aus Warengeschäften 
(Fußnote 8) und aufgenommenen Warenkrediten“

.... Euro

.... Euro

Bausparkassen:

− Passivposition 7a: „Fonds zur bauspartechnischen 
(Fußnote 11) Absicherung“ .... Euro

Finanzdienstleistungsinstitute, die das Finanzierungsleasing
gemäß § 1 Abs. 1a Nr. 10 KWG betreiben:

− Aktivposition 10a: „Leasingvermögen“
(Fußnote 14)

.... Euro

Abbildung 19: Ergänzende Bilanzgliederungshauptpositionen für Kredit-
genossenschaften mit Warengeschäft, für Bausparkassen bzw. für Finanzdienstleis-
tungsinstitute, die das Finanzierungsleasing gemäß § 1 Abs. 1a Nr. 10 KWG betreiben
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statt der Aufwandsposition 3: „Nettoaufwand des Handelsbestands“ bzw. 
der Ertragsposition 5: „Nettoertrag des Handelsbestands“ (Kontoform) ist 
auszuweisen:

- - Aufwandsposition 3: „Aufwand des Handelsbestands“ .... Euro

- - Ertragsposition 5: „Ertrag des Handelsbestands“ .... Euro

Institute, die Skontroführer i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 1 BörsG und 
nicht CRR-Kreditinstitute i. S. d. § 1 Abs. 3d Satz 1 KWG sind 
(Fußnote 7):

− statt der GuV-Position 7: „Nettoertrag oder Nettoaufwand des Handels-
bestands“ (Staffelform) ist auszuweisen:

- - GuV-Position 7a: „Ertrag des Handelsbestands“ .... Euro
davon:
aa) „Wertpapiere“ .... Euro
ab) „Futures“ .... Euro
ac) „Optionen“ .... Euro
ad) „Kursdifferenzen aus

Aufgabegeschäften“ .... Euro

- - GuV-Position 7b: „Aufwand des Handelsbestands“ .... Euro
davon:
ba) „Wertpapiere“ .... Euro
bb) „Futures“ .... Euro
bc) „Optionen“ .... Euro
bd) „Kursdifferenzen aus

Aufgabegeschäften“ .... Euro

− statt der Aufwandsposition 3: „Nettoaufwand des Handelsbestands“ bzw. 
der Ertragsposition 5: „Nettoertrag des Handelsbestands“ (Kontoform) ist 
auszuweisen:

- - Aufwandsposition 3: „Aufwand des Handelsbestands“ .... Euro
davon:
a) „Wertpapiere“ .... Euro
b) „Futures“ .... Euro
c) „Optionen“ .... Euro
d) „Kursdifferenzen aus

Aufgabegeschäften“ .... Euro

- - Ertragsposition 5: „Ertrag des Handelsbestands“ .... Euro
davon:
a) „Wertpapiere“ .... Euro
b) „Futures“ .... Euro
c) „Optionen“ .... Euro
d) „Kursdifferenzen aus

Aufgabegeschäften“ .... Euro

Finanzdienstleistungsinstitute, die das Finanzierungsleasing gemäß 
§ 1 Abs. 1a Nr. 10 KWG betreiben (Fußnote 9):

− Staffelform

− Kontoform

GuV-Position 01:

GuV-Position 02:

Aufwandsposition 01:

Ertragsposition 01:

„Leasing-
erträge“

„Leasingauf-
wendungen“

„Leasingauf-
wendungen“

„Leasing-
erträge“

.... Euro

.... Euro .... Euro

.... Euro

.... Euro

Abbildung 20: Abweichende Gliederungshauptpositionen in der Gewinn- und Verlust-
rechnung der Kreditgenossenschaften mit Warengeschäft, bestimmter Finanzdienst-

leistungsinstitute sowie „spezieller“ Kreditinstitute
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Aktivposition 3: „Forderungen an Kreditinstitute“ (Fußnote 1)

− Pfandbriefbanken 

a) Hypothekendarlehen

b) Kommunalkredite

c) andere Forderungen
darunter:
täglich fällig .... Euro
gegen Beleihung von Wertpapieren .... Euro

.... Euro

.... Euro

.... Euro .... Euro

− Bausparkassen

a) Bauspardarlehen

b) Vor- und Zwischenfinanzierungskredite

c) sonstige Baudarlehen

d) andere Forderungen
darunter:
täglich fällig .... Euro

.... Euro

.... Euro

.... Euro

.... Euro .... Euro

Aktivposition 4: „Forderungen an Kunden“ (Fußnote 2)

− Pfandbriefbanken

a) Hypothekendarlehen

b) Kommunalkredite

c) andere Forderungen
darunter:
gegen Beleihung von Wertpapieren .... Euro

.... Euro

.... Euro

.... Euro .... Euro

− Bausparkassen

a) Baudarlehen

aa) aus Zuteilungen (Bauspardarlehen)

ab) zur Vor- und Zwischenfinanzierung

ac) sonstige 
darunter:

.... Euro

.... Euro

.... Euro .... Euro

durch Grundpfandrechte 
gesichert .... Euro

b) andere Forderungen .... Euro .... Euro

Aktivposition 7: „Beteiligungen und Geschäftsguthaben bei Genos-
senschaften“ bei Instituten in genossenschaftlicher
Rechtsform und genossenschaftlichen Zentralbanken
(Fußnote 4)

a) Beteiligungen
darunter:
an Kreditinstituten .... Euro
an Finanzdienstleistungsinstituten .... Euro

.... Euro

b) Geschäftsguthaben bei Genossenschaften
darunter:
bei Kreditgenossenschaften .... Euro
bei Finanzdienstleistungsinstituten .... Euro

.... Euro .... Euro

Aktivposition 15: „Rechnungsabgrenzungsposten“ bei Pfandbrief-
banken (Fußnote 5)

a) aus dem Emissions- und Darlehensgeschäft

b) andere

.... Euro

.... Euro .... Euro

Passivposition 1:
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a) Baudarlehen

aa) aus Zuteilungen (Bauspardarlehen)

ab) zur Vor- und Zwischenfinanzierung

ac) sonstige 
darunter:

.... Euro

.... Euro

.... Euro .... Euro

durch Grundpfandrechte 
gesichert .... Euro

b) andere Forderungen .... Euro .... Euro

Aktivposition 7: „Beteiligungen und Geschäftsguthaben bei Genos-
senschaften“ bei Instituten in genossenschaftlicher
Rechtsform und genossenschaftlichen Zentralbanken
(Fußnote 4)

a) Beteiligungen
darunter:
an Kreditinstituten .... Euro
an Finanzdienstleistungsinstituten .... Euro

.... Euro

b) Geschäftsguthaben bei Genossenschaften
darunter:
bei Kreditgenossenschaften .... Euro
bei Finanzdienstleistungsinstituten .... Euro

.... Euro .... Euro

Aktivposition 15: „Rechnungsabgrenzungsposten“ bei Pfandbrief-
banken (Fußnote 5)

a) aus dem Emissions- und Darlehensgeschäft

b) andere

.... Euro

.... Euro .... Euro

Passivposition 1: „Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten“
(Fußnote 6)

− Pfandbriefbanken

a) begebene Hypotheken-Namenspfandbriefe

b) begebene öffentliche Namenspfandbriefe

c) andere Verbindlichkeiten
darunter:
täglich fällig .... Euro
zur Sicherstellung aufgenommener Darlehen
an den Darlehensgeber ausgehändigte
Hypotheken-Namenspfandbriefe .... Euro 
und öffentliche Namenspfandbriefe .... Euro

.... Euro

.... Euro

.... Euro .... Euro

− Bausparkassen

a) Bauspareinlagen
darunter:
auf gekündigte Verträge .... Euro
auf zugeteilte Verträge .... Euro

b) andere Verbindlichkeiten
darunter:

.... Euro

.... Euro .... Euro

täglich fällig .... Euro

Passivposition 2: „Verbindlichkeiten gegenüber Kunden“ (Fußnote 7)

− Pfandbriefbanken
a) begebene Hypotheken-Namenspfandbriefe

b) begebene öffentliche Namenspfandbriefe

c) Spareinlagen

ca) mit vereinbarter Kündigungsfrist von 
drei Monaten

cb) mit vereinbarter Kündigungsfrist von 
mehr als drei Monaten

d) andere Verbindlichkeiten 
darunter:
täglich fällig .... Euro
zur Sicherstellung aufgenommener Darlehen
an den Darlehensgeber ausgehändigte 
Hypotheken-Namenspfandbriefe .... Euro
und öffentliche Namenspfandbriefe .... Euro

..... Euro

..... Euro

…. Euro

…. Euro

.... Euro

.... Euro .... Euro

− Bausparkassen
a) Einlagen aus dem Bauspargeschäft und 

Spareinlagen

aa) Bauspareinlagen
darunter:
auf gekündigte Verträge …. Euro
auf zugeteilte Verträge …. Euro

ab) Abschlusseinlagen

ac) Spareinlagen mit vereinbarter Kündi-
gungsfrist von drei Monaten

ad) Spareinlagen mit vereinbarter Kündi-
gungsfrist von mehr als drei Monaten

.... Euro

.... Euro

.... Euro

.... Euro .... Euro

Passivposition 3:
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a) begebene Hypotheken-Namenspfandbriefe

b) begebene öffentliche Namenspfandbriefe

c) Spareinlagen

ca) mit vereinbarter Kündigungsfrist von 
drei Monaten

cb) mit vereinbarter Kündigungsfrist von 
mehr als drei Monaten

d) andere Verbindlichkeiten 
darunter:
täglich fällig .... Euro
zur Sicherstellung aufgenommener Darlehen
an den Darlehensgeber ausgehändigte 
Hypotheken-Namenspfandbriefe .... Euro
und öffentliche Namenspfandbriefe .... Euro

..... Euro

..... Euro

…. Euro

…. Euro

.... Euro

.... Euro .... Euro

− Bausparkassen
a) Einlagen aus dem Bauspargeschäft und 

Spareinlagen

aa) Bauspareinlagen
darunter:
auf gekündigte Verträge …. Euro
auf zugeteilte Verträge …. Euro

ab) Abschlusseinlagen

ac) Spareinlagen mit vereinbarter Kündi-
gungsfrist von drei Monaten

ad) Spareinlagen mit vereinbarter Kündi-
gungsfrist von mehr als drei Monaten

.... Euro

.... Euro

.... Euro

.... Euro .... Euro

Passivposition 3: „Verbriefte Verbindlichkeiten“ bei Pfandbriefbanken
(Fußnote 9)

a) begebene Schuldverschreibungen

aa) Hypothekenpfandbriefe

ab) öffentliche Pfandbriefe

ac) sonstige Schuldverschreibungen

b) andere verbriefte Verbindlichkeiten
darunter:
Geldmarktpapiere …. Euro

.... Euro

.... Euro

.... Euro .... Euro

.... Euro .... Euro

Passivposition 6: „Rechnungsabgrenzungsposten“ bei Pfandbrief-
banken (Fußnote 10)

a) aus dem Emissions- und Darlehensgeschäft

b) andere

.... Euro

.... Euro .... Euro

Passivposition 12: „Eigenkapital“ bei Genossenschaften (Fußnote 13)

statt der Untergliederungsposition 12c: „Gewinnrücklagen“ ist auszuweisen:

c) Ergebnisrücklagen

ca) gesetzliche Rücklage

cb) andere Ergebnisrücklagen

…. Euro

…. Euro…. Euro

Die Ergebnisrücklage nach § 73 Abs. 3 GenG und die Beträge, die aus 
dieser Ergebnisrücklage an ausgeschiedene Genossen auszuzahlen sind, 
müssen vermerkt werden.

Abbildung 21: Ergänzende Bilanzuntergliederungspositionen für Pfandbriefbanken,  
für Bausparkassen sowie für Institute in genossenschaftlicher Rechtsform und 

 genossenschaftliche Zentralbanken
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Bausparkassen
− GuV-Position 1a: „Zinserträge aus Kredit- und Geldmarktgeschäften“

(Staffelform; Fußnote 1) bzw. Ertragsposition 1a (Kontoform; Fußnote 2)

aa) Bauspardarlehen

ab) Vor- und Zwischenfinanzierungskrediten

ac) sonstigen Baudarlehen

ad) sonstigen Kredit- und Geldmarkt-
geschäften

.... Euro

.... Euro

.... Euro

.... Euro .... Euro

− GuV-Position 2: „Zinsaufwendungen“ (Staffelform; Fußnote 2) 
bzw. Aufwandsposition 1 (Kontoform; Fußnote 1)

a) für Bauspareinlagen

b) andere Zinsaufwendungen

.... Euro

.... Euro .... Euro

− GuV-Position 5: „Provisionserträge“ (Staffelform; Fußnote 4) 
bzw. Ertragsposition 4 (Kontoform; Fußnote 5) 

a) aus Vertragsabschluss und -vermittlung .... Euro

b) aus der Darlehensregelung nach der Zu-
teilung

c) aus Bereitstellung und Bearbeitung von 
Vor- und Zwischenfinanzierungskrediten

d) andere Provisionserträge

.... Euro

.... Euro

.... Euro .... Euro

− GuV-Position 6: „Provisionsaufwendungen“ (Staffelform; Fußnote 5) 
bzw. Aufwandsposition 2 (Kontoform; Fußnote 4) 

a) Provisionen für Vertragsabschluss und 
-vermittlung

b) andere Provisionsaufwendungen

.... Euro

.... Euro .... Euro

Institute in genossenschaftlicher Rechtsform und genossenschaft-
liche Zentralbanken: (Fußnote 3)

− Staffelform GuV-Position 3b: „Laufende Erträge aus Betei-
ligungen und aus Geschäfts-
guthaben bei Genossen-
schaften“

− Kontoform Ertragsposition 2b: „Laufende Erträge aus Betei-
ligungen und aus Geschäfts-
guthaben bei Genossen-
schaften“

.... Euro

.... Euro

Finanzdienstleistungsinstitute, die das Finanzierungsleasing gemäß 
§ 1 Abs. 1a Nr. 10 KWG betreiben
GuV-Position 11: „Abschreibungen und Wertberichtigungen“ (Staffelform; 
Fußnote 8) bzw. Aufwandsposition 5 (Kontoform; Fußnote 8)

a) auf Leasingvermögen

b) auf immaterielle Anlagewerte und Sach-
anlagen

.... Euro

.... Euro .... Euro

Abbildung 22: Ergänzende Untergliederungspositionen in der Gewinn- und Verlust-
rechnung von Bausparkassen, von Instituten in genossenschaftlicher Rechtsform und 

genossenschaftlichen Zentralbanken sowie von Finanzdienstleistungsinstituten, die das 
Finanzierungsleasing gemäß § 1 Abs. 1a Nr. 10 KWG betreiben
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Es ist zu beachten, dass sich bei der Addition der Beträge der Ausgliederungsvermer-
ke zu einer Hauptposition, einer Untergliederungsposition oder einer Positionsgrup-
pe nicht der Gesamtbetrag der entsprechenden Hauptposition, Untergliederungs-
position oder Positionsgruppe ergeben muss.

Die in Abbildung  23 aufgeführten Ausgliederungspositionen finden sich nicht in 
der Gliederung der Bilanz für Universalkreditinstitute. Aufgrund entsprechender 
Fußnoten sind diese bei Kreditgenossenschaften, die das Warengeschäft betreiben, 
bzw. bei Finanzdienstleistungsinstituten sowie bei Kreditinstituten, sofern Letztere 
Skontroführer i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 1 BörsG und nicht CRR-Kreditinstitute i. S. d. § 1 
Abs. 3d Satz 1 KWG sind, einzu fügen.

Kreditgenossenschaften, die das Warengeschäft betreiben:

− Aktivposition 4: „Forderungen an Kunden“
(Fußnote 2) darunter:

Warenforderungen .... Euro

− Passivposition 3b: „andere verbriefte Verbindlichkeiten“
(Fußnote 9) zu der Ausgliederungsposition: 

„eigene Akzepte und Solawechsel im 
Umlauf“ .... Euro
darunter:
aus dem Warengeschäft .... Euro

Finanzdienstleistungsinstitute sowie Kreditinstitute, sofern Letztere 
Skontroführer i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 1 BörsG und nicht CRR-Kredit-
institute i. S. d. § 1 Abs. 3d Satz 1 KWG sind:

− Aktivposition 4: „Forderungen an Kunden“
(Fußnote 2) darunter:

„an Finanzdienstleistungsinstitute“ .... Euro

− Passivposition 2: „Verbindlichkeiten gegenüber Kunden“
(Fußnote 7) darunter:

„gegenüber Finanzdienstleistungsinstituten“ .... Euro

Abbildung 23: Ergänzende Bilanzausgliederungspositionen für Kredit genossenschaften 
mit Warengeschäft, für Finanzdienstleistungsinstitute sowie für „spezielle“ 

 Kreditinstitute

§ 3 Satz 1 RechKredV schreibt weitere Ausgliederungspositionen in der Bilanz für 
Institute vor, die jedoch nicht im Bilanzformblatt aufgeführt sind, da hier ein Aus-
weiswahlrecht gemäß § 3 Satz 2 RechKredV besteht. Die Abbildung 24 (S. 82) zeigt 
diese fakultativen Bilanzausgliederungspositionen.

Das Ausweiswahlrecht gemäß § 3 Satz 2 RechKredV bezüglich der Ausgliederungs-
positionen nach § 3 Satz 1 RechKredV besteht darin, dass die Angaben statt in der 
Bilanz im Anhang in der Reihenfolge der betroffenen Positi onen gemacht werden 
können. Für einen Ausweis im Anhang, der auch die Regel ist (vgl. Wagener et al. 1995, 
S. 34), spricht, dass dadurch eine bessere „Übersichtlichkeit und Klarheit der Bilanz“ 
(Krumnow et al. 2004, S. 943) erreicht wird. Zu den Definitionen für „Beteiligungen“ 
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bzw. „verbundene Unternehmen“ vgl. Zweiter Abschnitt Kapitel A.III.5.e) und Zwei-
ter Abschnitt Kapitel A.III.5.f).

In der Gewinn- und Verlustrechnung gibt es ebenfalls Ausgliederungspositionen, 
die nicht in den Gliederungen der Gewinn- und Verlustrechnung von Universal-
kreditinstituten enthalten sind. Aufgrund entsprechender Fußnoten sind diese in 
Abbildung 25 (S. 83) gezeigten fakultativen Ausgliederungspositionen bei Instituten, 
die Skontroführer i. S. d. § 27 Abs. 1 Satz 1 BörsG und nicht CRR-Kreditinstitute i. S. d. 
§ 1 Abs. 3d Satz 1 KWG sind, einzufügen.

e) Verbindlichkeit der Pflichtpositionen

Für alle Pflichtpositionen (also für Hauptpositionen einschließlich der Vermerkposi-
tionen unter dem Bilanzstrich sowie für Untergliederungs- und Ausgliederungspo-
sitionen) gilt, dass eine Zusammenziehung grundsätzlich unzulässig ist (vgl. § 340a 
Abs. 2 Satz 1 HGB, wonach § 265 Abs. 7 HGB nicht anzuwenden ist). Dies gilt auch in 
den Fällen, in denen Jahresabschlussersteller etwa der Untergliederung von Haupt-
positionen keinerlei Informationswert beimessen. Birck/Meyer (vgl. Birck/Meyer 1976, 
S. II/42) nennen als Beispiel hierfür ausdrücklich die einzelnen Untergliederungs-
positionen der „Barreserve“ in der Bilanz (Aktivposition 1).

Aktivpositionen

− Nr. 3: „Forderungen an Kreditinstitute“

− Nr. 4: „Forderungen an Kunden“

− Nr. 5: „Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche 
Wertpapiere“

Zu diesen Aktivpositionen sind jeweils gesondert anzugeben die ver-
brieften und unverbrieften Forderungen an:

- - „verbundene Unternehmen“

- - „Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht“.

(§ 3 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 RechKredV)

Passivpositionen

− Nr. 1: „Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten“

− Nr. 2: „Verbindlichkeiten gegenüber Kunden“ 

− Nr. 3: „Verbriefte Verbindlichkeiten“ 

− Nr. 9: „Nachrangige Verbindlichkeiten“ 

Zu diesen Passivpositionen sind jeweils gesondert anzugeben die ver-
brieften und unverbrieften Verbindlichkeiten gegenüber:

- - „verbundenen Unternehmen“

- - „Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht“.

(§ 3 Satz 1 Nr. 3 und Nr. 4 RechKredV)

Abbildung 24: Fakultative Bilanzausgliederungspositionen für Kredit- und Finanzdienst-
leistungsinstitute nach § 3 Satz 1 RechKredV
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Eine Ausnahme hinsichtlich des vollständigen Ausweises der Pflichtpositionen sieht 
§ 2 Abs. 2 Satz 1 RechKredV vor. Danach dürfen die „mit kleinen Buchstaben versehe-
nen Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung … zusammengefasst 
ausgewiesen werden, wenn

1. sie einen Betrag enthalten, der für die Vermittlung eines den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechenden Bildes im Sinne des § 264 Abs. 2 des Handelsgesetz-
buchs nicht erheblich ist, oder

2. dadurch die Klarheit der Darstellung vergrößert wird; in diesem Falle müssen die 
zusammengefassten Posten jedoch im Anhang gesondert ausgewiesen werden.“

Interessant ist in diesem Zusammenhang zweierlei. Zum einen sind die in § 2 Abs. 2 
Satz 1 RechKredV genannten Voraussetzungen identisch mit den Voraussetzungen, 
die in dem entsprechenden allgemeinen Gliederungsgrundsatz des § 265 Abs. 7 HGB 
genannt sind; diese Vorschrift darf allerdings von den Kredit- und Finanzdienstleis-
tungsinstituten aufgrund des § 340a Abs. 2 Satz 1 HGB nicht angewendet werden. 
Zum anderen ist diese Ausnahmeregelung nur auf die publizierten Bilanzen und 
Gewinn- und Verlustrechnungen, nicht dagegen auf die der BaFin und der Deutschen 
Bundesbank einzureichenden Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen anzu-
wenden (vgl. § 2 Abs. 2 Satz 2 RechKredV).

Die Verbindlichkeit der Formblätter geht so weit, dass die Bezeichnung der Positio-
nen, der in der RechKredV festgelegte Inhalt der Positionen und die Reihenfolge der 
Positionen grundsätzlich nicht verändert werden dürfen (§ 340a Abs. 2 Satz 1 HGB 
untersagt die Anwendung von § 265 Abs. 6 HGB; vgl. hierzu Krumnow et al. 2004, S. 84). 
Dagegen sind die folgenden allgemeinen Gliederungsgrundsätze des § 265 HGB von 
den Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten anzuwenden, da § 340a Abs. 2 Satz 1 
HGB für diese keine Nichtanwendung vorsieht:

•• Abs. 1: grundsätzliche Darstellungs- und Gliederungsstetigkeit;

•• Abs. 2: Angabe von Vorjahresbeträgen;

•• Abs. 3: Vermerk der Mitzugehörigkeit zu anderen Bilanzpositionen;

•• Abs. 4:  Gliederung des Jahresabschlusses bei mehreren Geschäftszweigen (vgl. 
dazu auch § 2 Abs. 1 Satz 2 RechKredV).

Vgl. zu § 265 Abs. 5 und Abs. 8 HGB das nachfolgende Kapitel.

Abbildung 25: Ergänzende Ausgliederungspositionen in der Gewinn- und Verlustrech-
nung von Instituten, die Skontroführer und nicht CRR-Kredit institute sind

Institute, die Skontroführer im Sinne des § 27 Abs. 1 Satz 1 BörsG und 
nicht CRR-Kreditinstitute im Sinne des § 1 Abs. 3d Satz 1 KWG sind:

− GuV-Position 5:
(Staffelform, Fußnote 4)
bzw. Ertragsposition 4
(Kontoform, Fußnote 5)

„Provisionserträge“
davon:
a) Courtageerträge                      .... Euro
b) Courtage aus Poolausgleich   .... Euro

− GuV-Position 6:
(Staffelform, Fußnote 5) 
bzw. Aufwandsposition 2 
(Kontoform, Fußnote 4)

„Provisionsaufwendungen“
davon:
a) Courtageaufwendungen         ..... Euro
b) Courtage für Poolausgleich    ..... Euro
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5.  Weitere Aufgliederungen, neue Positionen sowie Leer- bzw. 
 Fehlpositionen

§ 340a Abs. 2 Satz 1 HGB untersagt nicht die Anwendung von § 265 Abs. 5 HGB. Damit 
ist auch bei Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten im Interesse der Erhöhung 
der Aussagefähigkeit des Jahresabschlusses eine weitere Aufgliederung der Positio-
nen zulässig, wobei jedoch die vorgeschriebene Gliederung zu beachten ist (vgl. § 265 
Abs. 5 Satz 1 HGB). Als Folge einer weiteren Aufgliederung von Positionen dürfen 
allerdings Klarheit und Übersichtlichkeit des Jahresabschlusses nicht leiden (vgl. 
§ 243 Abs. 2 HGB).

Die mögliche freiwillige über die Mindestgliederung der Formblätter hinausgehende 
Aufgliederung durch Einfügung von Zusatzpositionen bedeutet, dass die Pflicht-
positionen in Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung durch freiwillige Positionen 
aufgespalten und über das vorgeschriebene Maß hinaus untergliedert werden können, 
dass aber auch eine über das übliche Maß hinausgehende Ausgliederung vorge-
nommen werden darf. Man wird dabei der von Birck/Meyer geäußerten Vorstellung 
zustimmen können, dass eine weitergehende Aufgliederung der Bilanz, aber auch 
der Gewinn- und Verlustrechnung, was dort nicht erwähnt wird, „grundsätzlich nur 
dann als zulässig angesehen werden (kann), wenn sie so erfolgt, dass ein außerhalb 
des Bankunternehmens [bzw. des Finanzdienstleistungsinstituts; Anm. d. Verf.] ste-
hender fachkundiger Bilanzleser in der Lage ist, sie [die Bilanz; Anm. d. Verf.] ohne 
besondere Mühe und zweifelsfrei auf die vorgeschriebene Mindestgliederung zu 
reduzieren, d. h., er muss in der Lage sein, alle freiwillig gezeigten Positionen, Un-
terpositionen usw. eindeutig in die Pflichtpositionen … einzuordnen“ (Birck/Meyer 
1976, S. II/48). Nur so ist gewährleistet, dass der Jahresabschlussleser einen Vergleich 
mit Jahresabschlüssen anderer Institute durchführen kann.

Zielsetzung der weiteren Aufgliederung von Positionen nach § 265 Abs. 5 Satz 1 HGB 
sollte es grundsätzlich sein, die Aussagefähigkeit des Jahres abschlusses zu steigern. 
Es darf jedoch nicht übersehen werden, dass § 265 Abs. 5 Satz 1 HGB dem Ersteller 
des Jahresabschlusses auch die Möglichkeit bietet, mit dem Instrument der weiteren 
Aufgliederung von Positionen jahresabschlusspolitische Ziele zu verfolgen. So kann 
er beispielsweise einen erweiterten Jahresabschluss präsentieren, der dem Jahres-
abschlussleser Positionsinhalte und Sachverhalte in einem günstigeren Licht als bei 
Verwendung der unveränderten Formblätter erscheinen lässt (vgl. Birck/Meyer 1976, 
S. II/47; Waschbusch 1992a, S. 419). In diesem Zusammenhang muss allerdings auf den 
Grundsatz der Darstellungsstetigkeit (vgl. § 265 Abs. 1 HGB) hingewiesen werden.

Der freiwilligen Aufgliederung des Jahresabschlusses durch Zusatzpositionen wer-
den zudem durch § 243 Abs. 2 HGB Grenzen gesetzt. Die Fülle der Positionen darf 
letztendlich nicht dazu führen, dass der Jahresabschluss unübersichtlich wird. Eine 
solche Situation ist aufgrund der bereits sehr weitgehenden Mindestgliederung 
der institutsspezifischen Formblätter schon durch relativ wenige Zusatzpositionen 
erreicht.

§ 265 Abs. 5 Satz 2 HGB erlaubt darüber hinaus die Hinzufügung neuer Positionen, 
wenn ihr Inhalt nicht von einer der vorgeschriebenen Positionen gedeckt ist. Diese 
Möglichkeit ist insbesondere für Spezialkreditinstitute relevant, um ihre spezifische 
Geschäftstätigkeit in Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung abbilden zu können 
(vgl. Krumnow et al. 2004, S. 916).
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85C. Einfluss der besonderen Geschäftstätigkeit

Für Pflichtpositionen in Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung (Haupt-, Un-
tergliederungs- und Ausgliederungspositionen), die keinen Betrag aufweisen, weil 
darunter auszuweisende Aktiva oder Passiva bzw. Aufwendungen oder Erträge am 
Abschlussstichtag nicht vorhanden bzw. im Geschäftsjahr nicht angefallen sind, gibt 
es zwei Ausweismöglichkeiten. Entweder ist in der Betragsspalte der Pflichtposition 
ein Strich zu machen (Leerposition) oder es wird von der Möglichkeit des § 265 Abs. 8 
HGB Gebrauch gemacht und die Position wird weggelassen (Fehlposition). Diese 
zweite Möglichkeit besteht allerdings nur dann, wenn bereits im Vorjahresabschluss 
eine Leerposition vorlag. Ansonsten wäre die verpflichtende Angabe des Vorjahres-
betrags nach § 265 Abs. 2 HGB nicht mehr möglich (vgl. zu Besonderheiten Hütten/
Lorson 2010, S. 29–30, Rn. 121–129).

Pflichtpositionen (Haupt-, Untergliederungs- und Ausgliederungspositionen), die 
nur sehr niedrige Wertansätze für Aktiva oder Passiva (z. B. „Erinnerungswerte“) 
bzw. nur sehr niedrige Aufwendungen oder Erträge aufweisen, stellen keine Leer-
positionen dar; sie können somit auch nicht zu Fehl positionen werden (vgl. auch 
Birck/Meyer 1976, S. II/50).
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